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Wer mit bayerischer
Kommunalpolitik
und mit
Wirtschafts- und
Umweltfragen
zu tun hat,
der braucht die

Bayerische
Gemeindezeitung

als umfassende
Informationsquelle
für Kommunalpolitiker
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Sakralbauten sorgten
für Besucherrekord
Als Hort des Denkmalschutzes bezeichnete
Regensburgs OB seine Stadt bei der Zentral-
veranstaltung zum Tag des
offenen Denkmals. Seite 3

Hans Schaidinger:

Die Länder
sind am Zug!
Wie der Präsident des Deutschen Städtetags
erläuterte, sieht der Spitzenverband Hand-
lungsbedarf u. a. bei Kinder-
betreuung und Bahnreform. Seite 3

Christian Ude:

Lebensqualität
im Alter sichern
Auf Einladung des Miltenberger Landrats tra-
fen sich Kommunalpolitiker, um über Alten-
hilfekonzepte für kleine Ge-
meinden zu diskutieren. Seite 20

Roland Schwing:

„Mitleid bekommt man ge-
schenkt. Neid muss man
sich verdienen“, lautet die
humorvolle Erkenntnis des
ehemaligen Quizmasters
Robert Lembke. Daran
wird sich der Bürgermeister
aufrichten, hat doch sein
Gegenkandidat bei der
nächsten Wahl eine ziemlich
perfide Geschichte in der
Zeitung lanciert. Seite 19

Nürnberg erwartet seine Gäste zur KOMMUNALE
Der Bayerische Gemeindetag hat gerufen und alle, alle kommen! Ausstellerrekord, Besucher-
rekord, Vortragsmarathon ... Zwei Tage volles Programm erwartet die Besucher am 11./12. Ok-
tober auf der NürnbergMesse zur KOMMUNALE 2007. Neben der Jahrestagung des kommu-
nalen Spitzenverbands bietet die größte süddeutsche Messe für Kommunalbedarf inzwischen
nahezu alles an Informationen, an Know-how und technischen Innovationen für kommunale
Entscheidungsträger, die inzwischen auch aus anderen Bundesländern und Österreich anreisen.
Die Bayerische Gemeindezeitung präsentiert ihr Update 2007 der „Virtuellen Behörde“. 

Vorgänger und Nachfolger beim CSU-Parteitag: Das Duo Günter Beckstein und Erwin Huber
gemeinsam mit Edmund Stoiber, dessen Ämter die langjährigen bayerischen Staatsminister
nunmehr übernehmen. 

CSU-Parteitag in München:

Neue Spitze, 
neues Programm

Chancen für alle / Starke Kommunen für ein starkes Land
Die Christlich-Soziale Union hat eine neue Führungsspitze: Wie
erwartet, wurde Kommunalminister Dr. Günther Beckstein vom
Münchner Parteitag mit 96,6 Prozent für das Amt des bayeri-
schen Ministerpräsidenten und als Spitzenkandidat für die Land-
tagswahl 2008 nominiert. Neuer Parteivorsitzender ist Erwin Hu-
ber, der sich gegen Bundesagrarminister Horst Seehofer und die
Fürther Landrätin Dr. Gabriele Pauli durchsetzen konnte. 

Bayerns Wirtschaftsminister
bekam 58,2 Prozent der Stim-
men. Der bisherige Parteichef
und scheidende Ministerpräsi-
dent Dr. Edmund Stoiber wurde
von den Delegierten einstimmig
zum CSU-Ehrenvorsitzenden er-
nannt. Zudem gab sich die CSU
nach 14 Jahren wieder ein neues
Grundsatzprogramm mit dem
Titel „Chancen für alle! In Frei-
heit und Verantwortung gemein-
sam Zukunft gestalten“.

Leitbild dieses Programms, an
dem sich über 33.000 CSU-Mit-
glieder auf Tagungen, in Inter-
netforen und mit Fragebögen be-
teiligt haben, soll die „solidari-
sche Leistungsgesellschaft“ sein,

in der die Eigenverantwortung
der Bürger Vorrang hat. 

Schwächere sollen sich aber
auf die Solidarität der Gesell-
schaft verlassen können. Ferner
wird das Festhalten am „Leitbild
Ehe und Familie“ bekräftigt. Die
Erziehungsleistung innerhalb der
Familie müsse finanziell besser
berücksichtigt werden. Die CSU
setzt sich auch zum Ziel, „die
Spaltung in Verlierer und Ge-
winner der Globalisierung durch
eine gestaltende Politik zu über-
winden“. Neu ist eine stärkere
Betonung von Klima- und Um-
weltschutz.

Kommunen 
„Quellen des sozialen und
kulturellen Lebens“

Bayerns Kommunen werden
im Grundsatzprogramm als
„Quellen des sozialen und kultu-
rellen Lebens“ dargestellt. Die
kommunale Gemeinschaft sei
„Ursprung aller Politik“. Hier
würden Selbstverantwortung,
soziales Miteinander und demo-

kratische Transparenz der Ent-
scheidungen gelebt und verwirk-
licht. Die CSU setze auf die po-
litische Mitgestaltung der Bür-
ger. Deshalb hätten Kommunal-
und Regionalpolitik eine grund-
legende Bedeutung für die Par-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Ministerpräsident Dr. Günther Beckstein: 

Energiespar-Contracting
bei staatlichen Gebäuden

Marktwirtschaftliches Instrument für den Klimaschutz
„Energiespar-Contracting trägt zur Reduzierung des Energie-
verbrauchs sowie des CO2-Ausstosses bei. Es ist somit ein
marktwirtschaftliches Instrument für den Klimaschutz. Denn
die Gewinner sind die Umwelt, die öffentliche Hand und der
Contractor“, fasste Dr. Günther Beckstein noch in seiner Funk-
tion als Innenminister in Nürnberg die Vorteile des Energiespar-
Contractings bei staatlichen Gebäuden zusammen. 

Beim Energiespar-Contracting
realisiert der Vertragspartner
(Contractor) nach sorgfältiger
Analyse Energiesparmaßnah-
men in den bestehenden Gebäu-
den. Der Contractor plant und fi-
nanziert die Maßnahmen, setzt
diese um und ist während der
meist zehnjährigen Vertragslauf-
zeit auch für Instandhaltung, Be-
triebsführung und Betriebsopti-
mierung verantwortlich. 

Vergütung aus 
Kosteneinsparungen

Die Vergütung erfolgt aus den
Energiekosteneinsparungen, die
sich aus den Maßnahmen erge-
ben. Für den Freistaat Bayern als

Gebäudebetreiber entstehen des-
halb in der Regel keine Kosten.
Darüber hinaus wird die Anla-
gentechnik der Gebäude aufge-

wertet. Mit dem Abschluss eines
Erfolgsgarantievertrags garantiert
der Contractor sowohl die Höhe
der jährlichen Energiekostenein-
sparung als auch der Investitionen
in die technischen Anlagen. 

Beim Energiespar-Contracting
werden das Innovationspotenti-
al, die Fachkunde und das Kapi-
tal privater Unternehmen in Be-

(Fortsetzung auf Seite 4)

„Der Transrapid wird kommen“, jubeln Ministerpräsident 
a. D. Dr. Edmund Stoiber und der CSU-Parteivorsitzende Er-
win Huber gemeinsam mit zahlreichen Verkehrsfachleuten.
Die nunmehr unterzeichnete Realisierungsvereinbarung für
den Bau der Münchner Strecke bedeute den Durchbruch weil
sich die Systemindustrie bereit erklärte, die Magnetschwebe-
bahn zu einem Festpreis zu bauen, so Huber. Münchens OB
Christian Ude, die SPD und die Grünen sehen das anders. Sie
werden sich mit aller Macht dagegen stemmen. Etwas seltsam
wirkt das Stillhalten der Bahn bei diesem Thema. Es herrscht
Grabesstille, wo sie doch eigentlich als künftige Betreiberin al-
les daran setzen müsste, das Projekt offensiv zu promoten. 

Das Büchergeld
kommt vom Tisch 

Schneider gibt dem Druck der Kommunen nach

Die Abschaffung des 2004 ge-
setzlich beschlossenen, ab 2005
erhobenen Büchergeldes an
Bayerns öffentlichen Schulen
ist auf dem Gesetzesweg im
Landtag. Die CSU-Fraktion
hatte die Streichung dieserAb-
gabe auf Initiative des neuen
Ministerpräsidenten Dr. Gün-
ther Beckstein ab Schuljahr
2008/09 in ihrer Herbstklausur
bejaht. 

Auf Druck der kommunalen
Spitzenverbände stimmte Kul-
tusminister Siegfried Schneider
zu, dass Städte, Landkreise und
Gemeinden nach eigenem Er-
messen auf das gerade fällige
Schulgeld für das laufende
Schuljahr verzichten können.
Wer den Ausfall bezahlt, ist noch
Gegenstand von Verhandlungen. 

Im federführenden kulturpoli-
tischen Ausschuss des Landtags
zögerte die CSU, entsprechende
Initiativen der Opposition aufzu-
greifen bzw. eigene Neurege-
lungsvorschläge zu machen.
Man lasse sich nicht in Hektik
drängen. erklärte Georg Eisen-
reich (CSU) als Mitberichterstat-
ter unter Hinweis auf die haus-

haltsmäßigen Schwierigkeiten
für den Kultusminister. Die SPD

(Fortsetzung auf Seite 2)
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ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Karl-Heinz Bauernfeind
85435 Erding

am 19.10.

Bürgermeister Manfred Riedl
94130 Obernzell

am 22.10.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Günther Kob

96253 Untersiemau
am 17.10.

Bürgermeister Gerhard Preß
96472 Rödental

am 18.10.

Bürgermeister Georg Killemann
92507 Altendorf

am 21.10.

Bürgermeisterin
Hertha-Brigitte Lang
82405 Wessobrunn

am 24.10.

Oberbürgermeister Christian Ude
80331 München

am 26.10.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Paul Bauer

85408 Gammelsdorf
am 16.10.

Bürgermeister Silverius Bihler
86842 Türkheim

am 25.10.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Michael Mangold

82442 Saulgrub
am 24.10.

Bürgermeister Jakob Eglseder
83624 Otterfing

am 26.10

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Robert Moser

84558 Kirchweidach
am 26.10.

ZUM 35. GEBURTSTAG
Bürgermeister Jochen Vogel

97786 Motten
am 24.10.

Wir gratulieren

Nochmals
Sonne tanken!
Buchen Sie Last-Minute-Schnäppchen 

direkt im Internet unter 
www.1a-preisvergleichreisen.de

(Fortsetzung von Seite 1)
hatte einen Gesetzentwurf zur
Ersten Lesung eingebracht, die
Grünen stellten einen Dringlich-
keitsantrag, sofort auf das
Büchergeld zu verzichten. SPD-
Berichterstatter Hans-Ulrich
Pfaffmann erachtete die Bela-
stung der Eltern und Kommunen
für stärker als die Finanzierungs-
sorgen des Ministers und forder-
te, „weg mit dem Zeug“. Simone
Tolle begründete den Dringlich-
keitsantrag der Grünen damit,
dass die Kommunen nicht bis
zur Gesetzesänderung im Unge-
wissen gelassen werden dürften. 

Regelung zu Gunsten 
der Kommunen

Die Oppositionsvorlagen wur-
den mit Hinweis auf die Ver-
handlungen des Ministers mit
den kommunalen Spitzenver-
bänden zunächst abgelehnt. Die-
se sollen so rasch wie möglich,
spätestens bis Jahresende, abge-
schlossen werden. Die CSU-
Fraktion, in der das Drängen der
eigenen Kommunalpolitiker Re-
sonanz gefunden hat, will das

Ergebnis der Spitzengespräche
abwarten, ehe eine Interimslö-
sung für heuer und die Gesetzes-
änderung ab kommendem Schul-
jahr beschlossen wird. Es geht
um den Finanzausgleich. Der
Sachaufwand öffentlicher Schu-
len wurde bisher im Verhältnis 
2 : 1 von Staat und Kommunen
getragen. 

Die Opposition besteht auf ge-
setzlicher Regelung zu Gunsten
der Kommunen. Es gehe nicht
an, erklärte SPD-Fraktionsvor-
sitzender Franz Maget, den
Kommunen für den Ausfall des
Büchergeldes die vollen Kosten
aufzubürden. Nicht alle seien da-
zu in der Lage. Sie müssten über
den Finanzausgleich vom Staat
entschädigt werden. 

In gleichem Sinne nahm die
Grünen-Fraktionsvorsitzende
Margarete Bause Stellung. Es sei
Aufgabe der Staatsregierung, für
klare Verhältnisse zu sorgen und
nicht den Schwarzen Peter für
ihr eigenes Versagen an die
Kommunen weiterzugeben. Sie
schätzte die zusätzlichen Kosten
für den Staat heuer auf 15 Mil-
lionen Euro. rm

Das Büchergeld ...

Wohnraumerhalt wird
Sache der Kommunen 

Schutz gegen Zweckentfremdung / Gesetz gilt fünf Jahre 

Städte und Gemeinden mit den Problemen des Wohnraum-
mangels und der Zweckentfremdung von Wohnraum bekom-
men ab Juli 2008 einen landesgesetzlichen Rahmen, durch
Satzungen das Gesamtwohnraumangebot zu erhalten, wenn
es durch Neubauten oder andere Maßnahmen nicht gesichert
werden kann. Bisher geschah dies nach Bundesrecht. In der
Föderalismusreform wurde das Wohnrecht den Ländern
übertragen. 

„Wir wollen nur das Nötigste gesetzlich regeln,“ betonte für die
Staatsregierung der zuständige Sachgebietsleiter in der Obersten
Baubehörde des bayerischen Innenministeriums im federführen-
den Kommunalausschuss des Landtags. Das Wohnrecht könne
vor Ort am besten vollzogen werden, betonte Ministerialrat Wolf-
Dietrich Schutz. Das neue Gesetz überlässt es den Gemeinden,
welche Satzungen sie erlassen. Zur Prüfung einer Zweckentfrem-
dung haben die Kommunen ein erzwingbares Betretungsrecht
von Häusern und Wohnungen. Bei Verweigerung sind Geldbußen
bis zu 50.000 Euro vorgesehen. Das Gesetz tritt Ende Juni 2013
wieder außer Kraft. 

Diese und einige andere Bestimmungen erregten im Ausschuss
das Misstrauen der Opposition, die dem Gesetz im Grundgedan-
ken der CSU zustimmte. Mitberichterstatter Rainer Volkmann
(SPD) fragte: „Warum überhaupt Gesetz, wenn es befristet ist?“
Einzelne Bestimmungen erschwerten zudem den Kommunen die
Wohnraumvorsorge. Christine Kamm (Grüne) war ebenfalls für
die Verlagerung des Wohnraumrechts auf die kommunale Ebene,
aber nicht mit den im Gesetz vorgesehenen Einschränkungen und
Unbestimmtheiten. 

Zur Diskussion standen im Ausschuss u. a. die „überwiegende“
Zweckentfremdung von Wohnraum für gewerbliche oder berufli-
che Zwecke, durch bauliche Veränderung und mehr als drei Mo-
nate leer stand. 

Berichterstatterin Angelika Schorer (CSU) hielt die Einwände
für nicht stichhaltig. Sie stimmte mit dem Regierungsvertreter
überein, die Überprüfung dieses bzw. jeden Gesetzes nach einer
gewissen Frist sei richtig. Das rechtfertige den Schlusstermin 30.
Juni 2013. Das Gesetz wurde mit kleinen von der CSU vorge-
schlagenen Änderungen gegen die Stimmen der Opposition an-
genommen. rm

Schwarzbuch des Bundes der Steuerzahler in Bayern:

Öffentliche Verschwendung
von Steuergeldern!

„Steigende Steuereinnahmen - immerhin rund 55 Milliarden
Euro im Vergleich zum vergangenen Jahr - dürfen nicht zu un-
wirtschaftlichem und verschwenderischem Handeln verleiten“
so der Präsident des Bundes der Steuerzahler (BdSt) in Bayern
e.V., Rolf Baron von Hohenhau bei der Vorstellung des dies-
jährigen „Schwarzbuches“ seines Verbandes. Bundesweit haben
die Interessenvertreter der steuerzahlenden Bürger 107 Fälle
aufgelistet; die Bayern haben zwölf beigesteuert, deren Volumen
sich auf rund 770 Millionen Euro beläuft. Sie stehen für eine
Vielzahl anderer Fälle, denen der BdSt ebenfalls akribisch nach-
gegangen ist. „Die Beispiele zeigen“, so von Hohenhau, dass
Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit noch immer keine verin-
nerlichten Prinzipien sind.“ 

„Unglaubliche Versäumnisse
bei der Planung“ und damit ein-
hergehender Kostensteigerung
öffentlicher Investitionen kriti-
sierte der Baron ebenso wie „Lu-
xus-Aufwendungen, Desorgani-
sation und Bereicherung auf 
Kosten der Steuerzahler“. Bei ei-
nem Schuldenzuwachs in der
Bundesrepublik Deutschland pro
Sekunde von 539 Euro zeigte die
Schuldenuhr des BdSt zu Beginn
der Pressekonferenz Ende Sep-
tember einen Schuldenstand von
exakt 1.493.148.566.800 Euro.

Ob es an dieser gigantomani-
schen Zahl liegt, dass einzelne

Verschwender ihr übles Tun gar
nicht so schlimm finden? Wenn
es schon um Billionen geht wir-
ken doch ein paar zig Millionen
geradezu lächerlich.

Unendliche Geschichte 
in Bad Tölz

Vizepräsident Dr. Alfred Wöhl
stellte die bayerischen Ver-
schwender im Einzelnen vor.
Die schlimmste Geschichte in
Bayerns Kommunen rügte er
schon zum zweiten Mal. Schul-
dig gemacht haben sich die Ver-
antwortlichen im Landkreis Bad

Prüfungsverband, der bei der
Prüfung der Vorgänge zu einem
niederschmetternden Ergebnis
gelangt sei. Augenscheinlich sah
der Bayerische Kommunale Prü-
fungsverband gravierende Ver-
säumnisse beim Kauf der Flint-
kaserne trotz Altlastenverdacht,
bei der Investitionsentscheidung
für die „Schnecke“ mit unzurei-
chender Kosteninformation, in
der gewagten, risikoreichen Be-
darfs- und Vermarktungsplanung
sowie im schwachem Projektm-
anagement.

Disziplinarverfahren

Ein gegen den Bund ange-
strengter Prozess war von Vorn-
herein von den Beteiligten als er-
folglos eingestuft worden. Trotz-
dem wurde er geführt und schlug
mit Gerichts- und Anwaltskosten
von 410.000 Euro zu Buche.

Die für rund 17,2 Mio. Euro
errichtete „Schnecke“ soll zu-
dem einen aktuellen Immobili-
enwert von gerade einmal 9,5
Mio. Euro haben. „Schönrechne-
rei machte auch vor dem Pro-
jektmanagement nicht halt. Un-
zureichende Information der zu-
ständigen Gremien und man-
gelnde Vergabe- und Kosten-
transparenz sind weitere Kri-
tikpunkte“, so Wöhl.

„Für die Steuerzahler bleibt zu
hoffen, dass mit dem eingeleite-
ten Disziplinarverfahren endlich
Licht in das Dunkel kommt und
Verantwortliche zur Rechen-
schaft gezogen werden; dürfen
doch Schlendrian, Missmanage-
ment und Inkompetenz nicht fol-
genlos bleiben“ hofft der Vize-
präsident. 

3,5 Milliarden Euro 
für Galileo

Heftig kritisiert wurde auch
das satellitengestützte Navigati-
onssystem Galileo der Europäi-
schen Union. 3,5 Milliarden Eu-
ro sollen die Mehrkosten betra-
gen, weil private Firmen aus
dem Projekt ausgestiegen sind.
Bisher habe das Vorhaben nach
Auskunft der Bundesregierung
schon 727 Millionen Euro ver-
schlungen. 

Angeprangert wurde im
Schwarzbuch 2006 auch eine
Fehlplanung der Bundesagentur
für Arbeit (BA) bei der Ein-
führung der Software „A2LL“
an. Damals bezifferte die BA den

durch Mehraufwand entstande-
nen Schaden auf 28 Millionen
Euro. Der Regressanspruch war
jedoch vertraglich auf 5 Millio-
nen Euro begrenzt. Auf den rest-
lichen 23 Millionen Euro bleiben
die Steuerzahler sitzen und das
einfach, weil die Verträge so
mangelhaft ausgestaltet wurden. 

Polittourismus 

Als überflüssigen Polittouris-
mus betrachten die Steuerwäch-
ter eine gemeinsame 7-tägige In-
formationsreise des Ausschusses
für Landwirtschaft und Forsten
und des Ausschusses für Umwelt
und Verbraucherschutz des Baye-
rischen Landtags. Die Kosten für
diesen Brasilienausflug in Höhe
von knapp 36.000,- Euro bewe-
gen sich nach Auskunft des Prä-
sidenten des Bayerischen Land-
tags innerhalb des den beiden
Ausschüssen pro Wahlperiode
und Mitglied zustehenden Bud-
gets von 4.345,98 Euro. 

Schlechte Software

Wegen der Anschaffung einer
Software zu Dienstplanung und
Zeitmanagement für die Bayeri-
sche Polizei stieß das bayerische
Innenministerium auf heftige
Kritik. Nach zahlreichen Pannen
und der Erkenntnis, dass das
Programm für einen flächen-
deckenden Einsatz untauglich
bleibt sowie bereits investierten
rund zwei Mio. Euro beendete
die Polizei das „Software-Trau-
erspiel“ und trat vom Vertrag
zurück. 

Bärendienst

Für Heiterkeit sorgte die Ge-
schichte, dass das Umweltmini-
sterium für das finnische Spezia-
listenteam, das den Braunbären
„JJ1“ alias „Bruno“, abschießen
sollte, 32.500 Euro ausgegeben
hat und eine Steuerungsgruppe
„Wildtiermanagement/Große
Beutegreifer“ einrichtete. Der ei-
gens entwickelte Management-
plan „Braunbären in Bayern -
Stufe 1“, mit dem Ziel „in unse-
rer heutigen Kulturlandschaft ein
konfliktfreies Miteinander von
Mensch und Bär“ zu ermögli-
chen, stieß auf Gelächter. „Sollte
also ein Bär auftauchen“ erläu-
terte Wöhl, gibt es laut Manage-
mentplan eine abgestufte Bewer-
tung, was zu tun ist: Von „Bär
richtet sich bei Sichtung auf 
ungefährlich“ über „Bär folgt
Menschen in Sichtweite kri-
tisch“ bis hin zu „Bär hat einen
Menschen getötet oder schwer
verletzt sehr gefährlich“. Mit
den eigens geschaffenen zwei
neuen Stellen für sog. „Bärenbe-
auftragte“ habe man der Sache
wie auch den Steuerzahlern glei-
chermaßen einen Bärendienst er-
wiesen. 

2.129.062.104,16 Euro 
Steuervorauszahlung

Die Schlampigkeit der bayeri-
schen Finanzverwaltung, die ei-
ner Münchner Kioskbesitzerin
einen Steuerbescheid in Höhe
von 2.129.062.104,16 Euro für
die Umsatzsteuervorauszahlung
Oktober 2006 sandte, blieb
ebenfalls nicht unerwähnt. Es
könnte passieren, dass der Staat
für die Steuerberater der ver-
zweifelten Frau Honorarforde-
rungen in mehrfacher Millionen-
höhe berappen muss.

Aufmerksamkeit erregte auch
die Danubia KOM GmbH der
Stadtwerke Deggendorf und
Plattling. Unternehmensziel war
es, ein modernes zukunftsorien-
tiertes Telekommunikationsnetz
vorzuhalten. Nach gewaltigen
Umsatzeinbußen zog man die
Notbremse. Das operative Ge-
schäft wurde eingestellt. Die Ge-
sellschaft wurde letztlich liqui-
diert. Die Stadtwerke Deggendorf
GmbH blieben mit rd. 1,5 Mio.
Euro, die Stadtwerke Plattling mit
rd. 650.000,- Euro hängen.

Ein riskanter Grundstückskauf

Tölz-Wolfratshausen. Der Be-
griff „Schuld“ lässt sich hier
recht einfach verwenden, hat
doch einer der Hauptverantwort-
lichen selbst schriftlich festge-
halten, dass man „Steuergelder
verblasen“ habe Bei der Um-
wandlung der ehemaligen Flint-
kaserne in Bad Tölz in ein
Behördenzentrum und der Er-
stellung eines futuristischen
Neubaus auf dem gleichen
Gelände, der sog. „Schnecke“,
hat sich nach Auffassung des
BdST die gewaltige Kostenex-
plosion von 10,5 Mio. Euro auf
17,2 Mio. Euro erhöht. 

Bestätigt sieht sich der BdSt in
der Tölzer Endlos-Geschichte
vom Bayerischen Kommunalen

brachte die Gemeinde Taching a.
See in bedrohliche Finanznot.
Die Gemeinde erwarb eine
20.000 qm große landwirtschaft-
liche Fläche zum Preis von Bau-
land. Die Fläche konnte jedoch
nicht als Bauland ausgewiesen
werden, da sie sich überwiegend
in einem Wasserschutzgebiet be-
fand. Ein von der Gemeinde an-
gestrengter Verwaltungsprozess
brachte hinsichtlich der Bebau-
barkeit keinen Erfolg aber weite-
re Kosten. Mit der Kaufpreiszah-
lung von 436.000,- Euro waren
die Sorgen noch lange nicht erle-
digt, denn die Verkäuferseite be-
anspruchte auch Zinsen in Höhe
von rd. 200.000,- Euro. Vor Ge-
richt einigte man sich schließlich
im Vergleichswege, dass mit ei-
ner Zahlung von 140.000,- Euro
sämtliche Nebenkosten abgegol-
ten sind.

Selbstherrlichkeit quasi
nach Gutsherrenart

Erneut dargestellt wurde auch
der Fall des ehemaligen Ober-
bürgermeisters der Stadt Weiden
i.d.OPf., Hans Sch., der ins Vi-
sier strafrechtlicher Ermittlungen
geraten war. Gegen ihn wurde
wegen vereinnahmter, aber nicht
ordnungsgemäß verbuchter
Spenden und Tombolaerlöse,
wie auch nicht abgeführter
Mehrwertsteuer ermittelt. Eine
Barspende, die ein Geschäfts-
mann für soziale Zwecke Hans
Sch. in dessen Dienstzimmer
übergab, wurde bei der Stadtkas-
se nicht korrekt verbucht son-
dern wanderte auf das Privatkon-
to der Ehefrau des Politikers.
Zwischen 1998 und 2002 seien
auf diese Art fast 50.000,- Euro
„verschwunden“. Gleichwohl
hatte man für die geflossenen
Gelder munter Spendenquittun-
gen ausgestellt. Selbstherrlich
veranlasste Hans Sch. zudem,
dass ein vereinnahmter Mehr-
wertsteuerbetrag von umgerech-
net rd. 16.361 Euro nicht an das
Finanzamt abgeführt wurde.

Es kam wie es kommen mus-
ste: Der bereits vorbestrafte
Oberbürgermeister Hans Sch.
wurde im Dezember 2006 we-
gen Verwirklichung der Straftat-
bestände „Untreue“ und „Steuer-
hinterziehung“ zu insgesamt

22.500 Euro Geldstrafe verur-
teilt. Die Ehefrau des früheren
Oberbürgermeisters wurde zu ei-
ner neunmonatigen Haftstrafe
auf Bewährung verurteilt. Der
altgediente Oberbürgermeister
Hans Sch. nahm nach rd. 30-
jähriger Dienstzeit aus gesund-
heitlichen Gründen seinen Hut.
Er ging in den vorzeitigen Ruhe-
stand.

„Im Interesse der steuerzah-
lenden Bürger“ hofft Wöhl,
„dass künftig im Weidener Rat-
haus Rechtstreue herrscht statt
Selbstherrlichkeit quasi nach
Gutsherrenart“.

Kostensteigerung 
auf das Vierfache

Ein sanierungsbedürftiger
Campingplatz der Stadt Lands-
hut erregte ebenfalls Ärgernis:
Anstatt der avisierten 210.000
Euro verschlang des Projekt
letztlich wohl an die 782.000
Euro. Wöhl bemängelte, dass
die gewaltige Kostensteigerung
für den Stadtrat nicht sogleich
erkennbar war weil die Sanie-
rung und Erweiterung an die
Landshuter Stadtwerke dele-
giert worden war. Diese wieder-
um haben die einzelnen Gewer-
ke häppchenweise ohne vorhe-
rige Zustimmung des Stadtrats
vergeben.

Klagemauer

Eine massive Rüge geht auch
an die Stadt Bamberg. Hier baute
die städtische Bauverwaltung
selbstherrlich „am Stadtrat vor-
bei“ am Kunigundendamm eine
69 m lange, 4,70 m hohe und am
Heinrichsdamm eine 84 m lange,
6 m hohe monströse Betonmau-
er für insgesamt knapp 500.000,-
Euro. Die unsensible „Bau-
Ästhetik“ führte zu einem „Auf-
schrei“ in der Bevölkerung. Des-
halb wurden die Mauern später
im Schnitt wieder um 1,35m ab-
gesägt. Diese „Schönheitsopera-
tion“ kostete weitere 140.000
Euro. Vom Vorhaben, die Mau-
erreste später zu versteigern, um
einen Teil des verprassten Gel-
des wieder hereinzuholen, unter-
ließ man. Beim Bund der Steuer-
zahler spricht man deshalb von
einem Schildbürgerstreich. 
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Die Kommunen sind ja
schon Einiges gewohnt an fi-
nanziellen Zumutungen, die
ihnen der Bund in den letzten
Jahren gerade in der Sozial-
gesetzgebung aufgebürdet
hat. Unter diese Kategorie ist
leider auch das neueste Ge-
setzgebungsvorhaben im Be-
reich der Grundsicherung im
Alter und bei Erwerbsminde-
rung einzuordnen. 

Ausgangspunkt ist das frühere Grundsiche-
rungsgesetz, dessen Leistungen seit dem

1. 1. 2005 in der Form der Sozialhilfe nach dem
SGB XII gewährt werden.

Dabei unterscheiden sich beide Rechtsgrund-
lagen im Wesentlichen darin, dass die Kinder
bzw. die Eltern der Sozialhilfeempfänger nun-
mehr so gut wie gar nicht mehr zum Unterhalt
herangezogen werden. Damit wollte nämlich
der Gesetzgeber die „versteckte Armut“ derje-
nigen bedürftigen Menschen bekämpfen, die
aus Angst vor einer Überprüfung ihrer unter-
haltspflichtigen Angehörigen keinen Sozialhil-
feantrag stellen. Gleichzeitig sollte aber der
Bund den Kommunen den Mehraufwand erset-
zen, der dort wegen der Nichtheranziehung un-
terhaltspflichtiger Kinder und Eltern unmittel-
bar entstanden ist. Hierzu stellte er in Erfüllung
dieser Verpflichtung einen jährlichen Festbe-
trag von 409 Mio.  bereit, der seither auf die
Länder und von diesen dann an die Sozialhilfe-
träger weitergeleitet wurde. 

Dass das erklärte Ziel der Bekämpfung der
„versteckten Armut“ auch tatsächlich erreicht
wurde lässt sich ganz eindeutig an der Fallzah-
lenexplosion ablesen, die belegt, dass die Zahl
der Menschen, die anstelle der früheren Grund-
sicherungsleistungen die nunmehrigen Sozial-
hilfeleistungen in Anspruch nehmen, teilweise
um das Zweieinhalbfache gestiegen ist. Die
Folge davon ist, dass der aus der Bundesbetei-
ligung herrührende Erstattungssatz gegenwär-
tig in keiner Weise mehr an die tatsächlichen
Nettoausgaben heranreicht und somit nur mehr
einen geringen Teil der Mehrausgaben abdeckt,
der den Kommunen durch die mit der geänder-
ten Rechtslage einhergehenden Regelungen
zum Unterhaltsverzicht entsteht. 

Ein daher auf bayerische Initiative über den

Bundesrat auf den Weg ge-
brachter Gesetzesentwurf will
diesem Missverhältnis entge-
genwirken und eine 20 %ige
Bundesbeteiligung an den
Grundsicherungsausgaben
anstelle eines Festbetrages so-
wie eine Verteilung der Bun-
desmittel auf die Länder nicht
mehr nach Wohngeldausga-
ben, sondern nach den Grund-
sicherungsausgaben fest-
schreiben. Allerdings setzt die-
sem grundsätzlich begrüßens-
werten Vorhaben nunmehr das

Bundesministerium für Arbeit und Soziales ei-
nen Referentenentwurf entgegen, der eine deut-
lich geringere Bundesbeteiligung von lediglich
7,06 % vorsieht. 

Dieser dramatischen Reduzierung der Bun-
desbeteiligung zu Lasten der Kommunen muss
mit allen Mitteln begegnet werden. Während
der Bund mit dem angestrebten geringen Betei-
ligungssatz gegenüber der früheren Festbe-
tragsregelung schätzungsweise 180 bis 190
Mio. Euro Minderausgaben hätte, würde dies
für die Länder und damit folglich auch für die
Kommunen im Gegenzug einmal mehr zu einer
enormen Zusatzbelastung führen. Dieser vom
Bund erneut eingeschlagene einseitige Weg
wiegt umso schwerer, als weder die Länder
noch die Kommunen Auslöser der Mehrausga-
ben sind, sondern dies ausschließlich und allei-
ne auf den Bundesgesetzgeber zurückfällt, der
den Wegfall des Unterhaltsrückgriffs bei der
Grundsicherung eingeführt hat. 

Dass der Bund diese, wenn auch aus sozial-
politischer Sicht durchaus nachvollziehbare Re-
gelung aber nunmehr auf dem Rücken der
Kommunen austragen will, ist völlig inakzepta-
bel. Es sollte daher auf breiter Basis dem be-
reits vorgetragenen Protest zahlreicher bayeri-
scher Landkreise bei unseren Parlamentariern
gefolgt werden, damit im anstehenden Gesetz-
gebungsverfahren der vom Bundesrat beschlos-
sene Gesetzesentwurf mit einer letztlich für den
Bund kostenneutralen Bundesbeteiligung von
20 % zum Tragen kommt. Unter der Prämisse
„Wehret den Anfängen“ müssen wir daher die
derzeit noch bestehende parlamentarische
Möglichkeit nutzen, will man einer weiteren
einseitigen Abwälzungspolitik des Bundes noch
rechtzeitig Einhalt gebieten.

KolumneGZ Hanns Dorfner

Abwälzungspolitik des 
Bundes wirksam bekämpfen

Tag des offenen Denkmals:

Sakralbauten sorgten 
für Besucherrekord 

Bundesweite Eröffnung in Regensburg mit zahlreicher Prominenz
Mit einem Besucherrekord konnte heuer der bundesweite Tag
des offenen Denkmals aufwarten. 5,5 Millionen Menschen nutz-
ten nach Angaben der Deutschen Stiftung Denkmalschutz die
Möglichkeit, rund 10.000 sakrale Gebäude an 3.300 Orten in
ganz Deutschland zu besichtigen. Im Vorjahr hatten die Veran-
stalter 4,5 Millionen Besucher gezählt. In Bayern waren mehr
als 80 Denkmäler geöffnet.

Das diesjährige Schwerpunkt-
thema „Orte der Einkehr und des
Gebets - Historische Sakralbau-
ten“ bot wieder viele Möglich-
keiten, historische Bauten und
Bodendenkmäler unter neuen
Gesichtspunkten zu präsentie-
ren. Neben Kirchen, Klöstern

Das Ergebnis der langwierigen
Rehabilitation, der sich die Stadt
vor 50 Jahren unterzogen hat, sei
nun sichtbar, so der Rathauschef.
Das Regensburger Programm
zum Tag des Offenen Denkmals
sei außerdem wieder rekordver-
dächtig. Schaidinger freute sich

kus wieder stärker auf die alten
Stadtkerne richten müsse. Die
Einkaufszentren auf der grünen
Wiese im „Speckgürtel“ der
Städte dürften nicht bevorzugt
werden. „Wir brauchen lebendi-
ge Städte, die sich durchsetzen“,
erklärte Tiefensee. So könne das
Gesicht der Städte authentisch
erhalten bleiben.

Gemeinsame Identität

Kulturstaatsminister Bernd
Neumann lobte wie Tiefensee

das Engagement der
Bürger am Denkmal-
tag: „Sie helfen, das
Bewusstsein für unser
kulturelles Erbe zu
stärken und die ge-
meinsame Identität zu
fördern.“ Die Erhal-
tung der vielfältigen
Kulturlandschaften in
Deutschland sei von
großer gesellschaftspo-
litischer Bedeutung.

Nach Angaben der
Organisatoren gab es
bei den Denkmaltagen,
noch nie so viele An-
gebote. Der Aktionstag
ist der deutsche Beitrag
zu den internationalen
„European Heritage
Days“, die auf eine
französische Initiative
zurückgehen.

Altstadtfreunde

Wie Bayerns Wissenschafts-
minister Dr. Thomas Goppel
darstellte, sei der gesamte Frei-
staat stolz auf Regensburg. Die
Stadt sei ein Schmuckstück und
verdanke seinen Status auch dem
Engagement der Bürgerschaft.
1966 gründeten sich in Regens-
burg die Altstadtfreunde, die mit
ein Grund dafür seien, dass die
Altstadt überlebte und sich noch
heute in ihrer gewachsenen
Struktur präsentiert, so Goppel.     

Bayerns Generalkonservator
Egon Johannes Greipl wies sei-
nerseits darauf hin, dass Kir-
chengebäude „Identitätsträger
von besonderer Bedeutung“
sind. Sie seien oft das letzte
Zeugnis der Vergangenheit einer
Ortschaft, nachdem andere hi-

Mehr als ein Dutzend Gotteshäuser birgt Regensburg in seinem Stadt-
kern. Das bedeutendste und größte ist der Regensburger Dom. 

und Synagogen, die heute oft nur
noch zu Gottesdiensten zugäng-
lich sind, wurden auch Kultur-
denkmäler gezeigt, deren Bezug
zum Thema etwas weiter gefasst
ist: Wegekreuze, archäologische
Ausgrabungen von Stätten mit
kultisch-religiösem Hintergrund,
Denkmäler entlang von Pilger-
wegen, Spitäler, Schulen, Stifte,
die auf kirchliche Gründer und
Erbauer zurückgehen. Aber nicht
nur Sakralbauten, auch alle an-
deren Denkmäler – vom alten
Dampfschiff bis zur Jugendstil-
villa - konnten den Denkmaltag
bereichern.

Weltkulturerbe

Die zentrale Veranstaltung des
Denkmaltages fand in diesem
Jahr erstmals in Bayern statt. Die
Regensburger Altstadt war ver-
gangenes Jahr von der UNESCO
zum Weltkulturerbe ernannt
worden. Zum Aktionstag konn-
ten die Besucher zwischen
Führungen und Konzerten in
mehr als 100 Bauwerken wäh-
len. Das Angebot reichte vom
Dom Sankt Peter, der zu den be-
deutendsten gotischen Kathedra-
len östlich des Rheins zählt, bis
hin zu den barocken Landkir-
chen der eingemeindeten Orte,
von den Hauskapellen der mit-
telalterlichen Bürgerpaläste bis
zu Sakralräumen des 20. Jahr-
hunderts.    

Hort von Denkmalschutz
und Denkmalpflege

Den Beginn der Arbeit, den
Regensburg in den Tag des offe-
nen Denkmals steckte, datierte
Oberbürgermeister Hans Schai-
dinger bereits nach dem Zweiten
Weltkrieg. „Die Stadt Regens-
burg versteht sich in der Tat als
Hort von Denkmalschutz und
Denkmalpflege. Sie ist in diese
Rolle hineingewachsen, nach-
dem 1945 die Regensburger Alt-
stadt plötzlich als einzige mittel-
alterliche Großstadt Deutsch-
lands nahezu unversehrt dastand“,
betonte Schaidinger. Die Altstadt
sei in dieser Zeit ein denkmalpfle-
gerisches Notstandsgebiet mit
großen sozialen und hygieni-
schen Problemen gewesen.

aber auch über die Teilnahme
weiterer bayerischer Städte:
München beispielsweise bot 46
Programmpunkte, die Welterbe-
stadt Bamberg immerhin zehn.

Engagement der Bürger

Bundesbauminister Wolfgang
Tiefensee wiederum hob die Be-
deutung des Engagements der
Bürger für den Erhalt historischer
Bauten hervor. Besonders die
kirchlichen Bauten müssten ge-
schützt werden: „Wir sollten alles
Erdenkliche tun, dass diese Zei-
chen offen sind.“ Regensburg sei
als Stadt des Weltkulturerbes mit
seinem reichen Bestand an histo-
rischen Sakralbauten für die Deut-
sche Stiftung Denkmalschutz die
prädestinierte Gastgeberin.

Zudem forderte der Minister,
dass sich der wirtschaftliche Fo-

storische Bauten wie Bauernhö-
fe, Wirtshäuser oder Arbeiter-
siedlungen abgerissen wurden.
Die kirchlichen Bauten machten
allein im Freistaat rund 15 Pro-
zent der insgesamt 120.000 Bau-
denkmäler aus. DK

Städtetagspräsident Christian Ude:

Die Länder sind am Zug!
Pressekonferenz zu Kinderbetreuung, Wohngeld- und Bahnreform

Die Städte rufen die Länder dazu auf, nach den Finanzzusagen
des Bundes zum Ausbau der Kinderbetreuung nunmehr die noch
fehlenden Milliarden bereitzustellen. „Nachdem der Bund bis
2013 vier Milliarden Euro zugesagt hat, sind jetzt die Länder am
Zug. Durch den vorgesehenen Rechtsanspruch auf Betreuung
für unter Dreijährige gehen die Länder die gesetzliche Verpflich-
tung ein, ihren Kommunen die zusätzlichen Kosten für diese Auf-
gabe auszugleichen“, hob der Präsident des Deutschen Städteta-
ges, Münchens Oberbürgermeister Christian Ude, nach einer
Präsidiumssitzung des kommunalen Spitzenverbandes hervor. 

Dies sei Gegenstand der Kon-
nexitätsregelungen in den Län-
dern, die die Übertragung von
zusätzlichen kostenwirksamen
Aufgaben auf die Kommunen
verhindern sollen.

Die Aussage der Länder im
Bund-Länder-Kompromiss zu
ihrem eigenen Finanzierungsan-
teil nannte Ude „viel zu vage“.
Dort heißt es lediglich: „Die
Länder werden ebenfalls finanzi-
elle Voraussetzungen dafür
schaffen, dass die vereinbarten
Ziele erreicht werden.“

Die Städte begrüßten aus-
drücklich, dass sich Bund und
Länder auf eine Bundesbeteili-
gung am Ausbau der Betreu-
ungsangebote verständigt und
dabei auch eine stärkere Aus-

richtung auf die Betriebskosten
vorgenommen haben als ur-
sprünglich geplant. „Es ist ein
großer Fortschritt gegenüber
früheren Jahren, dass der Bund
für die Kinderbetreuung freiwil-
lig eine stattliche Summe von
vier Milliarden Euro bis zum
Jahr 2013 zur Verfügung stellt
und anschließend die Betriebs-
kosten jährlich weiter fördert.

Gute Arbeit

Hier hat die große Koalition
gute Arbeit geleistet“, so Ude.
Der Ausbau der Kinderbetreu-
ung werde für die Familien in
Deutschland ein großer Gewinn
sein. Um ihn erfolgreich zu rea-
lisieren, müssten jetzt die noch

offenen Finanzfragen geklärt
werden.

Kommunen brauchen 
acht Milliarden Euro

Der Städtetagspräsident bezif-
ferte den nun notwendigen Län-
deranteil für den Ausbau über
das bereits geltende Gesetz hin-
aus auf mindestens acht Milliar-
den Euro, wenn man die Rech-
nung des Bundes mit Gesamt-
ausgaben von zwölf Milliarden
Euro zugrunde lege. Allerdings
müssten Bund und Länder zu
realistischen Annahmen für die
Kosten kommen. Die bisher ver-
abredete Zielmarke einer Versor-
gung von 35 Prozent der unter
Dreijährigen durch insgesamt
750.000 Plätze werde nicht aus-
reichen, um einen Rechtsan-
spruch zu erfüllen. Ude erinnerte
daran, dass das Bundesfamilien-
ministerium beim „Krippengip-
fel“ von Bund, Ländern und
Kommunen im April die Platz-
zahl bei einem Rechtsanspruch
mit einer Million beziffert hatte.

„Die Kommunen nehmen ihre

Verantwortung für Kinderbe-
treuung in hohem Maße wahr.
Weil es damals noch keine
Schutzgesetze für die Kommu-
nen gab, tragen sie den Lö-
wenanteil der Kosten für einen
Rechtsanspruch auf einen Kin-
dergartenplatz für die Drei- bis
Sechsjährigen“, erläuterte Ude.
Außerdem leisteten sie finanziell
Erhebliches für den bereits lau-
fenden Ausbau der Kinderbe-
treuung für die unter Dreijähri-
gen nach dem Tagesbetreuungs-
ausbaugesetz.

Erhöhung des Wohngeldes

Im Zusammenhang mit den
steigenden Wohnkosten forderte
der Deutsche Städtetag Bund
und Länder auf, dieser Entwick-
lung durch eine deutliche Er-
höhung des Wohngeldes Rech-
nung zu tragen. Wie Vizepräsi-
dentin Petra Roth betonte, müs-
sten darüber hinaus die zahlrei-
chen Geringverdiener, die der-
zeit Unterkunftsleistungen nach
dem SBG II bzw. „Hartz IV“ be-
ziehen, in Zukunft wieder Wohn-
geld erhalten. 

„Die Zahl der Wohngeldbezie-
her ist seit Ende 2004 um zwei
Drittel gesunken. Die meisten
Geringverdiener beziehen inzwi-
schen Unterkunftskosten nach
dem SGB II, weil es hier nicht
nur einen Wohnkostenzuschuss
gibt, sondern Miet- und Heizko-
sten voll übernommen werden.
Diese Entwicklung hat niemand
erwartet und war vom Gesetzge-
ber nicht beabsichtigt“, so Roth.
Das Sozialgesetzbuch II sei als
Hilfssystem für Arbeitssuchende

gedacht, habe sich aber zuneh-
mend zu einem Leistungssystem
auch für Erwerbstätige ent-
wickelt. Sozialpolitische wie sy-
stematische Gründe sprächen
dafür, Haushalte mit Erwerbs-
einkommen aus dem SGB II zu
holen und mit ausreichenden
Wohngeldleistungen zu unter-
stützen.

Gestiegene Heizkosten

Trotz erheblich gestiegener
Wohnkosten sei das Wohngeld
seit 2001 nicht mehr erhöht wor-
den. Am stärksten seien die Heiz-
kosten in die Höhe geklettert -
um 38 Prozent, erläuterte die Vi-
zepräsidentin. Bund und Länder
müssten handeln, damit das
Wohngeld wieder angemessenes
und familiengerechtes Wohnen
für Haushalte mit niedrigen Ein-
kommen absichern könne.

Regionalverkehr

Handlungsbedarf sieht der
Deutsche Städtetag auch in
punkto Regionalverkehr: Er be-
fürchtet, dass durch die Pläne
des Bundes zur Bahnprivatisie-
rung ein Teil der Städte und Re-
gionen vom Bahnnetz abgekop-
pelt wird und in Zukunft zu we-
nig finanzielle Förderung in den
Regionalverkehr fließt. „Die
Städte erwarten vom Bund im
jetzt anstehenden Gesetzge-
bungsverfahren eine Korrektur
seiner Pläne. Auch in Zukunft
müssen alle Städte und Regionen
ausreichend an das Schienennetz
angebunden sein. Eine Teilpriva-

(Fortsetzung auf Seite 4)
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tei. „Mit unserer Kommunalpoli-
tik wollen wir ein Höchstmaß an
Bürgerorientierung, Partizipati-
on und Integration ermöglichen
und die Aktive Bürgergesell-
schaft fördern“, heißt es in dem
Papier.

Verlässliche Einnahmen 

Die CSU setzt sich zudem für
verlässliche Einnahmequellen
der kommunalen Ebene ein. Die
Kommunen benötigten eine sta-
bile Einnahmebasis, die ihre Ei-
genständigkeit sichert. Selbstbe-
wusste und handlungsfähige
Kommunen gebe es nur mit ei-
ner dauerhaft sicheren Finanz-
ausstattung. 

Seit jeher bildeten die Städte
die Knotenpunkte der Kommu-
nikation und der Kooperation.
Sie seien Zentren des kulturellen
und des wirtschaftlichen Aus-
tauschs. Die neuen Möglichkei-
ten einer vernetzten Entwicklung
von Stadt und Land wolle die
CSU fördern und ausbauen.

Teilhabe aller Generationen 

Auf die demographische Ent-
wicklung werde die Christlich-
Soziale Union in Stadtpolitik
und Städtebauförderung neue
Antworten geben. Mit ihrer
Kommunalpolitik will die CSU
die Teilhabe aller Generationen
am öffentlichen Leben ermögli-
chen und den Bedürfnissen der
Älteren und der Jüngeren glei-
chermaßen gerecht werden. Ziel
ist es, das Zusammenleben der
Generationen zu fördern und
neue soziale Netze wie zum Bei-
spiel in Mehrgenerationenhäu-
sern zu unterstützen. Besondere
Bedeutung hätten Familien un-
terstützende Angebote in allen
Kommunen, „wie zum Beispiel
Einrichtungen und bürgerschaft-
liche Netzwerke für die Kinder-
betreuung“. 

Zukunft der Heimat 

Für die Zukunft der Heimat
stelle die Integration der Migran-
ten eine große Herausforderung
dar, heißt es in dem Programm.
Integration sei allerdings nur mit
wechselseitiger Bereitschaft und
Anstrengung möglich. Landes-
und Bundespolitik müssten die
Kommunen bei ihren wichtigen
Leistungen für die Integration
unterstützen.

Sicherheit in jedem Stadtvier-
tel sei ein Markenzeichen christ-
lich-sozialer Politik. Durch eine
präventive Sicherheitspolitik ge-
rade auch in den Großstädten,
wie zum Beispiel durch die Vi-
deoüberwachung von Brenn-
punkten und durch eine starke
Präsenz der Polizei, wolle man
Gewalt und Verbrechen verhin-
dern. Für die CSU gelte es, den
Schutz von Eigentum, Sicherheit
und Freiheit aller Menschen
auch in Zeiten der Globalisie-
rung zu garantieren.

Die CSU arbeite für gute
Straßen-, Schienen- und Flug-
verbindungen als Grundlage für
wirtschaftliche Entwicklung und
Wohlstand. Die gesamte Infra-
struktur müsse so umweltscho-
nend wie möglich weiterent-
wickelt werden. Insbesondere in
den dicht besiedelten Räumen
will die CSU für den Schutz der
Umwelt und der natürlichen Le-
bensgrundlagen politische An-
reize und Rahmenbedingungen
schaffen. 

Kommunale 
Daseinsvorsorge

Die kommunale Daseinsvor-
sorge habe in Bayern Verfas-
sungsrang. Deshalb wendet sich
die CSU gegen Forderungen der
Europäischen Union, auch die

Angebote der Daseinsvorsorge
ausschließlich nach marktwirt-
schaftlichen Prinzipien zu 
regeln. Trinkwasserversorgung
und Abwasserentsorgung gehör-
ten zu den Kernbereichen der
kommunalen Daseinsvorsorge.
Die  CSU setzt sich dafür ein,
„dass alle Kommunen weiter in
eigener Verantwortung diese
Aufgaben gestalten und eigen-
verantwortlich entscheiden, in
wieweit sie Dritte mit dieser
Aufgabenstellung betrauen“. Die
Partei sieht die Kommunen auch
weiterhin für Kultur, Sport und
Freizeitgestaltung zuständig.

Verantwortung 
der öffentlichen Hand

Die CSU steht zur Verantwor-
tung der öffentlichen Hand für
eine gute Infrastruktur. Dazu will
sie auch die Möglichkeiten von
Partnerschaften zwischen öffent-
licher Hand und privaten Anbie-
tern zum Vorteil der Menschen
nutzen. Im Schulwesen müsse
die Chancengerechtigkeit der
Kinder im Mittelpunkt aller
strukturellen Entscheidungen
stehen. Gestaltet werden soll ein
flächendeckendes und möglichst
wohnortnahes Netz der verschie-
denen schulischen Bildungswe-
ge. Zudem soll der bedarfsorien-
tierte Ausbau von Ganztagsschu-
len vorangebracht werden. Ne-
ben der gebundenen Form der
Ganztagsschule mit rhythmisier-
tem Unterricht am Vormittag
und Nachmittag sollen auch of-
fene Ganztagsangebote, bei de-
nen die Betreuung am Nachmit-
tag in Zusammenarbeit mit
außerschulischen Partnern wie
Elterninitiativen, Kirchen, Sport-
vereinen oder Musikschulen
stattfindet, gefördert werden.
Schulen und Kommunen
benötigten dafür entsprechende
Gestaltungsmöglichkeiten. 

Schwerpunkt 
ländlicher Raum 

In den ländlichen Räumen sol-
len unverzichtbare Einrichtun-
gen wie Kinderbetreuungsein-
richtungen, kulturelle Angebote,
eine qualifizierte ambulante und
stationäre medizinische Versor-
gung, barrierefreies Wohnen und
die Unterstützung häuslicher
Pflege möglichst flächen-
deckend erhalten werden. Damit
die ländlichen Räume Zukunft
haben, legt die Christlich-Sozia-
le Union einen weiteren politi-
schen Schwerpunkt auf die Ver-
kehrsinfrastruktur und das Ange-
bot der modernen Informations-
technologien. Bei den Entschei-

(Fortsetzung von Seite 1)
zug auf Energiesparmaßnahmen
genutzt. Es stellt somit eine
Form öffentlich-privater Partner-
schaften (Public Private Part-
nership, kurz PPP) dar. Bei PPP-
Modellen bindet sich die öffent-
liche Hand langfristig an einen
Vertragspartner, um Projekte zu
realisieren. „Wir setzen solche
Modelle jedoch nur ein, wenn
sie mindestens ebenso wirt-
schaftlich sind, wie eine Eigen-
realisierung“, betonte Beckstein. 

Erste Tranche

Die Hochbauverwaltung hat in
einer ersten Tranche rund 100
staatliche Gebäude mit hohem
Energieverbrauch in die Aus-
schreibung aufgenommen. Bei
ursprünglichen Kosten für Wär-
me, Strom, Wasser und Abwasser
von insgesamt 2,6 Millionen Eu-
ro pro Jahr wird eine jährliche
Kosteneinsparung von einer Mil-
lion Euro garantiert. Dies ent-
spricht einer Einsparung von 40
Prozent. Die Contractoren haben
dabei über sieben Millionen Euro
in die Anlagentechnik investiert. 

Ein herausragendes Projekt
davon ist die Justizvollzugsan-
stalt in Nürnberg. Hier garantiert
der Contractor eine jährliche 
Kosteneinsparung bei Wärme,
Strom, Wasser und Abwasser
von rund 730.000 Euro. Dies
entspricht einer Kostenminde-
rung vom 43 Prozent. „Alleine
durch dieses Projekt kann der
CO2-Ausstoß um knapp 800
Tonnen jährlich reduziert wer-
den. Um dies zu erreichen, inve-
stiert der Contractor nahezu 4,5
Millionen Euro in eine energie-
sparende Anlagentechnik. Im Er-
gebnis entsteht eine klassische
Win-Win-Situation. Alle Betei-
ligten sind Gewinner“, stellt
Beckstein heraus. 

Wichtige Vorbildfunktion

Knapper werdende Ressour-
cen, steigende Energiepreise und

einsetzender Klimawandel erfor-
dern laut Beckstein eine noch
stärkere Reduzierung des Ener-
gieverbrauchs. Über ein Drittel
des heutigen Energieverbrauchs
entfällt auf den Gebäudebereich.
Der Freistaat Bayern hat bereits
Mitte der 80er Jahre damit be-
gonnen, den Energieverbrauch
staatlicher Gebäude systema-
tisch zu erfassen und auszuwer-
ten. Seitdem werden die An-
strengungen zum Einsatz rege-
nerativer Energieformen und ef-
fizienter Techniken laufend ver-
stärkt. „Der Umgang des Staates
mit seinen eigenen Gebäuden er-
füllt eine wichtige Vorbildfunkti-
on“, betonte Beckstein. So wer-
den bei Umbaumaßnahmen und
im Rahmen des Bauunterhalts
laufend Maßnahmen zur Ener-
gieeinsparung durchgeführt. In-
nerhalb der letzten zehn Jahre
wurde bei über 350 Gebäuden
der Wärmeverbrauch um mehr
als 15 Prozent gesenkt. Bei einer
Auswahl von 38 Gebäuden mit
dringendem energetischem Sa-
nierungsbedarf konnte der Wär-
meverbrauch um durchschnitt-
lich 22 Prozent reduziert werden.

Betriebsoptimierung

Ein weiterer Baustein bei der
Energieeinsparung stellt die Be-
triebsoptimierung dar. Im Rah-
men des Klimaschutzbündnisses
der Staatsregierung mit dem
Bund Naturschutz entstand das
Pilotprojekt „Energiemanage-
ment für staatliche Gebäude“.
Die Arbeitsgemeinschaft der En-
ergieagenturen in Bayern ver-
sucht in einer Auswahl von Ver-
waltungsliegenschaften durch
reine Optimierung des Anlagen-
betriebs Einsparungen in der
Größenordnung von mindestens
zehn Prozent zu realisieren. Zur
Minderung des Primärenergiebe-
darfs und zur CO2-Reduzierung
werden regenerative Energien,
wie Solarthermie, Fotovoltaik
und Biomasse oder Kraftwärme-
kopplungsanlagen eingesetzt. 

Die Länder ...
(Fortsetzung von Seite 3)
tisierung der Bahn darf nicht da-
zu führen, dass der Fernverkehr
gewinnt und der Regionalver-
kehr in den Ballungsräumen ver-
liert“, erklärte Christian Ude. 

Im Falle einer Teilprivatisie-
rung der Deutschen Bahn AG
müssten die Privatisierungserlö-
se voll dem Schienenverkehrs-
netz zugute kommen. Der Bund
müsse den Ländern weiterhin
ausreichende Gelder zur Verfü-
gung stellen, um die Qualität der
Regionalverkehrsnetze zu si-
chern, forderte das Präsidium
des Deutschen Städtetags. Für
das Schienennetz müssten jähr-
lich mindestens 2,5 Milliarden
Euro zur Verfügung stehen.
Außerdem plädierte der kommu-
nale Spitzenverband dafür, das
Bahnnetz uneingeschränkt in
staatlicher Hand zu halten.

Ude abschließend: „Aus Sicht
der Städte ist es auch unverzicht-
bar, dass eine neutrale, von der
Bahn AG unabhängige Instanz
über die Nutzungsrechte am
Schienennetz entscheidet. Nur
so kann gewährleistet werden,
dass kommunale Verkehrsunter-
nehmen und andere Wettbewer-
ber der Deutschen Bahn AG im
Stadt- und Regionalverkehr bei
Entscheidungen über den Zu-
gang zum Schienennetz Chan-
cengleichheit erhalten.“ DK

Neue Spitze, neues Programm ...

dungen über staatliche Investi-
tionen müssten die besonderen
Stärken der ländlichen Räume,
das vielfältige Bürgerengage-
ment und das lebendige Gemein-
schaftsleben in überschaubaren
Einheiten berücksichtigt werden.

Mittelständische Strukturen

Die große ökonomische Stärke
der ländlichen Räume seien die
mittelständischen Strukturen.
Deshalb will die CSU die Zusam-
menarbeit von Wissenschaft und
mittelständischer Wirtschaft, die
Förderung des Technologietrans-
fers und die Beratungsangebote
für die Weiterentwicklung der
Betriebe stärken. Durch Konzep-
te der Vernetzung und die Ent-
wicklung von Wertschöpfungs-
ketten seien die regionalen Poten-
ziale bestmöglich auszuschöpfen.

Überörtliche 
Zusammenarbeit

Fazit: „Die Kommunalpolitik
der CSU steht für eine erfolgrei-
che lokale und regionale Ent-
wicklung in Bayern. Für die Zu-
kunft der ländlichen Räume will
die CSU noch mehr auf überört-
liche Zusammenarbeit setzen.“
Diese Vernetzung sei notwendig
auch wegen des Zwangs zum
möglichst rationellen Einsatz der
knappen öffentlichen Mittel, we-
gen des sich verschärfenden
Wettbewerbs der Standorte und
wegen der demographischen
Entwicklung. Eine besonders
dringliche Aufgabe sieht die
CSU in der interdisziplinären
Zusammenarbeit über die Fach-
grenzen hinweg in der Staatsver-
waltung. Ziel sei letztlich „eine
starke und soziale Heimat in al-
len Regionen Bayerns“. DK

Energiespar-Contracting  ...

Kommunen müssen auf ihre
Wohnungen achten

Fachtagung des Bayerischen Städtetags 
und des Verbands bayerischer Wohnungsunternehmen in Ingolstadt 

Seit 1999 wurden in Deutschland 1,3 Mio. Mietwohnungen an
Investoren verkauft, denen häufig an schneller Renditemaxi-
mierung liegt. Wohnungen werden dabei nicht mehr als langfris-
tiges Anlagevermögen behandelt, sondern als kurzfristige Han-
delsware, die es mit Gewinn weiter zu veräußern gilt. Von die-
sem Paradigmenwechsel sind die Kommunen insbesondere im
Rahmen der Stadtentwicklung betroffen. In einer gemeinsamen
Fachtagung von Bayerischem Städtetag und dem Verband
bayerischer Wohnungsunternehmen in Ingolstadt wurden
Aspekte dieser Entwicklung beleuchtet.     

Die bayerischen Kommunen
dürfen nicht den Fehler machen,
ihre Wohnungen leichtfertig zu
verkaufen, so der Tenor der Ta-
gung. Von 2004 bis 2006 ver-
äußerten deutsche Städte und
Gemeinden 400.000 Wohnun-
gen, um auf diese Weise ihre
Haushalte zu sanieren. Für den
Vorsitzenden des Bayerischen
Städtetags, Regensburgs OB
Hans Schaidinger, stellt dies eine
bedenkliche Entwicklung dar,
denn: „Wenn ich zehn Wohnungs-
baugesellschaften anschreibe, weil

ich für einen Bürger, der auf dem
normalen Markt keine Chance
hat, etwas suche, bekomme ich
neun Absagen.“ Die einzige Zu-
sage komme von der städtischen
Wohnungsbaugesellschaft. 

Weniger Sozialwohnungen

Ohnehin werde sich die Situa-
tion noch verschärfen, prognosti-
zierte Xaver Kroner, Direktor
des Verbands bayerischer Woh-
nungsunternehmen: Bis 2011
werde die Zahl der Sozialwoh-

nungen in Bayern um 70.000
sinken. Gerade deswegen sei es
wichtig, dass die Kommunen
Wohnungen behielten. 

Gefahren wie 
im Silicon-Valley

Langfristig sei der Verkauf
von Wohnungen ohnehin keine
Lösung, betonte der Präsident
des Deutschen Städtetags, 
Münchens OB Christian Ude.
Schließlich seien die Fonds-Ge-
sellschaften, die die Wohnungen
kaufen, nur darauf erpicht, den
schnellen Euro zu machen. Für
die Kommunen ziehe dies Pro-
bleme nach sich. „Beispielswei-
se“, so Ude, „braucht niemand
glauben, dass die Privaten mit
einheimischen Handwerkern
zusammenarbeiten“. Stattdes-
sen setzten diese auf preislich
optimierte Dienstleistungsun-

ternehmen. Auf diese Weise
werde Lohndumping importiert. 

Darüber hinaus sieht Ude die
Kommunen in Wachstumsregio-
nen wie München und Ingolstadt
in der Pflicht, günstige Wohnun-
gen bereit zu halten. Andernfalls
bestehe die Gefahr folgender
Entwicklung im amerikanischen
Silicon Valley: Dort sei der
Dienstleistungssektor zusam-
mengebrochen, weil sich Müll-
abfuhr-Fahrer und Pizza-Dienst-
Boten keine Wohnungen leisten
konnten. 

Stadtentwicklung

Ude verwies zudem auf den
Aspekt der Stadtentwicklung.
Wenn hier große Projekte an-
stünden, könne eine Stadt immer
besser mit ihrer eigenen Woh-
nungsbaugesellschaft zusam-
menarbeiten als mit Privaten.
Schaidinger hieb in dieselbe
Kerbe: „Unsere Gesellschaften
werden auch in sozialen Brenn-
punkten aktiv, die private Inve-
storen meiden.“ Und wer, außer
kommunalen Wohnungsbauge-
sellschaften, investiere schon auf
Brachflächen? fragte der Re-
gensburger Rathauschef.

Sinkendes Rentenniveau

„Preiswerter Wohnraum ist in
vielen Ballungszentren Mangel-
ware. Hier entlasten die kommu-
nalen Wohnungsunternehmen
mit ihren günstigen Mieten die
angespannten Wohnungsmärk-
te“, erklärte VdW-Verbands-
direktor Xaver Kroner. Laut
Bayerischer Verfassung seien
Wohnungswesen und Städtebau
gemeindliche Aufgaben. „Ein
Verkauf wäre rechtlich nur mög-
lich, wenn kommunale Woh-
nungsunternehmen nicht mehr
zur Erfüllung dieser Aufgaben
benötigt werden“, so Kroner.
Angesichts des sinkenden Ren-
tenniveaus, einer steigenden
Zahl von Haushalten, dem star-
ken Rückgang von Sozialwoh-
nungen und der seit Jahren
wachsenden Lücke zwischen
Wohnungsneubau und Neubau-
bedarf werde es in den meisten

bayerischen Städten auch in Zu-
kunft eine große Nachfrage nach
günstigen Wohnungen geben -
eine Nachfrage, die ohne kom-
munale Wohnungsunternehmen
kaum zu befriedigen sei. 

Satzungszweck 
Daseinsvorsorge

Ein Argument, das häufig für
die Entbehrlichkeit der kommu-
nalen Wohnungsunternehmen
hervorgebracht wird, ist ihre an-
geblich mangelnde Rentabilität.
„Hier werden Äpfel mit Birnen
verglichen“, kritisierte der Ver-
bandsdirektor. Dies werde bei ei-
nem Blick auf die Geschäftsmo-
delle von Immobilienhandels-
und kommunalen Wohnungsun-
ternehmen deutlich. Der Sat-
zungszweck bei kommunalen
Unternehmen sei Daseinsvorsor-
ge im Wohnungswesen und
Stadtentwicklung. Hauptziel sei
die sozial möglichst stabile Woh-
nungsversorgung der Bevölke-
rung. Beim privaten Immobili-
enunternehmen gehe es um den
Handel mit Immobilien und de-
ren Bewirtschaftung. Im Mittel-
punkt stünden möglichst hohe
Renditen. 

Innovative Projekte

„Die unterschiedlichen Unter-
nehmensziele haben bei der
Übernahme eines kommunalen
Wohnungsunternehmens durch
Investoren in der Regel negative
Folgen“, betonte Kroner. Wegen
der zu langen Kapitalbindung
werde völlig auf Neubau ver-
zichtet. Auch innovative Projek-
te wie experimenteller Woh-
nungsbau würden gestrichen. Da
Leerstand bares Geld koste, wür-
den die Wohnungen so schnell
wie möglich belegt, häufig zu
Lasten sozial stabiler Bewohner-
strukturen. 

Die Vorteile des eigenen Woh-
nungsunternehmens für eine
Kommune skizzierte Kroner fol-
gendermaßen: Wohnungsneu-
bau, auch von Sozialwohnungen,
finde statt, das Unternehmen be-
teilige sich darüber hinaus an der
Stadtentwicklung und könne für
die Stadt vielseitige Aufgaben
übernehmen. Bei schwierigen
Bewohnerstrukturen werde mit
Sozialmanagement gegengesteu-
ert und günstigere Mieten wür-
den das Vergleichsmietniveau
senken. „Man kann zwar Pro-
blemlöser verkaufen, nicht aber
die Probleme“, so der Verbands-
chef abschließend. DK

Kulturfonds Bayern:

Antragsfrist endet
am 31.10.2007

Anträge auf Förderungen
aus dem Kulturfonds Bayern
müssen bis Ende Oktober ein-
gereicht werden, wenn sie am
Auswahlverfahren 2008 teil-
nehmen wollen. Der Fonds
ist Bestandteil der „Offensive
Zukunft Bayern“, mit der die
Staatsregierung wichtige Im-
pulse zur Verbesserung der
kulturellen Infrastruktur geben
will. 

Aus dem Kulturfonds Bay-
ern können kulturelle Investi-
tionen und Projekte nichtstaat-
licher Träger gefördert wer-
den. Die Förderbereiche rei-
chen von Theatern, Museen,
der zeitgenössischen Kunst,
der Musikpflege bis hin zur
Laienmusik und der Heimat-
pflege. Für regelmäßig wie-
derkehrende Veranstaltungen
beschränkt sich die Förderung
auf eine Anschubfinanzie-
rung. Die Vorhaben sollen
grundsätzlich von überörtli-
cher Bedeutung sein. 



11. 10. 2007 ENERGIE KOMMUNALE . PRAXIS 511. 10. 2007 ENERGIEVERSORGUNG . ENERGIESPARMAßNAHMENGZ 5

„Papa spart jetzt 150 Euro beim

Strom – mach‘ das mal nach!“

Senken Sie Ihre Stromkosten mit dem

EnergieSpar-Paket von E.ON Bayern

um 150 Euro.*

Das alles ist drin:

• kostenloser individueller EnergieSpar-Check

• EnergieSpar-Tipps, mit denen Sie

150 Euro* sparen

• hilfreiche Checklisten zum Beispiel zum

Kauf von neuen Haushaltsgeräten

Auf der EnergieSpar-Tour in Ihrer Nähe

oder im Internet:

www.eon-bayern.com/energiesparen

Mit Sicherheitfaire Preise

*Einsparpotenzial bei einem 4-Personenhaushalt.

Zukunftsweisendes Biogasprojekt:

Strom und Wärme für Bad Bocklet
E.ON Bayern und Maschinenring investieren 3 Mio. Euro 

In nur acht Monaten Bauzeit ist in Bad Bocklet ein zukunftswei-
sendes Biogasprojekt mit einer Investitionssumme von rund drei
Millionen Euro verwirklicht worden. Die Maschinenring Ener-
gie Bad Bocklet GmbH & Co KG hat eine Biogasanlage gebaut
und wird diese auch betreiben. Bauherr und Betreiber des Bio-
gas-Blockheizkraftwerks und des Wärmenetzes ist E.ON Bay-
ern. Im Rahmen einer Festveranstaltung übergaben Finanz-
staatssekretär Franz Meyer, Dr. Stefan Vogg, Mitglied des Vor-
stands der E.ON Bayern AG, und die Geschäftsführer der Ma-
schinenring Energie GmbH & Co KG, Rudolf Weber und Wer-
ner Link, die Anlage ihrer Bestimmung.

In der Biogasanlage werden
ausschließlich pflanzliche Stoffe
zu Biogas verarbeitet, aus dem im
Blockheizkraftwerk gleichzeitig
umweltfreundlich Wärme und
Strom gewonnen wird. Rund
12.000 Tonnen an nachwachsen-
den Rohstoffen werden pro Jahr
benötigt, um ca. 4.700 Megawatt-
stunden Strom zu erzeugen, die in
das Netz von E.ON Bayern ein-
gespeist werden. Damit kann
rund ein Drittel des gesamten
Jahresstrombedarfs der Haushalte
und Gewerbebetriebe in Bad
Bocklet aus regenerativer Energie
gedeckt werden. 

Gleichzeitig werden rund
3.200 Megawattstunden Wärme
für die Beheizung der Kuranla-
gen Bad Bocklet, von Hotels, ei-
ner Apotheke und eines privaten
Wohnhauses produziert. Da bei
der Verbrennung von Biogas nur
die Kohlendioxidmenge freige-
setzt wird, die durch das Wachs-
tum der Pflanzen der Atmos-
phäre vorher entzogen wurden,
erfolgt die Energieerzeugung
CO2-neutral. Der Hauptteil der
Wärme wird aus Biogas erzeugt.
Zum Decken von Spitzen und
für den Reservefall steht ein
Heizkessel zur Verfügung, der
sowohl mit Erdgas als auch mit
Biogas betrieben werden kann.
Der Dampferzeuger für die
Moorbäder läuft mit Erdgas. 

Zweite Anlage
in Unterfranken

Dies ist nach Fuchsstadt die
zweite Anlage, die in Unterfran-
ken im Rahmen der Biogasoffen-
sive von E.ON Bayern in Betrieb
geht. „Wir investieren bis Ende
2007 zehn Millionen Euro in den
Neubau von Biogasanlagen und
die Modernisierung bestehender
Blockheizkraftwerke zur Nut-
zung von Biogas. Dann verfügen
wir über eine elektrische Kraft-
werksleistung von vier Megawatt
und eine Wärmeleistung von
knapp fünf Megawatt auf Biogas-
basis“, erklärte Stefan Vogg.

Angesichts des hohen Ent-
wicklungsstands handle es sich
dabei um eine sehr ökonomische
Form regenerativer Energieerzeu-
gung. „Wir erwarten für Bayern
von der Biogasnutzung eine spür-
bare Substitution von Erdgas und
damit eine deutliche Reduzierung
der Importabhängigkeit“, begrün-
dete der Vorstand das Engage-
ment. Laut einer Studie des Bun-
desverbandes der deutschen Gas-
und Wasserwirtschaft liegt das
bayerische Biogaspotenzial im
Jahr 2030 bei einem Volumen,
das rund 16 Prozent des heutigen
Erdgasverbrauchs in Bayern ent-
spricht. Dieses Potenzial gelte es
zu nutzen. 

„Noch spannender wird es,
wenn Ende dieses Jahres das
aufbereitete Biogas in die vor-
handenen Erdgasnetze einge-
speist werden kann. Mit diesem
Quantensprung sind wir bei der
Biogasnutzung nicht mehr an die
Wärmenutzung neben der Anla-
ge gebunden, sondern können
Gas einspeisen und dort nutzen,
wo es mit dem besten Wirkungs-
grad eingesetzt werden kann“,
betonte Vogg. „Und für die Stan-
dortkommunen sind unsere In-
vestitionen so etwas Ähnliches
wie kleine Konjunkturprogram-
me“, ergänzte der Vorstand.
Auch in der Region Bad Bocklet
habe man der Wirtschaft mit

dem Projekt Impulse gegeben. 
„Die Bayerische Staatsregie-

rung begleitet den Strukturwan-
del der Wirtschaft und stößt da-
bei Neues an und fördert Innova-
tionen. Auch im Staatsbad Bad
Bocklet wurden seit Abschluss
des Konsortialvertrages zwi-
schen Marktgemeinde, Caritas
und dem Freistaat Bayern vor

sieben Jahren umfangreiche Sa-
nierungs- und Modernisierungs-
maßnahmen in den Kurgebäu-
den und -anlagen mit einem Ge-
samtkostenaufwand von rund
5,5 Millionen Euro durchge-
führt“, hob Finanzstaatssekretär
Franz Meyer hervor.

Beitrag zum Klimaschutz

Das Vertragsverhältnis mit der
E.ON Bayern AG und dem Ma-
schinenring Energie Bad Bocklet
GmbH & Co. KG zur Errichtung
und dem Betrieb der Biogasanla-
ge erfüllt nach Meyers Worten
wichtige Zielsetzungen des Frei-
staats Bayern. Damit sei ein 
weiterer Schritt der Teilprivati-
sierung des Staatsbades erreicht

worden. Gleichzeitig habe die
Wirtschaftlichkeit des Staatsbe-
triebes weiter verbessert werden
können. Nicht zuletzt sei ein
wichtiger Beitrag zum Klima-
schutz und zur Erhaltung der Le-
bensgrundlagen kommender Ge-
nerationen verwirklicht worden. 

Die moderne umweltfreundli-
che Biogasanlage sei für einen
Kurort mit guter Luftqualität
äußerst wichtig, stellte der Staats-
sekretär fest. Darüber hinaus tra-
ge die Anlage auch noch zur 
Existenzsicherung von landwirt-
schaftlichen Betrieben und zum
Erhalt von Arbeitsplätzen bei. 

Meyer dankte in diesem Zu-
sammenhang der Marktgemein-
de Bad Bocklet, dass sie als allei-
niger Gesellschafter des operati-
ven Kurgeschäfts seit 2001 mit
soviel Engagement der örtlichen
Verantwortung für die gesund-
heitstouristische Infrastruktur
gerecht werde. Bei Fortführung
der bewährten guten Zusammen-
arbeit mit der Staatsbad GmbH,

den Caritas Einrichtungen
gGmbH und dem sehr aktiven
Kur- und Fremdenverkehrsver-
ein über das Jahr 2010 hinaus
könne sich das Staatsbad Bad

Bocklet auch weiterhin im im-
mer größer werdenden Gesund-
heits- und Wellnessmarkt be-
haupten, zeigte sich Meyer zu-
versichtlich. DK

Von links: Evang. Ortsgeistlicher Jürgen Metschl, Werner
Link und Rudolf Weber, Maschinenring Energie GmbH, 
Dr. Stefan Vogg, E.ON Bayern, Finanzstaatssekretär Franz 
Meyer, Bürgermeister Wolfgang Back und kath. Ortsgeist-
licher Siegfried Bauer. Foto: E.ON Bayern
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Biogas: Energie mit Zukunft.

Strom und Wärme aus der Region für die Region

info@schmack-biogas.comTel.: +49(0)9431/751-0 Fax.: +49(0)9431/751-204

www.schmack-biogas.com

Ausführliche Informationen erhalten Sie unter:

Moderne Biogasanlagen leisten einen wichtigen Beitrag für nachhaltige Energieerzeugung und
Versorgungssicherheit für nachfolgende Generationen.

Für Kommunen ist die Nutzung von Biogas nicht nur aus ökologischer Sicht eine interessante Möglich-
keit zur eigenen Stromversorgung, sondern sichert auch den Wärmebedarf der Gemeinde.

Schmack Biogas bietet ein inno-
vatives Anlagenkonzept für hoch-
wertige Biogasanlagen mit zuver-
lässiger Technik und optimale Ver-
gärung - alles aus einer Hand:

▪ Projektierung & Errichtung
▪ Service & Betriebsführung
▪ Aufbereitung und Einspeisung
von Biogas ins Erdgasnetz
▪ Akkreditiertes Labor

Von links: Herbert Schneider ( Kundenmanager N-ERGIE)
und Rudolf Böhmlender (Vertriebsleiter impleaPlus) mit Ralf
Woy (Vizepräsident 1. FC Nürnberg) vor der neuen Heizan-
lage am Sportpark Valznerweiher. Foto: N-ERGIE 

1. FC Nürnberg und N-ERGIE Tochter impleaPlus:

Wärme-Contracting
über 15 Jahre

Neueste Technik spart jährlich rund 340 Tonnen CO2

Nach dem Pokalsieg setzt der 1. FC Nürnberg auch in Sachen
Umweltschutz Zeichen und geht neue Wege. Die impleaPlus
GmbH, ein Tochterunternehmen der N-ERGIE Aktiengesell-
schaft, liefert für die nächsten 15 Jahre auf das Clubgelände
Wärme zur Raumbeheizung und Warmwasseraufbereitung.
Die Club-Geschäftsführung hat sich für das 15-jährige Wär-
me-Contracting entschieden, nachdem das technische Ende
der bestehenden Anlage erreicht wurde. 

Das Konzept der impleaPlus
GmbH beinhaltet Punkte, die für
die Vereinsführung des 1. FCN
von großer Bedeutung waren:

Senkung der jährlichen Ener-
giekosten

Schonen der Umwelt ohne
vereinseigene Investitionen und
unternehmerisches Risiko.

Das Wärme-Contracting der
impleaPlus GmbH mit dem 1.

FCN umfasst folgende Punkte:
Planung, Projektierung der

Neuanlage und Demontage der
Altanlage

Anlagenoptimierung über
die gesamte Vertragslaufzeit 

Betrieb, Wartung und In-
standhaltung

24-Stunden-Entstörungs-
dienst

Fernüberwachung der Anlage
Finanzierung der Anlage.

Innerhalb von drei Wochen
wurde eine neue Heizanlage mit
einem Anschlusswert von 920
Kilowatt (kW) eingebaut. Auf
dem Vereinsgelände des 1. FCN
am Valznerweiher werden mit
Geschäftsstelle, Umkleideräu-
men, Turnhalle, Fitness- und
Wellnessbereich, Reha-Zentrum
sowie  Fan-Shop Räumlichkeiten
mit einer Grundfläche von insge-
samt rund 4.700 Quadratmeter
beheizt. Auch das 50 Meter lan-
ge Schwimmbecken des 1. FCN-
Schwimmen e.V. ist an die Heiz-
anlage mit angeschlossen. 

Modernste Regel- und Steue-
rungstechnik sowie drei 1.000
Liter Warmwasserspeicher sor-
gen für genügend warmes Was-
ser und wohltemperierte Räume
zu jeder Stunde. Die neue Nie-
dertemperatur-Technologie er-
möglicht in den nächsten 15
Jahren eine Einsparung von
über 5.200 Tonnen Kohlendio-
xid, was einen aktiven Umwelt-
schutz darstellt.

Halbjahreszahlen der Schmack Biogas AG:

Umsatz und Ertrag
auf erwartetem Niveau

Schwandorf - Die Schmack Biogas AG hat im ersten Halbjahr
des laufenden Geschäftsjahres den Umsatz um rund 97 % auf
55,8 Mio. Euro steigern können. Dabei resultiert diese Umsatz-
steigerung gegenüber dem Vorjahreszeitraum insbesondere aus
verstärkten Aktivitäten mit Energieversorgungsunternehmen.
Weiterhin werden deutlich über 90 % der Erlöse mit der Pro-
jektierung und Errichtung von Anlagen erwirtschaftet. 

Auf der Ertragsseite zeigt
Schmack Biogas das auf Basis
der vorläufigen Zahlen erwartete
Bild: So beläuft sich das Be-
triebsergebnis (EBIT) nach den
ersten sechs Monaten auf -10,7
Mio. Euro gegenüber -1,3 Mio.
Euro im Vorjahreszeitraum. Grund
für diese Entwicklung war vor 
allem die unerwartet schwache
Nachfrage aus dem landwirt-
schaftlichen Sektor sowie neue
Großprojekte, die zwar die Um-
satzausfälle teilweise kompensie-
ren und zukunftsweisend hin-
sichtlich Größe und Technologie
sind, aber noch unterdurch-
schnittliche Margen aufweisen. 

Komplexe Großanlagen

Ulrich Schmack, Gründer und
Vorstandssprecher: „Aufgrund
des starken Anstiegs der landwirt-
schaftlichen Rohstoffpreise konn-
ten sicher geglaubte Projekte mit
Landwirten nicht realisiert wer-
den. Darüber hinaus arbeiten wir
an technologisch anspruchsvol-
len Entwicklungen und errichten
komplexe Großanlagen der näch-
sten Generation für Energiever-
sorger. In diesem Bereich durch-
laufen wir aktuell eine wichtige
aber kostenintensive Erfahrungs-
kurve. Wir arbeiten mit Nach-
druck daran, auch diesen neuen

Anlagentyp zu standardisieren
und so die Margen in diesem
Kundensegment zu steigern.“

Zweites Halbjahr
mit positiver Prognose 

Im zweiten Halbjahr 2007
rechnet Schmack Biogas mit ei-
nem positiven Geschäftsverlauf.
Dies betrifft die Umsatz- aber
auch vor allem die Ertragsseite.
Dabei werden Projekte mit Ener-
gieversorgern wesentliche Um-
sätze beitragen und damit einen
Teil der ausfallenden Projekte aus
dem landwirtschaftlichen Sektor
kompensieren. Das Unternehmen
rechnet für das Gesamtjahr mit ei-
nem Umsatz von 140 Mio. Euro
bis 150 Mio. Euro und damit ei-
ner Steigerung gegenüber dem
Vorjahr von bis zu 65 %. 

Intakte Perspektiven

Dazu Ulrich Schmack: „Unser
Ziel für das zweite Halbjahr 2007
ist, ein positives Ergebnis zu er-
zielen. Es wird sich sukzessive
auszahlen, dass wir uns bereits
seit dem Börsengang 2006 auf die
Zielgruppe der Energieversor-
ger konzentriert haben. Die Zu-
kunftsperspektiven für den Bio-
gas-Markt sind intakt - national
wie international.“

impleaPlus setzt 256 Photovotaik-
Module auf wbg-Dächer

Sonne versorgt zwölf-Drei-Personen-Haushalte 

Die impleaPlus GmbH, ein Tochterunternehmen der N-ERGIE
Aktiengesellschaft, hat innerhalb von zwölf Arbeitstagen eine Fo-
tovoltaikanlage auf den Dächern der wbg, kommunalverbundene
Immobilienunternehmen wbg Nürnberg GmbH, in der Äußeren
Sulzbacher Straße 72-80 montiert. Insgesamt 256 Einzelmodule
mit einer Gesamtfläche von knapp 323 qm speisen seit Anfang
Oktober in das Stromnetz der N-ERGIE ein.

Module der neuesten Genera-
tion und ein auf die Sonnenein-
strahlung optimal abgestimmter
Standort machen die Anlage
hoch effizient. Jedes Modul mit
einer Fläche von 1,26 qm hat ei-
ne Leistung von bis zu 170 Watt
Peak (Wp).

Mit einer Gesamtleistung von
über 43 Kilowatt Peak (kWp)
wird die Anlage über 41.000 Ki-
lowattstunden (kWh) Strom pro
Jahr in das öffentliche Strom-
netz einspeisen. Dies entspricht
einer Strommenge, die zwölf
Drei-Personen-Haushalte im
Jahr verbrauchen. Gleichzeitig

werden mit dieser Photovoltaik-
Anlage mehr als 21 Tonnen
Kohlendioxid (CO2), gemessen
am gesamtdeutschen Strommix,
eingespart.

Die impleaPlus ist einer der
größten Fotovoltaik-Anlagen-
betreiber in Nürnberg mit einer
installierten Leistung von über
788 kWp auf 48 Anlagen auch
in der Region. Über 208 Drei-
Personen-Haushalte können mit
der eingespeisten Strommenge
pro Jahr versorgt und dabei
jährlich rund 385 Tonnen CO2,
gemessen am deutschen Strom-
mix, eingespart werden.

Unterzeichneten den neuen Konzessionsvertrag: Bürgermeis-
ter Franz Meitinger aus Mittelneufnach und LEW-Prokurist
Jürgen Gorki (links).

Mittelneufnach, Landensberg und Erkheim:

Strompartnerschaft mit
LEW wird fortgeführt

Die Gemeinderäte von Mittelneufnach, Landensberg und Erkeim
haben einem neuen 20-jährigen Wegenutzungsvertrag mit der
Lechwerke AG (LEW) zugestimmt. Dieser Vertrag regelt die
Rechte und Pflichten zwischen Gemeinde und Energieversorger
zur Stromversorgung.

Für die ca. 480 Netzkunden
der Gemeinde Mittelneufnach
etwa garantiert der Vertrag auch
für die Zukunft eine sichere
Stromversorgung. 

Bei der Vertragsunterzeich-
nung in der Hauptverwaltung der
Lechwerke in Augsburg hoben
Bürgermeister Franz Meitinger
und LEW-Prokurist Jürgen Gorki
die jahrzehntelange gute Zusam-
menarbeit hervor. Diese erstreckt
sich auch auf weitere Dienstlei-
stungen in der Energieberatung
und der Straßenbeleuchtung. Mit
dem Neuabschluss wird eine be-
währte Partnerschaft fortgesetzt. 

Bereits seit 1920 liefern die

Lechwerke Strom für die Ge-
meinde. Der Strombedarf beträgt
heute rund 5,4 Millionen Kilo-
wattstunden pro Jahr. 

Der Wegenutzungsvertrag er-
laubt den Lechwerken, öffentli-
che Wege, Straßen und Plätze
für die Verlegung von Stromlei-
tungen zu nutzen. Außerdem
gibt er dem Energieversorger
die Planungssicherheit, um in
den weiteren Ausbau des Netzes
und die Verbesserung der
Stromversorgung zu investie-
ren. Als Gegenleistung erhält
die Gemeinde eine Konzessi-
onsabgabe in Höhe von rund
31.000 Euro pro Jahr.
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Gesundheit und Lebensqualität mit innovativer Erdgas-Technik. Am Anfang steht das
Energie-Konzept. Ob konventionelle Wärme, Stromversorgung oder innovative Klima-
Systeme, die ESB-Wärme plant nach individuellem Bedarf. Dabei stehen Wirtschaftlichkeit,
regionale Energien und natürlich die Umwelt an vorderster Stelle.

Ihre Leistungen mit dem ESB-WärmeService:

• Modernisieren ohne selbst zu investieren
• ESB-Wärme plant, organisiert und betreibt Ihre Energieversorgung
• Moderne, umweltschonende Anlagen mit niedrigem Energieverbrauch
• Alle Leistungen sind im monatlichen Wärmepreis enthalten
• Sie haben einen Partner mit viel Erfahrung an Ihrer Seite

Gesundheits- und Sozialzentrum (GSZ) in Mering – für Wärme und Strom sorgt ein Erdgas-BHKW

Rufen Sie uns an ! Wir schicken Ihnen unsere Referenzbroschüre
oder vereinbaren Sie einen Termin mit dem ESB-Wärme Berater.

ESB-Wärme GmbH • Ungsteiner Straße 31 • 81539 München • Tel. 089-68003-517 • E-Mail: info@esb-waerme.de • Internet: www.esb-waerme.de

Energie-Partnerschaft mit Köpfchen
Das Contracting-Modell für öffentliche Gebäude und soziale Einrichtungen

Erdgas-Blockheiz-
kraftwerk – Heizung und

Strom aus einer Anlage

ESB-Praxistest:

Die Strom erzeugende Heizung
Erdgas Südbayern und TU München untersuchen acht erdgasbetriebene

Mini-BHKW im Praxistest

Wie wirtschaftlich arbeiten Mini-Blockheizkraftwerke in Ge-
bäuden mit geringem Wärmebedarf? Um diese Frage zu un-
tersuchen und innovative Erdgastechnik in der Praxis zu de-
monstrieren, verschenkt die Erdgas Südbayern (ESB) acht der
energieeffizienten Geräte an ausgewählte Referenzkunden. In
Kooperation mit der Technischen Universität München wer-
den in den kommenden drei Jahren die Betriebsdaten der An-
lagen gesammelt und ausgewertet.

Schwimmbäder, Hotels und
Krankenhäuser - Objekte mit
ganzjährig hohem Strom- und
Wärmebedarf eignen sich meist
problemlos für den wirtschaftli-
chen Einsatz eines BHKW. Wie
schaut es aber beim Betrieb in

Ein- und Mehrfamilienhäusern
oder Gewerbebetrieben aus?
„Im Hinblick auf Energieeffizi-
enz und Umweltschutz sind erd-
gasbetriebene BHKW in jedem
Falle sinnvoll. Allerdings muss
der Einsatz ökonomisch über-

zeugen, damit Verbraucher die-
se neue Technik annehmen.
Um die Potenziale der neuen
Mini-BHKW herauszufinden,
spendieren wir acht Geräte an
private Hauseigentümer, Ge-
werbebetriebe oder Handels-
unternehmen“, erklärt Martin
Heun, Geschäftsführer der ESB-
Wärme.

Energieeffizienz
zum Anfassen

Bis zum 31. Oktober werden
im Internet unter www.esb.de/
mini-bhkw und in regionalen
Medien noch Bewerber ge-
sucht, die an der Studie teilneh-
men möchten. Innovative Tech-
niken live zu präsentieren und
Interessenten darüber zu infor-
mieren, ist ein weiteres Ziel der
Aktion. Daher werden die Anla-
gen im Kühlschrank-Format
während des Aktionszeitraumes
auch zu besichtigen sein. 

Günstige Pauschale

Jedes der BHKW-Systeme
hat einen Wert von cirka 18.000
Euro und geht im Rahmen des
Tests komplett in das Eigen-
tum der Referenzkunden über.
Außer dem Erdgaspreis ist le-
diglich eine günstige Pauschale
für Wartung und Installation zu
entrichten. Mindestanforderun-
gen an den Referenzstandort
sind jedoch, dass sich das Ge-
bäude im ESB-Grundversor-
gungsgebiet befindet, bereits ei-
nen Erdgasanschluss besitzt
oder installiert werden kann und
der Energieverbrauch bei min-
destens 25.000 Kilowattstunden
pro Jahr liegt.

ecopower und
Lion(r)Powerblock

Zwei unterschiedliche erd-
gasbetriebene BHKW-Typen
wird die ESB installieren, um
Praxiserfahrung mit verschiede-
nen Nutzerprofilen zu sammeln.

Zum Einsatz kommt der
Lion(r)Powerblock des Herstel-
lers OTAG. Das High-Tech-Sy-
stem arbeitet dabei ähnlich wie
eine klassische Dampfmaschi-
ne: Bei 350 Grad wird Prozess-
dampf erzeugt, der per Doppel-
kolben den integrierten Linear-
generator antreibt und damit -
anders als der Dampf-Oldie -
0,3 bis 2 kW Strom (+/- 5%) er-
zeugt. Über einen Plattenwär-
metauscher wird die Wärme an
den Heizkreislauf abgeführt
und so eine thermische Lei-
stung von 3 bis 16 kW (+/-
10%) erzielt. Wird einmal kein
Strom benötigt, arbeitet das
Gerät wie eine normale Hei-
zung.

„ecopower“

Das zweite Modell im Einsatz
ist das „ecopower“ der Firma
PowerPlus Technologies. Das
Gerät kann die Drehzahl des
kleinen Erdgas-Motors stufen-
los anpassen und damit in jeder
Nutzungssituation mit optima-
lem Wirkungsgrad laufen. Ähn-
lich dimensioniert wie die Frei-
kolbendampfmaschine produ-
ziert das ecopower eine thermi-
sche Leistung von 4 bis 12 kW
und eine elektrische von 1,3 bis
4,7 kW.

Drei Jahre Laufzeit

Der Lehrstuhl für Energie-
wirtschaft und Anwendungs-
technik der Technischen Uni-
versität München begleitet das
Projekt während der gesamten
Laufzeit von drei Jahren. Dabei
hat die Hochschule die ESB bei
der Auswahl der Referenzob-
jekte unterstützt und wird in Zu-
kunft die Objekte im Rahmen
einer Studienarbeit dokumentie-
ren und auswerten.

Die Mini-BHKW-Aktion fin-
det im Rahmen der ESB-Initia-
tive mit dem Motto „SPAR’S
DIR!“ statt. Mit SPAR’S DIR!
ruft die ESB alle Energiever-
braucher zu einem sparsamen,
umweltschonenden Energieein-
satz auf. Die ESB macht als
größter regionaler Erdgasver-
sorger in Bayern deutlich, dass
zu ihrer Kompetenz rund um
Erdgas auch Umwelt- und Kli-
maschutz gehören.

BioErdgas als Grünfutter
für das Erdgasauto

BioErdgas bringt Erdgasautos noch umweltschonender in Fahrt.
DerAutofahrer kann diesen Biokraftstoff der zweiten Generation
ohne Veränderungen an der Fahrzeugtechnik nutzen, denn er hat
die gleiche Qualität und Zusammensetzung wie herkömmliches
Erdgas. Der regenerativ erzeugte Kraftstoff kann die CO2-Bilanz
von Erdgasfahrzeugen drastisch verbessern. 

Mit dem „grünen“ Kraftstoff
im Tank vergrößert sich der oh-
nehin schon vorhandene CO2-
Vorteil eines Erdgasfahrzeugs
noch weiter, denn bei der Ver-
brennung wird nur so viel CO2
freigesetzt, wie in der zur Kraft-
stoffherstellung eingesetzten Bio-
masse zuvor durch Photosynthe-
se gebunden wurde. Erdgasfahr-
zeuge können den regenerativen
Kraftstoff ohne technische Ver-
änderungen sowohl in Reinform
als auch in variablen Anteilen
am fossilen Kraftstoff Erdgas
nutzen. Regenerativ erzeugtes
und auf Kraftstoffqualität aufbe-
reitetes BioErdgas ist chemisch
fast nicht vom Hauptbestandteil
des Erdgases, dem Methan
(CH4), zu unterscheiden. Wird
dem Kraftstoff Erdgas 20 Pro-
zent Biomethan beigemischt,
entspricht das einer CO2-Reduk-
tion von bis zu 20 Prozent, da
das BioErdgas nahezu klimaneu-
tral ist. 

Verbesserte Klimabilanz

Ein siebensitziger Opel Zafira
1.6 CNG zum Beispiel emittiert
im Erdgasbetrieb mit 138
Gramm je Kilometer bereits
deutlich weniger CO2 als die
vergleichbaren Großraum-Vans.
Mit 20 Prozent BioErdgas aus
Gülle im Tank verbessert sich
seine Klimabilanz auf 113
Gramm CO2 je Kilometer - so
viel wie ein zweisitziges Smart
Fourtwo Coupé mit Benzinan-
trieb. Das optimiert die ohnehin
gute Umweltbilanz von Erdgas-
autos, die kaum Feinstaub und
im Vergleich zum Diesel bis zu
70 Prozent weniger Stickoxide
ausstoßen, noch weiter. 

Die bedeutendste Reduktion
von Treibhausgas lässt sich laut
einer aktuellen Studie der Empa,
der Eidgenössischen Material-
prüfungs- und Forschungsanstalt
in der Schweiz, durch die Pro-
duktion von Biomethan aus Gül-
le erzielen. Sie kann im Ver-
gleich zu Benzin bis zu 90 Pro-
zent betragen. Der Grund: Die
Nutzung von Rest- und Abfall-
stoffen bietet deutliche Vorteile
gegenüber der Produktion von
Biokraftstoffen aus nachwach-
senden Rohstoffen, da in deren
Umweltbilanz der landwirt-
schaftliche Anbau zu Buche
schlägt. Dennoch können auch
mit pflanzlichen Rohstoffen
beachtliche CO2-Einsparungen
von 30 bis 50 Prozent erzielt
werden. Eine weitere Produkti-
onsart, die Herstellung von Me-
than aus Holz, kann immerhin
CO2-Einsparungen von rund 70
Prozent erzielen. Die Forscher
der Empa haben unterschiedli-
che Biokraftstoffe untersucht
und kommen, je nachdem, wel-

cher Rohstoff für die Kraftstoff-
herstellung genutzt wurde, zu
sehr differenzierten Ergebnissen.
Einige Bereitstellungspfade,
zum Beispiel für Biodiesel aus
heimischem Raps oder Ethanol
aus brasilianischem Zuckerrohr,
weisen bei Betrachtung mehrerer
Umweltindikatoren höhere Um-
weltbelastungen als Benzin auf. 

Im Verkehrsbereich sind die
Weichen für den Einsatz von Bio-
Erdgas gestellt: Bereits im ver-
gangenen Jahr hat sich die
Gaswirtschaft verpflichtet, dem
Kraftstoff Erdgas bis 2010 zehn
Prozent Biomethan beizumischen
und diese Menge bis 2020 zu ver-
doppeln. Daher geht die Bundes-
regierung in ihrer Klimaagenda
2020 davon aus, dass Biogas als
Biokraftstoff der zweiten Genera-
tion eine entscheidende Rolle
beim Erreichen der geforderten
nationalen Biokraftstoffquote bis
2020 spielen wird. 

Bleibende Wertschöpfung

BioErdgas substituiert Gasim-
porte aus anderen Ländern und
verringert damit die Abhängig-
keit von Energie-Importen.
Gleichzeitig bleibt die Wert-
schöpfung, die durch die Her-
stellung von BioErdgas entsteht,
im eigenen Land. Zudem schont
der Einsatz von regenerativem
BioErdgas die fossilen Energie-
reserven. Zudem zeichnet sich
BioErdgas im Vergleich zu Bio-
kraftstoffen der ersten Generati-
on, wie zum Beispiel Biodiesel,
Rapsöl oder Bioethanol, durch
eine sehr hohe Flächeneffizienz
bei der Herstellung aus. Im Ver-
gleich zu Biodiesel lässt sich aus
dem Ertrag eines Hektars An-
baufläche mehr als viermal so
viel Kraftstoff herstellen. Denn
bei der Produktion von Biogas
wird die ganze Pflanze genutzt
und nicht nur Teile davon. Eine
Gemeinschaftskampagne von:
Für den Verbraucher, der sich an
die günstigen Kraftstoffkosten
von Erdgas gewöhnt hat, wird
sich durch eine Beimischung
von BioErdgas nichts ändern.
Nach einer Studie der deutschen
Gaswirtschaft entsprechen die
Erzeugungskosten für BioErd-
gas unter günstigen Bedingun-
gen etwa den heutigen Bereit-
stellungskosten für Erdgas. 

In anderen Ländern hat die
Technologie zur Erzeugung von
BioErdgas hohe Priorität. Dank
eines staatlichen Programms zur
Nutzung des Biokraftstoffs fährt
in Schweden mittlerweile mehr
als die Hälfte der rund 12.000
Erdgasfahrzeuge mit BioErdgas.
In der Schweiz betrug im Jahr
2006 der Anteil von BioErdgas
am fossilen Kraftstoff Erdgas
26,5 Prozent.

Herbstzeit ist Drachenzeit
E.ON Bayern-Tipps für „Drachenbändiger“

Der Herbst steht vor der Tür. Zeit für graue Wolken, Regen
und - viel Wind. Doch diese oft eher triste Jahreszeit hält an
ihren vielen stürmischen Tagen eine Ablenkung bereit, die seit
jeher Jung und Alt begeistert: Das Drachen steigen. Die ersten
Drachen wurden schon vor 2000 Jahren von den Chinesen in
die Luft gelassen. 

Neben der Verwendung des
richtigen Materials darf auch
die Vorsicht nicht außer Acht
gelassen werden, rät der Ener-
giedienstleister E.ON Bayern,
denn so manche Drachen mus-
sten in den vergangenen Tagen
schon aus Freileitungen entfernt
werden.

Stets sollte man darauf ach-
ten, sich mindestens 500 Meter
von Freileitungen für elektri-
schen Strom sowie von Bahn-
gleisen fernzuhalten; die Nähe
zu Flughäfen, Sportflugplätzen
und Autobahnen ist ohnehin
gänzlich zu meiden. Weiter gilt:
Um Unfällen vorzubeugen soll-
ten Drachenschnüre nie länger
als 100 Meter sein und auch
kein Metall enthalten. Es ver-
steht sich von selbst, dass „Dra-
chenbändiger“ bei den ersten

Anzeichen von Gewittern buch-
stäblich das Feld räumen soll-
ten, denn Blitzeinschlag droht.
Außerdem sollte man seinen
Drachen nicht über Spaziergän-
gern steigen lassen, da diese
durch ein abstürzendes Flug-
gerät verletzt werden können.

Sollte trotz aller Vorsicht ein-
mal ein Drachen in einer Frei-
leitung hängen bleiben, dürfen
auf keinen Fall eigene Befrei-
ungsversuche unternommen wer-
den. Kinder und Erwachsene
begeben sich bei diesen „Ret-
tungsaktionen“ in akute Le-
bensgefahr. Stattdessen sofort
die Leine loslassen und umge-
hend die Polizei oder die
Störungsannahme von E.ON
Bayern unter 0180-21 920 91
informieren, die Nummer ist
rund um die Uhr erreichbar.

Energieversorger warnen
Verbraucher vor Gewinnspiel

Dubiose Verlosung von Urlaubsreisen

Derzeit grassiert wieder ein dubioses Preisausschreiben, mit
dem Verbraucher zu einer Urlaubsreise in die Türkei gelockt
werden sollen. Anknüpfungspunkt für das „Gewinnspiel“ sind
Fragen mit Bezug zur Energieversorgung. Den Teilnehmern
wird in Aussicht gestellt, eine komplette Urlaubsreise gewon-
nen zu haben. 

Wie bei vielen „Gewinnspie-
len“ zuvor, soll der Eindruck er-
weckt werden, als sei dies eine
Aktion des heimischen Energie-
versorgers. Diese Spiele stehen
jedoch weder mit den betroffe-
nen Unternehmen E.ON Bayern
noch mit N-ERGIE oder LEW
in Zusammenhang.

Alle Gewinnspiele, die z. B.
von E.ON Bayern an Kunden ge-
schickt werden, tragen eine Ab-
senderadresse in Bayern und ent-
halten neben Telefonnummer und
Email-Adresse auch in jedem
Fall das E.ON Bayern-Logo. 

Bei allen Preisausschreiben

der N-ERGIE Aktiengesell-
schaft - beispielsweise im 
Kundenmagazin „meine N-ER-
GIE“ - werden ausschließlich
Sachpreise verlost. Die N-ER-
GIE gibt Adressen ihrer Kun-
den nicht an Dritte weiter.
Nach der Verlosung der Ge-
winne vernichtet die N-ERGIE
alle Gewinnspielkarten.

In der Vergangenheit gab es
schon häufiger ähnliche Fälle.
Auf juristischem Wege konn-
ten keine Betrüger gestellt wer-
den. Die Bayerische Verbrau-
cherzentrale ist über den aktu-
ellen Betrugsfall informiert.
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Internationale Messe „Renexpo“ in Augsburg:

Bioenergien als „Leuchttürme“
Augsburg (jdt). „Hier gibt es neuen Schwung für den Klima-
schutz“: Mit diesen Worten betonte der Bayerische Landwirt-
schafts- und Forstminister Josef Miller die weit reichende Bedeu-
tung der „Renexpo“, der internationa1en Fachmesse für erneuer-
bare Energienutzung in Augsburg. In seiner Eröffnungsrede war
Miller voller Anerkennung für dieses viertägige „Glanzlicht“ un-
ter den Ausstellungen in der Fuggerstadt: „Es ist mir eine große
Freude, dass diese Ausstellung sich aus kleinsten Anfängen heraus
zu einer der bundesweit größten Messen auf diesem Sektor ent-
wickelt hat“. 

In den Mittelpunkt der von
„Reeco Deutschland“ Reutlingen
veranstalteten Messe rückten die
Schwerpunkte „Energiezukunft
und Klimaschutz - Live erleben:
Neueste Produkte und Dienstlei-
stungen“. Verbunden damit war
der 7.Internationale BBE-Fach-
kongress für Holzenergie, zu dem
der Bundesverband BioEnergie
e.V.(Bonn) eingeladen hatte. 

Dokumentierter Fortschritt

Staatsminister Miller würdigte
die zum achten Male in Augs-
burg durchgeführte „Renexpo“
mit dem Hinweis auf ihr inzwi-
schen internationales Renommée.
Die starke Beachtung beruhe auf
einem breit gefächerten Über-
blick über die regenerativen Ener-
gien sowie über energieeffizien-
tes Bauen und Sanieren. Die da-
mit verbundene „IHE (R) Holz-
Energie“ sei die Leitmesse für
Wärme und Strom aus Holz in
Deutschland. Sie dokumentiere
den technischen Fortschritt und
schaffe Akzeptanz für die Holz-
energie. Die Teilmesse „PV - Ex-
po (R)“ präsentiere Photovoltaik
und Solarthermie. 

Zum Treffpunkt für Bauherren
und Handwerk im Bereich ener-
gieeffizientes Bauen und Sanie-
ren geworden sei die „reCon-
struct(R)“. Nicht zuletzt, so Mil-
ler, würden im Rahmen der „Ren-
expo“ auch weitere Themen der

erneuerbaren Energien präsen-
tiert, zum Beispiel Bioenergie,
Kraft-Wärme-Kopplung, Wind-
und Wasserkraft, Wärmepumpen
und Geothermie. 

Aufruf zur
Mitverantwortung 

Mit großem Nachdruck forder-
te Miller die gesamte Bevölke-
rung zur Mitverantwortung in
den Bereichen „Schonung der
Energieressourcen und Klima-
schutz“ auf. Die derzeitige Nut-
zung fossiler Energieträger ver-
wandle in nur einem Jahr das,
was in 500.000 Jahren Erdge-
schichte zu Kohle, Gas und Öl
geworden sei, unwiederbringlich
in „Kohlendioxid, Wasserdampf
und erhebliche Mengen unge-
nutzter Abwärme“.

Bayerisches Gesamtkonzept 

Noch vor zehn Jahren hätte nie-
mand die Prognose gewagt, wel-
che Entwicklung erneuerbare 
Energien und insbesondere Holz-
heizwerke, Biokraftstoffe und
Biogasanlagen nehmen würden,
registrierte der Landwirtschafts-
minister. Angesichts des Klima-
wandels und der begrenzten Ölre-
serven sowie steigender Energie-
preise steige auch der Stellenwert
der „Nachwachsenden Rohstof-
fe“. Deren Bedeutung habe die
Bayerische Staatsregierung früh-

zeitig erkannt. Deren Aktivitäten
hätten bereits 1990 in das erste
Gesamtkonzept „Nachwachsende
Rohstoffe in Bayern“ gemündet. 

„Hauptmotor in
Deutschland“

Mit Beifall aufgenommen
wurde Millers Feststellung, dass
Bayern in Deutschland der
Hauptmotor für die Nutzung der
„Nachwachsenden Rohstoffe“
sei und europaweit vom Freistaat
wichtige Impulse ausgingen. Der
Anteil der Biomasse am gesam-
ten Primärenergieverbrauch wer-
de sicherlich noch heuer die 
5-Prozent-Marke überschreiten,
ein wichtiges Etappenziel beim
Klimaschutz. Schon jetzt wür-
den durch den Einsatz von Bio-
masse pro Jahr rund 2,5 Milliar-
den Liter Heizöl ersetzt und
mehr als 6 Millionen Tonnen
Kohlendioxid eingespart.

Energieträger Nummer 1

Unter den erneuerbaren Ener-
gien sei Holz, so fuhr Miller fort,
der „Energieträger der 1. Wahl“.
Der nachwachsende Brennstoff
Holz stehe in Bayern reichlich zur
Verfügung. Ein Drittel der Lan-
desfläche sei mit Wald bedeckt,
mit Holzvorräten „so hoch wie
nie zuvor“. Der jährliche Zu-
wachs an Holz liege hier bei fast
30 Millionen Kubikmetern, von
denen in den letzten Jahren weni-
ger als zwei Drittel geerntet wor-
den seien. Große Bedeutung habe
die Nutzung von Biomasse für
die heimischen Wirtschaftskreis-
läufe, wovon nicht nur die Land-
und Forstwirtschaft, sondern die
gesamte Wirtschaft profitiere,
auch mit der Schaffung von mitt-
lerweile zehntausenden von Ar-

beitsplätzen. Millers Argumente
gipfelten in dem Ausblick:
„Nachwachsende Rohstoffe wer-
den das Megathema dieses Jahr-
hunderts.“

Glücksfall für
Ländliche Regionen

Der Parlamentarische Staatsse-
kretär beim Bundesminister für
Ernährung, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz, Dr. Gerd Mül-
ler MdB, nannte die erneuerbaren
Energien einen „Glücksfall für
die ländlichen Regionen“. Die
Tatsache, dass Deutschland hier
weltweit führend sei, gelte es zu
nutzen. Die Bundesregierung mes-
se dem Ausbau erneuerbarer En-
ergien eine Schlüsselrolle zu. Vor
kurzem habe sie bei ihrer Klau-
surtagung in Meseburg ein ehr-
geiziges Energie- und Klimapro-
gramm, mit 30 konkreten Einzel-
maßnahmen, beschlossen. Dabei
hätten die erneuerbaren Energien
einen wichtigen und unverzicht-
baren Eckstein gebildet. 

Holz wurde von Staatssekretär
Müller als der wichtigste Bio-
energieträger bezeichnet. Deutsch-
land sei im übrigen „das Holzland
Nr. 1 in Europa...Und wir ha-
ben die hochwertigsten Wälder“.
Müller sprach von der „Bioener-
gie als hochwertiger umwelt-
freundlicher und sicherer heimi-
scher Energiequelle, mit der
Funktion von Leuchttürmen für
die mittelständische Wirtschaft“.

Die Bedeutung der Fachmes-
se hoben in ihren Ansprachen
auch Geschäftsführer Johann-
Georg Röhm (Reeco-Gruppe),
der rumänische Experte Corne-
liu Radulescu und Vorstands-
vorsitzender Helmut Lamp vom
Bundesverband BioEnergie e.V.
hervor.

Eine „Weltleitmesse“

Oberbürgermeister Dr. Paul
Wengert, Augsburg, äußerte seine
Freude darüber, dass die „Renex-
po“ sich inzwischen seiner Über-
zeugung nach zu einer „Welt-
Leitmesse“ in diesem höchst be-
deutsamen Sektor entwickelt ha-
be und „immer internationaler ge-
worden ist“. Dank sagte Wengert
für das damit verbundene Ver-
trauen in die „Ausstellungs- und
Messestadt Augsburg“. Als ge-
wandter Moderator fungierte
Egon Beckord (Kumas-Kompe-
tenzzentrum Umwelt Augsburg-
Schwaben). 

Unter den rund 300 Ausstellern
aus etwa 60 Ländern beeindruck-
ten mit großen Sonderschauen
die Lechwerke und „Erdgas
Schwaben“. Bei der Ausstel-
lungseröffnung gab es für Vor-
stand Paul Waning (LEW) und
Geschäftsführer Klaus-Dieter
Dietmayer (Erdgas) Komplimen-
te für die vielseitige Demonstrati-
on gangbarer Wege in die „Ener-
giezukunft“.

V. l.: Kumas-Geschäftsführer Egon Beckord, LEW-Vorstand
Paul Waning, Staatsminister Josef Miller, Geschäftsführer Klaus-
Peter Dietmeyer (Erdgas Schwaben), Augsburgs Landrat Dr.
Karl Vogele, MdL Johannes Hintersberger. Text und Bild: -jdt

Neue E.ON-Netzleitstelle
in Neunburg vorm Wald

„Mit der Steuerung und Überwachung unseres gesamten Mittel-
spannungs-Stromnetzes und auch unseres Gasnetzes von einer
Stelle aus setzt E.ON Bayern neue Maßstäbe bei der Netz-
führung“, betonte Hermann Wagenhäuser, Mitglied des Vorstan-
des der E.ON Bayern AG, bei der offiziellen Inbetriebnahme der
neuen Netzleitstelle im oberpfälzischen Neunburg vorm Wald
(Landkreis Schwandorf). Ständige Investitionen ins Netz seien un-
abdingbar, um Netzinfrastruktur und Netzbetrieb kontinuierlich
zu verbessern. Mit der neuen Netzleitstelle mache der Energie-
versorger einen weiteren wichtigen Schritt, so Wagenhäuser. 

Ab sofort wird von der Leit-
stelle in Neunburg vorm Wald
aus das gesamte Mittelspan-
nungs- und Gasnetz von E.ON
Bayern gesteuert. In die Zustän-
digkeit der 42 Mitarbeiter fallen
44.000 Kilometer Mittelspan-
nungsfreileitungen und -kabel,
800 fernsteuerbare Umspann-
werke und Schalthäuser, 44.000
Ortsnetzstationen, 6.500 Kilo-
meter Gasnetz und 800 Gas-
druckmess- und Regelanlagen. 

„Mit der neuen Netzleitstelle
in Neunburg vorm Wald bleiben
wir unserer Philosophie der re-
gionalen Präsenz treu“, unter-
strich E.ON Bayern-Vorstands-
mitglied Hermann Wagenhäuser.
Die Investition in Höhe von 11,5
Millionen Euro sei nur ein klei-

ner Teil der Summe, die E.ON
Bayern Jahr für Jahr in sein Netz
investiere. Schließlich gebe es
Versorgungssicherheit nicht zum
Nulltarif. 

„Heuer liegt unser Investiti-
onsbudget sogar bei 255 Millio-
nen Euro“, so Wagenhäuser. Mit
diesem Geld baue das Unterneh-
men mit Sitz in Regensburg neue
Umspannwerke und Schaltan-
lagen. Dazu kämen Erweiterun-
gen im Strom- und Gasnetz, die
Erschließung neuer Bau- und
Gewerbegebiete, die Errichtung
neuer Kundenanschlüsse sowie
die Instandhaltung der bereits
vorhandenen Infrastruktur. Al-
lein in diesem Jahr würden rund
1.000 Ortsnetz-Transformator-
stationen erneuert.

E.ON Bayern-Vorstandsmitglied Hermann Wagenhäuser, Bür-
germeister Wolfgang Bayerl (Neunburg vorm Wald), MdL
Marianne Deml, Wolfgang Tauber (Leiter der Netzleitstelle)
und Landrat Volker Liedtke lassen sich von einem Mitarbeiter
der Netzleitstelle den Arbeitsablauf erläutern.

Block C des Kernkraftwerks Gundremmingen:

Abschaltung zur Revision
mit Brennelementwechsel

Am 7. Oktober wurde Block C des Kernkraftwerks Gundrem-
mingen zum 21. Brennelementwechsel mit Revision abgefah-
ren. Für den neuen Betriebszyklus in Block C müssen 180
Brennelemente ausgetauscht werden. Im Rahmen der Revisi-
on sind rund 5.000 Arbeitsaufträge zur vorbeugenden Instand-
haltung, kontinuierlichen Modernisierung sowie zu Repara-
tur- und Prüfmaßnahmen an Pumpen, Ventilen, Rohrleitun-
gen und elektrischen Einrichtungen geplant.

Begleitend zu den Arbeitsauf-
trägen stehen umfangreiche
wiederkehrende Prüfungen an.
Dabei wird auch eine so ge-
nannte „integrale Reaktordruck-
behälter-Druckprüfung“ durch-
geführt, bei der der Druckbe-
hälter einer Belastung von 112
bar standhalten muss. Diesen
Nachweis muss der Reaktor-
druckbehälter, der während des
Leistungsbetriebs unter einem
Druck von rund 70 bar steht, al-
le acht Jahre erbringen. Weiter-
hin stehen Inspektionen des Ge-

neratorläufers und der beiden
Niederdruckturbinen an.

Exakte Überwachung

Für die bislang umfangreich-
ste Revision des Blocks C wird
die Kraftwerksbelegschaft von
über 2.000 Facharbeitern und
Experten von Fremdfirmen und
Dienstleistern auf der Anlage
unterstützt. Rund 40 unabhängi-
ge Sachverständige und Gut-
achter des TÜV Süd sowie der
Aufsichtsbehörde prüfen und

überwachen die Qualität der Ar-
beiten an sicherheitstechnisch
relevanten Einrichtungen.

Im abgelaufenen Betriebszy-
klus hat Block C zu 97 Prozent
der Zeit für die Stromprodukti-
on zur Verfügung gestanden
und dabei rund 9,8 Milliarden
Kilowattstunden Strom CO2-
frei erzeugt. Mit dieser Strom-
menge können fast drei Millio-
nen Durchschnittshaushalte ein
Jahr lang versorgt werden. Der
Atmosphäre wurden rund zehn
Millionen Tonnen Kohlendio-
xid erspart.

Für Brennelementwechsel und
Revisionsarbeiten sind Aufwen-
dungen in Höhe von rund 25
Millionen Euro eingeplant. So-
weit möglich werden Aufträge
an Betriebe in der Region ver-
geben.
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Kunden und Vertriebspartner von Bayerngas können
beruhigt sein. Durch diversifizierten Gaseinkauf und
innovatives Portfoliomanagement sind wir die ideale
Beschaffungsplattform für Erdgas.

Know-how und Erfahrung im Dienste des Kunden.

Unsere Partner sehen
den Gaseinkauf eher
entspannt.

Energiepartnerschaft mit Zukunft

www.bayerngas.de

Bayerngas und Stadtwerke Ingolstadt:

Gaslieferungsvertrag mit
BAYERNOIL

Mengenvolumen entspricht dem Bedarf von drei großen Stadtwerken München
Bayerngas und Stadtwerke Ingolstadt beliefern BAYERNOIL
Raffineriegesellschaft mbH. Das Mengenvolumen entspricht
dem Bedarf von drei großen Stadtwerken. Am 31. Mai 2007
wurde ein langfristiger Gaslieferungsvertrag bis Oktober 2010
geschlossen. Die Gaslieferungen werden im Frühjahr 2008 auf-
genommen. Partner bei der Gasbeschaffung sind E.On-Ruhr-
gas und Eni. Der Vertrag mit Bayerngas umfasst für den Be-
triebsteil Neustadt eine Jahresmenge von ca. 5.5 Mrd. kWh/a.

Für den Betriebsteil Vohburg,
der künftig von den Stadtwer-
ken Ingolstadt versorgt wird,
beträgt die Jahresmenge etwa
1 Mrd. kWh/a. Rund 50 % der
Erdgasmengen fließen in die

Wasserstofferzeugung am Stan-
dort Neustadt. 

ISAR-Projekt

Der Ausbau der Wasserstoff-

erzeugung erfolgt im Rahmen
des ISAR-Projektes (Initiative
zur Standortsicherung, Anla-
genoptimierung, Rentabilitäts-
steigerung) der BAYERNOIL.

Größter
Einzel-Industriekunde

Über 3 Mrd. kWh/a werden
als Ersatz für die Raffineriegase
zur Unterfeuerung und Verstro-
mung in Vohburg und Neustadt
eingesetzt. Sowohl für die Stadt-
werke Ingolstadt als auch für
Bayerngas ist BAYERNOIL der
größte Einzel-Industriekunde. 

Bewährte Partnerschaft

Dieser Erfolg zeigt das Poten-
zial einer effizienten Partner-
schaft bei der Erdgasbeschaffung
und -belieferung. Ausschlagge-
bend für den Vertragsabschluss
war die seit Jahren bewährte Zu-
sammenarbeit mit BAYERNOIL,
insbesondere im Hinblick auf die
Versorgungssicherheit.

Bayerngas-Portfolio
von Gasquellen

Bayerngas hat über ihre norwegische Tochter Bayerngas
Norge AS 30 % an der Lizenz PL147 mit dem Erdgasfund
Trym erworben. Verkäufer ist die norwegische Statoil ASA.

„Mit dem Kauf der Anteile an Trym sind wir unserem Ziel,
ein Portfolio von Gasquellen aufzubauen, ein großes Stück
näher gekommen. Insgesamt halten wir jetzt Anteile an drei
Gasfunden - Vega South, Sigrid und Trym - zuzüglich weiterer
Explorationspotenziale“, sagte Gerd Obermeier, Bereichsleiter
Beschaffung & Upstream bei der Bayerngas. Hinter diesem Ziel
stehen risikopolitische Erwägungen.

Obermeier weiter: „Mit einem Portfolio aus Beteiligungen an
mehreren Gasquellen lassen sich die Risiken teilen und mini-
mieren, ohne dass wir befürchten müssen, die Chancen aus den
Augen zu verlieren“. Trym befindet sich ca. 170 km nordwest-
lich der dänischen Stadt Nybro in der südlichen, norwegischen
Nordsee, nahe der dänischen Grenze. Der Reservenanteil für
Bayerngas beträgt ca. 1 Mrd. Kubikmeter Gas und 0,2 Mio. Ku-
bikmeter Kondensat. Der Anteilserwerb steht unter dem Vorbe-
halt der Zustimmung der norwegischen Behörden.

Bayerischer
Energiepreis

2008
„Mit dem Bayerischen Ener-

giepreis geben wir neu ent-
wickelten, innovativen und ef-
fizienten Energietechnologien
ein öffentliches Forum. Sie
sind gerade für den Klima-
schutz von besonderer Bedeu-
tung. Wir laden deshalb alle in-
teressierten Personen und Un-
ternehmen ein, sich mit neuen
Ideen und Entwicklungen am
Wettbewerb zu beteiligen“, er-
klärte Bayerns Wirtschaftsmi-
nister Erwin Huber.

Technologischer Input

„Für den Klimaschutz ist die
Beschleunigung des energie-
technischen Fortschritts von
besonderer Bedeutung. Um die
CO2-Emissionen zu senken,
brauchen wir effiziente Tech-
nologien, die auch für die Ent-
wicklungsländer mit ihrem
wachsenden Energiebedarf at-
traktiv sind. Bayern ist arm an
Energierohstoffen, aber reich an
innovativen Unternehmen, die
hervorragende Energietechnik
produzieren. Dieser technologi-
sche Input ist einer der wichtig-
sten Beiträge Bayerns für den
globalen Klimaschutz.“

Intensive Förderung

Huber wies darauf hin, dass
der Freistaat die neuen Ener-
gietechnologien seit über 25
Jahren intensiv fördere. Seit
1999 gebe der Bayerische Ener-
giepreis zusätzlichen Schub.
„Bisher gab es fünf Ausschrei-
bungen. Aus 520 Bewerbungen
wurden seither fünf Hauptprei-
se ermittelt und etwa vier Dut-
zend weitere Projekte ausge-
zeichnet. Der Bayerische Ener-
giepreis ist mit insgesamt
25.000 Euro Preisgeld dotiert. 

Die Ausschreibung für das
Jahr 2008 wurde am 5. Oktober
im Bayerischen Staatsanzeiger
veröffentlicht. Interessenten kön-
nen sich beim Bayerischen
Energie-Forum über Teilnah-
mebedingungen und Verfahren
informieren.
Auskünfte über das Verfah-
ren bei: 
Bayern Innovativ GmbH, Ge-
werbemuseumsplatz 2, 90403
Nürnberg, Tel: (0911) 20 671-
154, Homepage: www.bayeri-
sches-energie-forum.de

Bayerischer Städtetag:

Ministerpräsident soll
Stadtwerken helfen 

Der Vorstand des Bayerischen Städtetags hat erneut dringend an
den Bayerischen Ministerpräsidenten appelliert, sich dafür einzu-
setzen, dass die Stadt- und Gemeindewerke überleben können.
Die Städte befürchten sonst eine schleichende Enteignung von
kommunalem Vermögen. Eine Regulierung mit den derzeitigen
Vorgaben wäre auch ein nicht verantwortbarer Schlag gegen die
mittleren und kleineren Werke im ländlichen Raum. 

Der Verordnungsentwurf des
Bundeswirtschaftsministers für
die ab 1. Januar 2009 geltende
Anreizregulierung hat zum Ziel,
Entgelt-Obergrenzen für das
Durchleiten von Strom und Gas
durch fremde Netze festzulegen.
Positiv an der Regelung ist, dass
ein vereinfachtes Regulierungs-
verfahren für rund 85 Prozent der
bayerischen Netzbetreiber gelten
kann. Davon profitieren die mitt-
leren und kleineren Stadtwerke,
die weniger als 30.000 Stromkun-
den und weniger als 15.000 Gas-
kunden haben. 

Nicht akzeptiert wird vom
Städtetag, dass die Effizienzstei-
gerung der Unternehmen am
Branchenbesten ausgerichtet wer-
den muss. Damit würde ein Wett-
lauf ausgelöst, der viele Werke in
den wirtschaftlichen Ruin treibt.

Vergleichsmaßstab muss viel-
mehr das durchschnittlich effizi-
ente Unternehmen der Branche
sein. Ein solches Verfahren ist
auch in anderen Wettbewerbs-
märkten gängige Praxis. 

Anreizregulierung

Von der Regulierung massiv
betroffen sind vor allem die
mittleren und kleinen Stadt- und
Gemeindewerke. Wenn es die
Staatsregierung mit der Stär-
kung des ländlichen Raums
ernst meint, dann muss sie auch
eine kommunalverträgliche Re-
gulierung in ihr politisches Pro-
gramm mit aufnehmen. Die
Städte warnen davor, dass die
Anreizregulierung zu einem rei-
nen Kostensenkungsinstrument
missbraucht wird.

Energiesparen im Haushalt
Bei stetig steigenden Lebens-

haltungskosten bedeuten Energie-
einsparpotenziale bares Geld. Der
Verband der Bayerischen  Elektri-
zitätswirtschaft (VBEW) rät, alle
energieverbrauchenden Einrich-
tungen eines Haushalts daraufhin
zu überprüfen und dabei nicht nur
an die mit Strom betriebenen
Geräte zu denken. 

Bei einem durchschnittlichen
Privathaushalt entfallen ungefähr
55 % der Energiekosten auf die
Raumheizung und 31 % auf das
Auto – entsprechend kostenwirk-
sam sind in diesen Bereichen die
Spareffekte. Besonders die Hei-
zung und die Raumtemperatur

bieten ein hohes Potenzial für
Einsparungen. Kurzes, aber re-
gelmäßiges Lüften und die Redu-
zierung der Raumtemperatur um
nur 1 °C senken die Energieko-
sten bereits um etwa 6 %. Der
meiste Strom wird im Haushalt
durch den Kühl- und Gefrier-
schrank und beim Kochen und
Bügeln benötigt. Fast die Hälfte
des Stromverbrauchs fällt dafür
an. Entsprechend groß sind die
Energieeinsparpotentiale. Beob-
achtet man den Braten oder Ku-
chen im Backofen durch eine
Glasscheibe, verhindert man,
dass bei jedem Öffnen rund 20 %
der Wärme verloren geht.
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Bio-Erdgas
nachwachsende Energie

aus unserer Heimat

➔ CO2-neutral

➔ regional produziert

➔ stärkt den Wirtschafts-

standort Schwaben

➔ rund um die Uhr verfügbar

erdgas schwaben gmbh
Bayerstraße 43

86199 Augsburg
Telefon 0821 9002-0

www.erdgas-schwaben.de

Unsere EnergieUnsere Energie

wirdwird BioBio
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Bio-Erdgas gewinnt im Hinblick auf ein zukunftsfähiges Ener-
giesystem immer mehr an Bedeutung.

Regenerative Energie aus der Region für die Region:

erdgas schwaben setzt
auf Bio-Erdgas

Klimaschutz, Versorgungssicherheit, bezahlbare Energieprei-
se und die Schaffung von Arbeitsplätzen in der Region zu ver-
binden, das sind die Ziele des regionalen Energieversorgers
erdgas schwaben für die nahe Zukunft. Bio-Erdgas als erneu-
erbare Energie gewinnt im Hinblick auf ein zukunftsfähiges
Energiesystem dabei immer mehr an Bedeutung.

Der weltweite Energiever-
brauch steigt immer schneller.
Diese beständig wachsende

Energienachfrage führt zum ei-
nen zu immer höheren Energie-
preisen und zum anderen zu ei-

ner Zunahme der Emission von
Treibhausgasen. Der Energie-
versorger erdgas schwaben en-
gagiert sich dafür, diese Ent-
wicklung zu bremsen.

Gezielte Investition

Unter den fossilen Brennstof-
fen ist Erdgas die Energie mit
den geringsten CO2-Emissio-
nen. In der Kombination von
Erdgas und nahezu CO2 neutra-
lem Bio-Erdgas liegt eine große
Chance für die Zukunft der Re-
gion. Deshalb investiert erdgas
schwaben gezielt in die Ent-
wicklung von Bio-Erdgasanla-
gen.

Wirkungsvolle Maßnahme

„Bis zum Jahr 2020 können
in Bayerisch-Schwaben mit
Bio-Erdgas etwa 20 % des heu-
tigen Erdgas-Verbrauchs ersetzt
werden“, erläutert Klaus-Pe-
ter Dietmayer, kaufmännischer 
Geschäftsführer von erdgas
schwaben. „Damit fördern wir
eine der weltweit wirkungsvoll-
sten Klimaschutzmaßnahmen.
Statt in der Importabhängigkeit

von Russland liegt die Zu-
kunft darin, möglichst viel 
Energie z. B. mit Hilfe von Bio-
Erdgas in der eigenen Region
zu erzeugen.“ - Ein ökologi-
sches Vorhaben mit positiven
Auswirkungen auf die Beschäf-
tigungssituation in der Region,
vor allem im Bereich Landwirt-
schaft.

Beste Voraussetzungen

Hier in Schwaben gibt es be-
reits alle Voraussetzungen, um
erneuerbare Energien nutzbar
zu machen: Die landwirtschaft-
lichen Flächen, das Know-how
der Landwirte, das Erdgasnetz,
und die Technik, aus Bio-Roh-
gas Bio-Erdgas zu machen.

Bei der Vergärung organi-
scher Stoffe, wie beispielsweise
der Energiepflanze Mais, ent-
steht Rohgas, durch einen Rei-
nigungsprozess wird daraus
Bio-Erdgas, das qualitativ dem
Erdgas gleichkommt, und somit
als Energie die gleichen Ein-
satzmöglichkeiten bietet. 

Wachstumsmarkt

„Der Markt der erneuerbaren
Energien ist ein Wachstums-
markt. Ein Markt mit viel Zu-
kunft, denn umweltschonende
Energie erhält unseren Kindern
und Enkeln eine intakte Hei-
mat“, so Markus Kittl, techni-
scher Geschäftsführer bei erd-
gas schwaben.

3. Konferenz Europäischer Regionen in Salzburg:

Schicksalsfrage
Energieversorgung

Mit der Energiepolitik und besonders der Versorgungssicher-
heit stand ein klassisches Europathema auf der Tagesordnung
der 3. Konferenz Europäischer Regionen in Salzburg. Wie
Wirtschaftsminister Erwin Huber betonte, könne dieses The-
ma für die EU schon deshalb zur „Schicksalsfrage“ werden,
weil die Energie-Importabhängigkeit Europas weiter rasch zu-
nimmt. Für 2030 sei prognostiziert, dass die EU 70 bis 80 Pro-
zent ihres Energiebedarfs durch Importe decken muss. Dabei
ließen bereits heute „viele Energielieferländer ihre Muskeln
spielen“. Der russisch-ukrainische Gasstreit Anfang 2006 etwa
habe das Thema Versorgungssicherheit einer breiten europäi-
schen Öffentlichkeit bewusst gemacht.

Wie Huber erläuterte, „kann
und muss die EU gegenüber Drit-
ten als starker und selbstbewus-
ster Verhandlungspartner auftre-
ten - mit größerem Gewicht als
ein einzelner Mitgliedstaat“.
Wichtig erscheine in diesem Zu-
sammenhang die Ratifizierung
der bereits in den 90er Jahren aus-
gehandelten Energiecharta durch
die Russische Föderation. Die
Ratifizierung wäre ein wichtiger
Beitrag zur europäischen, deut-
schen und bayerischen Versor-
gungssicherheit. Interessant er-
scheint nach Hubers Dafürhalten
auch die Erarbeitung gemeinsa-
mer Programme mit Entwick-
lungs- und Schwellenländern mit
dem Ziel, europäische Technolo-
gien im Bereich der Nutzung er-
neuerbarer Energien rascher und
wirkungsvoller anzuwenden.

Eine weitere Kernaufgabe der
EU sieht der Wirtschaftsminister
in der Vollendung des Europäi-
schen Binnenmarktes auch im
Energiesektor. Dazu gehört die
konsequente Durchsetzung der
geltenden EU-Richtlinien in allen
Mitgliedstaaten. Protektionisti-
sche Marktbehinderungen, wie
sie die spanische Regierung beim
gescheiterten Zusammenschluss
von E.ON und Endesa praktiziert
habe, darf es künftig nicht mehr
geben. Auch in der Energiefor-
schung sei europäische Zusam-
menarbeit dort sinnvoll, wo der
Umfang von Forschungsprojek-
ten die Leistungsfähigkeit einzel-
ner Mitgliedstaaten übersteigt.

Trotz der vielfältigen Hand-

lungsfelder beim Thema Energie
dürfe die Energiepolitik nicht voll-
ständig der EU überlassen werden,
meinte Huber. Auch hier sei die
Subsidiarität zu beachten: „Kei-
nesfalls würde etwa ein Energie-
versorgungs-Optimum dadurch
erreicht, dass die EU den Mitglied-
staaten Mindestanteile bestimmter
Energieträger am Energiemix vor-
schreibt. Hier besitzen gerade die
Regionen die größte Erfahrung
und damit auch die größte Ent-
scheidungskompetenz.“

Strom- und Gaswirtschaft

Ein Zuviel an EU sieht Bayerns
Wirtschaftsminister zur Zeit auch
bei dem Ziel, den Wettbewerb im
Bereich der Strom- und Gaswirt-
schaft zu verstärken: Dem Vor-
schlag der EU-Kommission, das
Netz von der Erzeugung eigen-
tumsrechtlich zu trennen, könne
er bei weitem nicht zustimmen.
In Deutschland seien die großen 
Energiekonzerne in privater Hand.
Ein derart massiver Eingriff in das
Eigentumsrecht wäre mit dem
Grundgesetz kaum vereinbar. Zu-
dem dürfe ernstlich bezweifelt
werden, dass das sog. Ownership
Unbundling die gewünschte Wir-
kung entfalten würde, erklärte Hu-
ber. Neue Netzeigentümer würden
sich kaum anders verhalten als die
alten. Vor allem müssten sie erst
einmal den für die Netze bezahl-
ten Kaufpreis amortisieren. Die
Netzentgelte dürften demzufolge
kaum sinken. Huber: „Es kommt
auf eine wirksame Regulierung
an. Dafür müssen wir die gesetzli-
chen und administrativen Voraus-
setzungen schaffen.“

Allerdings lehne Bayern die
von der Kommission ins Ge-
spräch gebrachte Einrichtung ei-
ner europäischen Regulierungs-
behörde ab. Um verbraucher-
freundlich arbeiten zu können, sei
die Kenntnis der regionalen Gege-
benheiten dringend erforderlich.
„Es dürfte kaum sinnvoll sein, et-
wa das Strom- und Gasnetz der
Stadtwerke Rosenheim von Brüs-
sel aus zu regulieren“, meinte Hu-
ber. Eine verstärkte Koordination
und Kooperation der Regulie-
rungsbehörden und -prinzipien
der Mitgliedstaaten könne hier
mehr bewirken als Zentralismus
und neue Bürokratie.

Als unverzichtbar aus bayeri-
scher Sicht bezeichnete der Mini-
ster schließlich die Weiternutzung
der Kernenergie. Sie trage nicht
nur zur Versorgungssicherheit
bei, sondern punkte auch bei den
Zielen Umweltverträglichkeit und
Wirtschaftlichkeit. DK

Bio-Wärmeanlage in Dillingen:

Mit großen Schritten 
zur grünen Energie

Der Bau der Bio-Wärmeanlage nimmt immer mehr Gestalt an.
Die Außenwände ragen bereits aus dem Boden heraus und seit
Anfang September steht das Herzstück der Bio-Wärmeanlage:
zwei Bio-Masse-Heizkessel. 

Ende des Jahres wird der
Thermoölkessel und die ORC-
Turbine in Betrieb gehen. Die
Hauptaufgabe des Thermoöl-
kessels ist es, die ORC-Turbi-

ne anzutreiben, um daraus
Strom zu gewinnen.

Mit der ORC-Turbine werden
875 kW Strom produziert, was
umgerechnet ca. 90.000 Stück
10W-Energiesparlampen ent-
spricht! Mit dem Thermoölkes-
sel und dem Warmwasser wer-
den etwa 6,0 MW Wärmelei-
stung produziert, wovon knapp
600 Einfamilienhäuser die Vor-
teile der grünen Energie nutzen
und ökologisch und CO2-neu-
tral heizen können.

Klimakiller CO2 
wird eingespart

Mit der Bio-Wärmeanlage
leistet Dillingen einen großen
Beitrag zum Klimaschutz in un-
serer Heimat. Jährlich können
über 11.000 t Klimakiller CO2
eingespart werden. Ein Schritt
in die Richtung von erdgas
schwaben, bis 2020 gut 30 %
des Erdgasverbrauchs durch
grüne Energie zu ersetzten, ist
somit geschafft.

Zwei Heizkessel für die Bio-
wärmeanlage in Dillingen.
Hier schweben 28 Tonnen auf
die Erde.

Ehrgeizige Ziele für
Erneuerbare Energien

EUROFORUM-Konferenz „Biogas -
Die Zukunftsenergie“ in Düsseldorf

Die Erwartungen der Bioenergiebranche an die Novellierung
des Erneuerbaren-Energie-Gesetzes (EEG) und die Potenziale
für die Energie- und Agrarwirtschaft an den Energieträger
Biogas bestimmten die Diskussionen und Vorträge der rund 70
Teilnehmer auf der EUROFORUM-Konferenz „Biogas - Die
Zukunftsenergie“ in Düsseldorf. 

Dr. Frank Scholwin (Institut für
Energetik und Umwelt) verwies
zunächst auf die politischen Vor-
gaben auf internationaler und na-
tionaler Ebene, die die starke Ent-
wicklung auf dem Markt für Er-
neuerbare Energien vorangetrie-
ben haben. Die Reduzierung der
Klimagasemissionen sowie die
Diversifizierung der Energiever-
sorgung hätten insbesondere auch
den Markt für Biogas aufblühen
lassen. Scholwin prognostizierte
zwar eine weiter wachsende Be-
deutung des Biogas-Marktes, al-
lerdings sei der Peak mit 3.500
Biogasanlagen und einer instal-
lierten Leistung von 1,2 bis 1,3
MW schon überschritten. Wirt-
schaftlich seien zurzeit nur Heiz-
werke zu betreiben, andere Er-
zeugungsformen lägen mit ihren
Kosten noch über denen der fos-
silen Energieträger. Weitere Stand-
orte, die ökonomisch und ökolo-
gisch sinnvoll zu nutzen sind, sei-
en nur noch begrenzt vorhanden.
Der Trend, der seit 2004 zu beob-
achten sei, gehe zu größeren An-
lagen (über 500 kW) und solchen,
die auf nachwachsende Rohstoffe
setzten, sagte Scholwin. 

Nach Schätzungen des Institu-
tes für Energetik und Umwelt
wird bis im Jahr 2010 eine Nutz-
fläche von 2,6 bis 3 Millionen
ha/a für Biomasse in Anspruch
genommen werden. In Deutsch-
land könnten solche Flächen
nachhaltig ohne negative Auswir-
kungen auf die Nahrungsmittel-
produktion zur Verfügung gestellt
werden. 2010 soll es laut Schol-
win in Deutschland 5.000 Bio-
gasanlagen geben, 2020 etwa
7.500. Biogas sei ein Energieträ-
ger, der bei vergleichsweise ge-
ringen Investitionskosten genau-
so zur regionalen Wertschöpfung
wie zur CO2-Reduktion beitra-

gen könne. Im Vergleich sei die
Holzverstromung aber noch ef-
fektiver, denn hier erfolge die
gleiche CO2-Reduktion zu erheb-
lich geringeren Kosten. 

Wichtig sei, dass die Prozess-
kette nachhaltig ist, betonte der
Energie-Experte weiter. Die Bio-
energienutzung müsse zur CO2-
Reduktion beitragen, die Energie-
träger müssten regenerativ sein
und durch die Produktion dürfe
auch kein Umweltnachteil durch
die Ausweitung der Agrarflächen
entstehen. Zukünftige Handlungs-
felder sind laut dem Leipziger In-
stitut die verstärkte Nutzung von
Energiepflanzen, neue und opti-
mierte Konversionsanlagen und
eine bessere Integration der Bio-
masseerzeugung und -verwen-
dung im Energiesystem.

Die weiteren energie- und kli-
mapolitischen Ziele der Bundes-
regierung erläuterte der Vertreter
des Bundesministeriums für Um-
welt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit, Dr. Bernhard Dreher.
Die deutsche EU-Präsidentschaft
bezeichnete er als einen Höhe-
punkt der deutschen Energie- und
Klimapolitik. Hier sei nicht nur
beschlossen worden, dass die EU
Vorreiter bei der weltweiten Re-
duzierung von Klima-Emissio-
nen werden wolle, sondern auch
eine konkrete Reduzierung der
CO2-Emissionen um 20 Prozent.
Als eine historische Entscheidung
bezeichnete er das verbindliche
Ziel, bis 2020 den Anteil der Er-
neuerbaren Energien am Primär-
energieverbrauch auf 20 Prozent
festzusetzen. Für Ende des Jahres
kündigte er die Richtlinie der EU
für die Erneuerbaren Energien an,
in der das von Bundeskanzlerin
Angela Merkel vorangetriebene
Klima- und Energiepaket umge-
setzt werden solle.
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Bayerische Elektrizitätswerke GmbH:

Rundum-Sorglos-Paket
für Kommunen

BEW-Geschäftsführer Dr. Olaf Heil im GZ-Interview
Thema: Wärme-Komplettlösungen

Als verlässlicher Partner der Kommunen präsentiert sich die
Bayerische Elektrizitätswerke GmbH (BEW), eine 100%-ige
Tochter der Lechwerke AG, Augsburg. Wie Geschäftsführer Dr.
Olaf Heil in einem Gespräch mit der GZ erläuterte, bietet der in
Augsburg ansässige Energieversorger Wärme-Komplettlösun-
gen an, wodurch Städte und Gemeinden in die Lage versetzt
werden, sich mehr auf ihre Kernkompetenzen zu konzentrieren.

Die Wärmeversorgung von
öffentlichen und privaten Ge-
bäuden ist ein Thema mit weit
reichenden Konsequenzen, gilt
es doch, Entscheidungen über
die Sanierung oder Neuinstalla-
tion einer Heizungsanlage, über
die Finanzierung, den Betrieb,
über Reparaturen oder den
Brennstoffeinkauf zu fällen.
Hinzu kommt, dass bei vielen
Immobilien der Energiever-
brauch unnötig hoch ist, was
nicht nur Kosten, sondern auch
vermeidbare CO2-Emissionen
verursacht.

Mehr Produktivität

Das BEW Wärme Contrac-
ting zeichnet sich Heil zufolge
dadurch aus, dass sich Experten
nicht nur um Planung und Er-
richtung der Heizungsanlage
kümmern, sondern auch für Be-
trieb, Zählung, Abrechnung und
Finanzierung zuständig sind.
Somit stellt die BEW als Con-
tractor auch das Kapital für In-
vestitionen in die Heizungsanla-
ge zur Verfügung. Für den Kun-
den ergibt sich ein monatli-
cher Grundpreis mit langfristi-
ger Preisgarantie und den Ver-
brauchskosten. Damit kann die-
ser ohne zusätzliche Belastung
seines Budgets Energiesparpo-
tenziale erschließen. Dank frei
werdender finanzieller und per-
soneller Kapazitäten wird die
Produktivität der Kommune ge-
steigert. 

Viele Serviceleistungen

Mit Hilfe des Einsatzes mo-
dernster Energietechnik, der op-
timalen Auslegung der Anlage-
komponenten und der langjähri-
gen Erfahrung der BEW-Exper-
ten lassen sich Energiekosten
und Umweltbelastung stark re-
duzieren (vgl. Kasten zur dena-
Marktstudie). Dieses Einsparpo-
tenzial ermöglicht es der BEW,
die Anlage des Kunden zu finan-
zieren, zu warten und eine Viel-
zahl von Serviceleistungen anzu-
bieten. Für die Kommunen stellt
das BEW Wärme Contracting
eine Variante einer öffentlich-
privaten Partnerschaft (PPP) dar
und ermöglicht eine Vertrags-

laufzeit von wahlweise 10, 15
oder 20 Jahren. 

Die Gestaltung der Anlage
richtet sich Heil zufolge nach
den individuellen Bedürfnissen
des Kunden. Nach einer exak-
ten Analyse wird in enger Ab-
stimmung mit der Kommune
die optimale Lösung entwickelt.
„Dieses Rundum-Sorglos-Paket
geht weit über das hinaus, was
Ingenieurbüros oder Planer lei-
sten können“, betonte Heil:
„Schließlich liegt das komplette
Finanzierungsrisiko bei uns.“
Für die Gemeinde bedeute dies
Preisstabilität und -sicherheit.
Hinzu komme, „dass wir völlig
frei in der Wahl unserer Liefe-
ranten und unseres Konzepts
sind“. Die BEW unterliege
nicht dem Zwang, sich auf be-
stimmte Brennstoffe fokussie-
ren zu müssen.

Know-how rund um die Uhr

Die Bereiche Energiedienst-
leistung und Umweltdienstlei-
stung (hierzu zählt auch der Be-
trieb von Abwasseranlagen)
sind Bestandteil des Kunden-
portfolios. Bei Abwasseranla-
gen ist das Unternehmen nach
Heils Angaben „sehr erfolgreich
unterwegs“. Allein in diesem
Jahr erhielt die BEW bereits
drei neue Betriebsfüh-
rungsaufträge. Diese Tatsache,
so Heil, komme nicht von unge-
fähr: „Wir verfügen gerade im
Ingenieurfach über sehr gute
Spezialisten, die auch in der La-
ge sind, solche Anlagen zu opti-
mieren.“ Das „Know-how von
Energie und Biologie“ sei rund
um die Uhr vorhanden. 

Moderne Zentralwarte

BEW betreibt in der Region
Bayerisch Schwaben knapp 40
Kraftwerke - vornehmlich Was-
serkraftwerke, aber auch ther-
mische Kraftwerke. Der Betrieb
aller Anlagen wird in Gerst-
hofen von einer modernen Zen-
tralwarte aus gesteuert. „Somit
sind technische Voraussetzun-
gen gegeben, die einzelne Kom-
munen nicht haben“, hob Heil
hervor. Die Fernüberwachung
gelte für Heizungsanlagen. Kos-

teneinsparpotenziale ließen sich
auch hier durch moderne Tech-
nik erzielen. Bei Bedarf könn-
ten Anlagen auch abgebaut wer-
den, ergänzte der Geschäftsfüh-
rer: „Die Leute, die sich mit En-
ergiecontracting beschäftigen,
sind bundesweit miteinander
vernetzt. Das heißt: Wenn man
am Ort A eine Anlage abbaut, ist
es möglich, diese bei Bedarf am
Ort B wieder aufzustellen.“ 

Stoffstrommanagement

Momentan werden die Kom-
munen nach Heils Beobachtung
„sehr stark über Erdgas ver-
sorgt“. In letzter Zeit allerdings
sei das Interesse an regenerati-
ven Energien, insbesondere an
der Biomasse, merklich gestie-
gen. Auch hier bietet die BWE
ihre Dienste an: Über den LEW-
Mutterkonzern, die Essener
RWE AG, offeriert sie ein zen-
trales Stoffstrommanagement, 
d. h.: „Wir vergleichen deutsch-
landweit die Preise.“ Heil:
„Natürlich kann sich jeder Bür-
germeister eine Holzpellethei-
zung beschaffen und selbst mit
diversen Brennstofflieferanten
verhandeln. Jedoch haben wir
den Vorteil, über große Mengen
unsere Einkäufe kostengünstiger
gestalten zu können.“

Tiefengeothermie

Die BEW verfolgt auch das
Thema (Tiefen-)Geothermie sehr
offensiv. Beim bayerischen Wirt-
schaftsministerium hat sich der
Energieversorger die Erlaubnis
für Erdwärmebohrungen im Ge-
biet um Buchloe mit dem Ziel ein
Geothermiekraftwerk zu errich-
ten, gesichert. Ebenso hat der
Standort am Hohenpeißenberg ei-
ne weitere Priorität bei BEW:
Nachdem die Machbarkeitsstudie
hier vorliegt, werden derzeit im
sog. Reprocessing die geologi-
schen und seismischen Daten
nochmals überprüft, um die
Bohrplätze exakt festzulegen. Die
Gemeinde Peißenberg ist am Pro-
jekt beteiligt. Weitere Erlaubnis-
felder zur Strom- und Wärmeer-
zeugung aus geothermischen
Quellen werden derzeit geprüft.

Laut Geschäftsführer Heil
verfügt die LEW auch beim
Thema Geothermie über „eine
Menge Know-how“. Vor dem
Hintergrund einer relativ neuen,
innovativen Technik, die auch
Risiken berge, sei man prädesti-
niert, „Kosten, Chancen und Ri-

siken zwischen Energieversor-
gungsunternehmen und kom-
munalem Partner aufzuteilen“.
Hinzu komme, dass die RWE
Dea, in der Gas- und Ölförde-
rung seit Jahrzehnten aktiv, „in
Bayerisch Schwaben umfang-
reiche Erfahrungen und sehr
gute Referenzen vorzuweisen
hat“. Beispielsweise sei RWE
über die Tochtergesellschaft
Kelag-Kärtner-Elektrizitäts-AG
an einem Geothermieprojekt in
Simbach beteiligt. 

Oberflächennahe 
Geothermie

„Sehr hohes Potenzial“ sieht
Heil auch bei der oberflächenna-
hen Geothermie. Hier bietet LEW
das Wärmepumpencontracting
an. Im Netzgebiet des Energiever-
sorgers sind bereits jetzt über
5000 Wärmepumpen installiert.
Aus gutem Grund, handle es sich
doch dabei „um eine ausgespro-
chen günstige Gelegenheit, unab-
hängig von Öl- und Gaspreiser-
höhungen das Thema Wärmever-
sorgung sicherzustellen“. 

Energieeffizienzkampagne

Zunehmende Bedeutung ge-
winnt das Thema regenerative
Energien auch durch die Energie-
effizienzkampagne der EU. Die
nunmehr neun Jahre währende
EU-Richtlinie sieht eine jährliche
Energieeinsparung von einem
Prozent vor; die Bundesregierung
wiederum hat sich verpflichtet,
diesen Wert zu überschreiten und
deshalb den Kommunen vorge-
geben, drei Prozent an Energie
pro Jahr einzusparen. Da die
Städte und Gemeinden eine Vor-
reiterfunktion innehaben, „wird
auf sie in den nächsten Jahren
enormer Druck ausgeübt wer-
den“, prognostizierte Heil. RWE
habe sich dieses Themas ange-

nommen und hierzu verschiedene
Maßnahmenpakete innerhalb ei-
nes 150 Mio. Euro-Programms
geschnürt.

5000-Rathäuser-
Programm

So sieht das sog. 5000-Rat-
häuser-Programm vor, für bun-
desweit 5000 kommunale Ein-
richtungen einen Energieeffizi-
enzcheck durchzuführen. Den
293 Rathäusern in Bayerisch-
Schwaben wird dieses Angebot
in absehbarer Zeit unterbreitet
werden. Die Kosten trägt aus-
schließlich RWE. Hier fließt
Heil zufolge wieder das Know-
how der BEW mit ein: „Sollte
die betreffende Gemeinde Inter-
esse haben, ein Contracting

oder Energiedienstleistungen
mit BWE durchzuführen, wür-
den wir uns gerne beteiligen.“

Krankenhausprogramm

Weiterer Bestandteil des Maß-
nahmenpakets ist das Kranken-
hausprogramm, das bundesweit
100 Energiepässe für private
und kommunale Krankenhäuser
vorsieht. In ausgewählten Klini-
ken ab 200 Betten soll jeweils
über eine Strom- und Ver-
brauchsmessung ein Energie-
check durchgeführt und mittels
Branchenvergleich der Hand-
lungsbedarf ermittelt werden.
Im Nachgang bietet die BEW
ein kontinuierliches Monitoring
und die Umsetzung der Maß-
nahmen an. DK

Dena-Marktstudie zum
Energie-Contracting

Bund, Länder und Kommunen können jährlich bis zu 300
Millionen Euro an Energiekosten in ihren Liegenschaften
einsparen. So lautet das Ergebnis einer Marktstudie, die
die Deutsche Energie-Agentur GmbH (dena) veröffent-
licht hat. Errechnet wurde das Einsparpotenzial, das bis
zum Jahr 2016 erreicht werden kann, wenn spezialisierte
Dienstleister eingesetzt werden.

Dieses Potenzial entspricht rund 30 Prozent der Energieko-
sten in etwa 20.000 Schulen, Justizvollzugsanstalten, Verwal-
tungsgebäuden und anderen öffentlichen Liegenschaften, die
sich auf Grund ihrer Größe besonders für Energie-Contracting
eignen. Unter verbesserten Rahmenbedingungen kommen
langfristig weitere 18.000 öffentliche Liegenschaften für Ener-
gie-Contracting in Frage. 

„In den meisten öffentlichen Liegenschaften sind die Kosten
für Heizung, Warmwasser, Beleuchtung, Lüftung und Kühlung
immer noch viel zu hoch“, erläuterte dena-Geschäftsführer
Stephan Kohler. „Mit Energie-Contracting können Bund, Län-
der und Kommunen eine Menge Energie und damit Geld spa-
ren. Gleichzeitig schützen sie das Klima, stärken die Bauwirt-
schaft und geben ein wichtiges Signal für das Energiesparen in
Nichtwohngebäuden.“ DK
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www.datev.de/kommunal, Telefon 0800 0114348 Zukunft gestalten. Gemeinsam.

Der sichere Weg zur Doppik führt über die DATEV.
Unsere Einstellung zur Umstellung lässt sich so beschreiben: partnerschaftliche, sichere Wegbegleitung mit

kommunalem Know-how und mit unseren bewährten Doppik-Programmen. Gemeinsam mit ihrem steuerlichen

Berater bieten wir Städten und Gemeinden ein maßgeschneidertes Paket aus Dienstleistung, Fachwissen und

flexibler Software, auf Wunsch mit einem leistungsstarken Rechenzentrum. Das ermöglicht ausgefeilte Detaillösungen

für die speziellen Anforderungen Ihrer Kommune oder des Eigenbetriebs. Und genau das schätzen Kämmerer.

Denn im scheinbar Kleinen liegen die größten Herausforderungen bei der Doppik-Umstellung. Sie sehen, der Weg

zur Doppik lässt sich gemeinsam meistern. Es kommt nur auf die richtige Umstellung an.

Wir denken schon mal vor.

Bundeskongress des VKS im VKU in Potsdam:

Eckpfeiler Kommunalbetriebe
„Im Gegensatz zu vielen anderen Branchen hat sich die kom-
munale Abfallwirtschaft den Klimaschutz schon lange auf ihre
Fahnen geschrieben“, hat der Vorstandsvorsitzende des VKS
im VKU, Dr. Rüdiger Siechau, beim zweiten Bundeskongress
des Verbandes kommunale Abfallwirtschaft und Stadtreini-
gung (VKS im VKU) in Potsdam die aktuellen Diskussionen
um den Klimawandel kommentiert. Zahlreiche kommunale
Betriebe und Unternehmen trügen schon heute durch eine um-
weltgerechte Behandlung und nahezu vollständige Verwertung
der Abfälle zu einer deutlichen Reduktion der Treibhausgas-
emissionen bei.

Damit hätten sie bereits jetzt
die von der Bundesregierung
erst für 2020 geforderten Ver-
wertungswege eingeschlagen
und hielten die entsprechenden
Standards ein, erklärte Siechau.
So fielen beim Einsatz von Ab-
fall als Brennstoff zur Energie-
erzeugung zum Beispiel über 
50 % weniger an klimaschädli-
chen CO2-Emissionen an - ver-
glichen mit dem Einsatz anderer
fossiler Brennstoffe. Kommu-
nale Abfallwirtschaft heiße aber
auch regionale Abfallwirtschaft.
Das bedeute kurze Transport-
wege und damit jede Menge
Einsparung von verkehrsbe-
dingten Emissionen.

Schlüsselrolle

Siechau: „Häufig wird der
Beitrag der kommunalen Ab-
fallwirtschaft zum Klimaschutz
völlig unterschätzt.“ Dabei näh-
men die kommunalen Abfall-
wirtschaftsbetriebe und -unter-
nehmen schon heute eine
Schlüsselrolle als Mittler zwi-
schen Politik und Bürger ein -
und das nicht nur aufgrund ihrer
gesetzlichen Verpflichtung zur
umweltfreundlichen Beschaf-
fung.

Kommunale 
Daseinsvorsorge

„Die kommunale Entsor-
gungswirtschaft hat entschei-
dend dazu beigetragen, dass wir
heute in Deutschland im Be-
reich der Verwertung und Be-
seitigung von Siedlungsabfällen
über ein Niveau verfügen, um
das uns fast alle europäischen
Mitgliedsstaaten beneiden“, wür-
digte Bundesumweltminister
Sigmar Gabriel die kommunale
Abfallwirtschaft. Deren wesent-
liche Aufgabe sei es, allen Bür-
gerinnen und Bürgern langfristi-
ge Entsorgungssicherheit bei
bestmöglichem Service, hohem
ökologischen Niveau und so-
zialverträglichen Gebühren zu
bieten. Damit erfüllten Kom-
munen eine wichtige

Teilfunktion der Daseinsvorsor-
ge. Auch in Zukunft sei die kom-
munale Daseinsvorsorge - insbe-
sondere im Hinblick auf Europa
- als wesentlicher Bestandteil des
Staats- und Gemeinschaftssy-
stems unverzichtbar. In diesem
Zusammenhang verwies Gabriel
auf die Bekräftigung der An-
erkennung der kommunalen
Selbstverwaltung und die Ge-
staltungsfreiheit der Kommunen
beim EU-Gipfel im Juni 2007.

Bekenntnis zum 
bestehenden Recht

Im Hinblick auf die aktuelle
Diskussion um das so genannte
Steuerprivileg kommunaler Un-
ternehmen bekannte Gabriel
sich klar zum bestehenden
Recht: „Öffentlich-rechtliche
Unternehmen der Abfall- und
Abwasserentsorgungswirtschaft
sind im Gegensatz zu pri-
vatrechtlichen Unternehmen zu
Recht von der Gewerbe-, Kör-
perschafts- und Umsatzsteuer-
pflicht befreit.“ Hier sei die vor-
gegebene Daseinsvorsorgeauf-
gabe der kommunalen Abfall-
entsorgung den Kommunen -
steuerrechtlich betrachtet - „ei-
gentümlich und vorbehalten“.
Natürlich könnten Kommunen
zur Erfüllung ihrer Aufgaben
auch privatrechtliche Unterneh-
men betrauen, in der rechtlichen
Verantwortung blieben jedoch
allein die Kommunen, so Ga-
briel. Siechau begrüßte die Un-
terstützung dieser wichtigen
Kernthemen des Verbandes
durch die Bundesregierung: „Es
ist mehr als erfreulich, dass die
Bedeutung der Daseinsvorsorge
von der Politik so umfänglich
gestützt wird.“

Hohe Kompetenz

Insgesamt zeigte sich der Vor-
standsvorsitzende mehr als zu-
frieden mit der großen Reso-
nanz auf den Potsdamer Bun-
deskongress. Im Mittelpunkt
standen wichtige Themen wie
Daseinsvorsorge, kommunale

Selbstverwaltung, europäische
Entwicklungen, Ressourcen-
schonung, Energieeffizienz und
Klimaschutz. Darüber hinaus
ging es jedoch auch um praxis-
nahe Bereiche, wie beispiels-
weise neue Konzepte zur Stadt-

sauberkeit. Siechau: „Wir haben
eindrucksvoll bewiesen, welche
wichtige Rolle die kommunalen
Betriebe mit Ihrer Kompetenz
für eine funktionierende Abfall-
wirtschaft und einen nachhalti-
gen Klima- und Ressourcen-
schutz in unseren Kommunen
spielen.“ Das gelte schon heute
und erst recht, um den Anforde-
rungen der Zukunft gerecht zu
werden. DK

Landkreis Rosenheim:

50 Jahre kommunale
Müllabfuhr

Rund 1000 interessierte Bürgerinnen und Bürger aus dem ge-
samten Landkreis Rosenheim waren auf das Betriebsgelände der
Landkreis-Müllabfuhr nach Raubling gekommen, um dort beim
„Tag der offenen Tür“ an das 50-jährige Jubiläum des Abfuhrbe-
triebs zu erinnern. Vor Ort konnten sich die Besucher ein Bild von
der Wirtschaftlichkeit des modernen und leistungsstarken Unter-
nehmens machen. 

Neben der Besichtigung aller
technischen Einrichtungen sowie
der Fahrzeuge und Gebäude gab
es zahlreiche Informationen und
Beratungen zum Thema Abfall-
entsorgung, -vermeidung und -
verwertung sowie Filme und Ge-
winnspiele. Besonders beliebt
nicht nur bei den jungen Besu-
chern waren die angebotenen
Mitfahrgelegenheiten und Rund-
fahrten mit Müllautos.

Anlässlich des Jubiläums gab
es großes Lob von Rosenheims
Landrat Dr. Max Gimple: Die
Abfallwirtschaft des Landkreises
Rosenheim, so der Landkreis-
chef, werde seit Jahrzehnten von
den drei Säulen „Wirtschaftlich-
keit“, „Umweltverträglichkeit“
und „Bürgerfreundlichkeit“ ge-
prägt. Einen wesentlichen Beitrag
hierzu leiste der nun seit 50 Jah-
ren bestehende kommunale Ab-
fuhrbetrieb. 

Die Geschichte der heutigen
Müllabfuhr im Landkreis Rosen-
heim begann 1957 mit der Grün-
dung des Müllabfuhrzweckver-
bandes der vier Gemeinden
Raubling, Bernau, Degerndorf
und Stephanskirchen. Nach lang-
wierigen Verhandlungen mit an-
fangs noch 19 interessierten Ge-
meinden und der laufenden Un-
terstützung durch Landrat Georg
Knott fand am 19. Juli 1957 die
Grünungsversammlung statt.

Am 5. September 1957 trat der
erste „KUKA-Müllwagen“ sei-
nen Dienst an. Zu dieser Zeit be-
trug die eingesammelte Müll-
menge rund 900 Tonnen. Die ste-
tige und unaufhaltsame Ver-
bandsausweitung forderte die
Schaffung eines Standorts zum

Unterhalt der Müllfahrzeuge.
1965/66 konnte von der Gemein-
de Raubling ein 2.300 qm großes
Grundstück erworben werden. Ab
1. Januar 1971 wurden die Aufga-
ben der Müllabfuhr auf den Land-
kreis Rosenheim übertragen.

Auch ein halbes Jahrhundert
später befindet sich der Betriebs-
hof der Landkreismüllabfuhr auf
dem damals erworbenen Grund-
stück in Raubling. Das Einsatz-
gebiet der Müllabfuhr umfasst
heute zwei Drittel der Landkreis-
fläche, bei mehreren Aufgaben
sogar den gesamten Landkreis.
Die eingesammelte Restmüll-
menge betrug im vergangenen
Jahr über 49.000 Tonnen. 

Durch das zukunftsweisende
Abfallwirtschaftskonzept des
Landkreises wurde das Aufgaben-
gebiet der Müllabfuhr unter ande-
rem in den Bereichen der getrenn-
ten Wertstoff- und Grüngutsamm-
lung sowie der Problemmüllerfas-
sung stetig erweitert. So feiern in
diesem Jahr auch die Kompostie-
rung im Landkreis Rosenheim
und das Umweltmobil ihr 20-
jähriges Jubiläum.

Im Vergleich zu anderen Land-
kreisen und Städten sind die
Müllgebühren im Landkreis Ro-
senheim am unteren Ende der
Skala angesiedet. Die nunmehr
seit 13 Jahren stabilen und niedri-
gen Gebühren zeigen, dass die
Abfallwirtschaft im Bereich des
Landkreises Rosenheim kosten-
bewusst und wirtschaftlich betrie-
ben wird. Das Gesamtkonzept ist
in sich stimmig, lebt aber auch
von der hervorragenden Mitarbeit
der Bürgerinnen und Bürger,
machte Gimple deutlich. DK

Tagung im Bayerischen Landesamt für Umwelt:

Schatzkiste Biotonne
Rund drei Viertel aller bayerischen Landkreise haben die Bioton-
ne zur Getrenntsammlung von Bioabfällen eingeführt und so die
Vorraussetzung dafür geschaffen, diese Abfälle stofflich und/oder
energetisch zu verwerten. Das Für und Wider der Biotonne wird
seit längerem unter Kostenaspekten diskutiert - mit teilweise wi-
dersprüchlichen Ergebnissen: Während ein Kosten- und Ge-
bührenvergleich des Bayerischen Umweltministeriums durch-
schnittlich leicht höhere Abfallgebühren in Landkreisen mit Bio-
tonne ausweist, kommt eine aktuelle Studie des INFA-Instituts zu
dem Schluss, dass die Einführung der Biotonne vor allem in länd-
lich strukturierten Gebieten eindeutig kostengünstiger sei.

Neben dem Kostenaspekt darf
aber auch die ökologische Kom-
ponente in der Diskussion nicht
unbeachtet bleiben, wie die Ta-
gung „Biotonne – Jetzt erst
recht?“ im Bayerischen Landes-
amt für Umwelt aufzeigte. Ver-
anstaltet wurde die sehr gut be-
suchte Veranstaltung vom Baye-
rischen Staatsministerium für
Umwelt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz, dem Landesamt
für Umwelt, dem bifa Umwelt-
institut und dem Landesverband
Bayerischer Biomasse- und
Komposthersteller (LBK e.V.).

Vorteile der
Getrenntsammlung

Referenten aus Wissenschaft,
Politik, Verbänden und Verwal-
tung stellten in ihren Vorträgen
klar die Vorteile der Getrennt-
sammlung heraus. So zeigte Pro-
fessor Dr. Bernhard Gallenkem-
per, Institut für Abfall, Abwasser
und Infrastruktur-Management
GmbH, anhand seiner Untersu-
chungen auf, dass die separate
Erfassung des organischen Stoff-
stroms das Restabfallaufkom-
men deutlich reduziert und ins-
gesamt betrachtet die getrennte
Erfassung und Verwertung von
Bioabfall insbesondere in ländli-
chen Gebieten kostengünstiger
ist. Diese These wurde auch ge-
stützt durch die Erfahrungswerte
Öffentlich-Rechtlicher Entsor-
gungsträger mit der Biotonne,
wie die Vorträge von Karl-Heinz
Kellermann (ZAW Donau-Wald)
und Jürgen Pfister (Landkreis
Bamberg) zeigten.

Bamberger Praxis

Pfister zufolge ist die Biotonne
im Landkreis Bamberg mittler-
weile etabliert und unumstritten;
es gebe „kaum bis keine Proble-
me“ in der täglichen Praxis. Das
Ziel der Verbesserung der Grün-
gutentsorgung sei erreicht wor-
den, ebenso sei es gelungen, für
eine Vergärung der Bioabfälle
unter Einbeziehung der heimi-
schen Wirtschaft und Landwirt-
schaft zu sorgen – Stichwort
Wertschöpfung im Landkreis.
Die Kostensituation sei abhängig
von den örtlichen Verhältnissen,
zum Beispiel von der Höhe und
der künftigen Entwicklung der
Verbrennungsgebühren, betonte
Pfister.

Auf dem Prüfstand

Auch Josef Kotz (Landratsamt
Amberg-Sulzbach), Vertreter ei-
nes Landkreises ohne Biotonne,
möchte das Thema Biotonne vor
diesem Hintergrund in seinem
Landkreis erneut auf den Prüf-
stand stellen. Finanzielle Grün-
de, Probleme bei der Durch-
führung der Getrenntsammlung
(Hygienische Probleme vor al-
lem bei großen Mengen Bioab-
fall, Fehlbefüllung, keine ausrei-
chende Reinigung der Abfall-
behälter und kein ausreichen-
des Abfallbehälter-Volumen bei
großen Grundstücken) sowie die
Tatsache, dass Aufwendungen
für die Getrenntsammlung der
Bioabfälle letztlich höher waren
als der Nutzen, hatten den Land-
kreis Ende 1996 bewogen, den
1991 begonnenen Biotonne-Ver-
such zu beenden. 

Gleichwohl, so Kotz, mache
die flächendeckende Einführung
der Biotonne aus fachlicher

Sicht durchaus Sinn. Das Rest-
müllaufkommen könnte um et-
wa 35 Prozent reduziert werden,
die Konsequenz daraus wäre al-
lerdings 1998 im Landkreis Am-
berg-Sulzbach eine Erhöhung
der Abfallgebühren um 45 Pro-
zent gewesen. Grundsätzlich sei
für ihn, Kotz, der beste Lösungs-
ansatz die Vermeidung von Ab-
fällen durch Verwendung von
Mehrwegbehältern und durch
die Eigenkompostierung von
Grün- und Gartenabfällen. Ver-
wertung sei stets nur der zweit-
beste Weg.

Energieeinsparung

Der Bayerische Bauernver-
band, vertreten durch Werner
Reihl (Bezirkspräsident Ober-
franken des BBV), zeigte die
sinnvolle Anwendung qualitäts-
gesicherter Komposte auf, die
auch nachhaltig die Böden ver-
bessern. Weitere Vorträge stell-
ten die ökologischen Vorteile der
Getrenntsammlung dar. Kompo-
ste und Gärreste sind wertvolle
Nährstofflieferanten und substi-
tuieren mineralische Dünger.
Neben mineralischen Rohstoffen
wird dabei auch Energie einge-
spart, etwa bei der energieinten-
siven Herstellung von Stickstoff-
düngern.

Beitrag zum Klimaschutz

Kompost verbessert die Struk-
tur, Wasserhaltekapazität und
Fruchtbarkeit des Bodens nach-
haltig. Damit wird die Produk-
tionsgrundlage der Landwirt-
schaft, insbesondere beim An-
bau von Biomasse zur energeti-
schen Verwertung, gestützt.
Schließlich können Komposte
Torf substituieren und so einen
wichtigen Beitrag zum Klima-
schutz leisten. Das Fazit der Ta-
gung durch den LBK-Vorsitzen-
den Gerd Weber war daher ein-
deutig: „Das Fragezeichen, das
wir ursprünglich hinter den Ti-
tel unserer Veranstaltung setz-
ten, muss nach diesen eindeuti-
gen Statements pro Biotonne
durch ein Ausrufezeichen er-
setzt werden!“ DK

Ja zu europaweiten
Abfall-Standards!
Die geplante EU-Abfall-Richt-

linie wäre ein wesentlicher Fort-
schritt für die Abfallwirtschaft,
hätte sie nicht ein Zuviel an Bü-
rokratie im Schlepptau. Diese
Einschätzung zur neuen EU-Ab-
fall-Richtlinie traf Bayerns Um-
weltstaatssekretär Otmar Bern-
hard im Rahmen des „Brüssler
Dialogs“ in Brüssel. Bernhard:
„Die neue Abfall-Richtlinie stellt
die Weichen für eine moderne,
europäische Recycling-Gesell-
schaft. Weg von der alten Abfall-
beseitigung hin zu Abfallvermei-
dung und -verwertung. Aber die
Vorschriften brauchen die nötige
Flexibilität und dürfen keine
neue Bürokratie aufbauen.“ Bay-
ern hält sein Abfallaufkommen
seit vielen Jahren auf gleichem
Niveau, obwohl die Bevölke-
rung um eine Million gewachsen
ist und ein Wirtschaftwachstum
von 34 Prozent zu verzeichnen
ist. „Das bayerische Konzept der
Integrierten Abfallwirtschaft, in
der Abfallvermeidung und Ab-
fallverwertung Vorrang haben,
hat seine Effizienz bewiesen“, so
der Staatssekretär.
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Kürzung der Staatsmittel für Kommunalstraßen:

Empörung bei 
unterfränkischen Landräten

Mit großer Enttäuschung und Empörung nehmen die unter-
fränkischen Landräte die geplanten Kürzungen der staatlichen
Mittel im Bereich des Baus von Kreisstraßen, Gemeindever-
bindungsstraßen und Radwegen zur Kenntnis.

Nach Angaben der obersten
Baubehörde im Bayerischen In-
nenministerium ist beabsichtigt,
die Fördermittel des Gemeinde-
verkehrsfinanzierungsgesetzes
(GVFG) im Jahr 2008 um 25
Millionen Euro auf nur noch 120
Millionen Euro zu kürzen. 

Schlechterer
Straßenzustand

Das würde bedeuten, dass
kommunale Straßenbauvorha-
ben nicht mehr mit rund 65 Pro-
zent vom Staat gefördert wer-

den, sondern nur noch mit ma-
ximal 50 Prozent. Im Jahr 2002
hatte das GVFG-Fördervolu-
men seinen Höchststand von
172 Millionen erreicht, 2007
belaufen sich die Zuschüsse
noch auf 145 Millionen Euro.

Die jetzt beabsichtigten Kür-
zungen hätten nach überein-
stimmender Ansicht der Land-
räte eine zunehmende Ver-
schlechterung der Straßenver-
hältnisse im ländlichen Raum
zur Folge.

„Dies ist“, so der Bezirksvor-

sitzende des Bayerischen Land-
kreistags Landrat Harald Leit-
herer (Landkreis Schweinfurt),
„ein Beispiel dafür, dass man in
München nicht müde wird, die
Notwendigkeit der Förderung
des ländlichen Raums zu postu-
lieren, jedoch nicht immer ent-
sprechend handelt.“

„Wohltaten“

Völlig daneben sei auch die
Begründung für die Kürzungen
im GVFG: Mit den eingespar-
ten Mitteln soll der öffentliche
Personennahverkehr (ÖPNV)
stärker gefördert werden. In der
Tat habe die Staatsregierung in

den vergangenen Jahren erheb-
liche Kürzungen der ÖPNV-
Mittel vorgenommen; erst in
diesem Jahr wurde die För-
derung von Busbeschaffun-
gen völlig eingestellt. Es sei
zwar begrüßenswert, endlich
die ÖPNV-Mittel aufzustocken,
sofern nicht nur überwiegend
Geld in den ÖPNV der großen
Städte München, Nürnberg und
Augsburg gepumpt, sondern
auch für den ländlichen Raum
eingesetzt werden würde; die
Finanzierung hierfür dürfe je-
doch keinesfalls über Kürzun-
gen im Straßenbaubereich ge-
schehen. Es mache keinen Sinn,
mit einer Hand zu nehmen, mit
der anderen Hand „Wohltaten“
auszustreuen.

Landrat Leitherer wurde be-
auftragt, gegenüber dem Innen-
ministerium und dem Wirt-
schaftsministerium die Einwän-
de der unterfränkischen Landrä-
te gegen die geplanten Kürzun-
gen vorzubringen.

Verkehrssicherheitspreis an
Kreisverkehrswacht Traunstein

Innenstaatssekretär Georg Schmid hat in Traunstein den mit
4.000 Euro dotierten 1. Preis des Bayerischen Verkehrssicher-
heitspreises an die Kreisverkehrswacht Traunstein verliehen.

„Die Kreisverkehrswacht Traun-
stein hat zusammen mit der 
Fachoberschule Traunstein, den
örtlichen Fahrschulen, der Kreis-
sparkasse und örtlichen Partnern
aus der Wirtschaft eine erfolgrei-
che Verkehrssicherheitskampa-
gne gegen den Unfalltod junger
Verkehrsteilnehmer konzipiert
und durchgeführt. Die Kampa-
gne macht in eindrucksvoller
Form auf den erschreckend ho-
hen Anteil junger Verkehrsteil-
nehmer an den Verkehrstoten
aufmerksam“, so Schmid.

Das Projekt http://www.
18bis24.de richtet sich gezielt
an die Jugendlichen und ihre El-
tern. Die Eckpunkte waren eine
aufwändige Plakataktion, die

Verteilung von Flyern, die
Schaltung von Anzeigen, die
Durchführung einer Pressekon-
ferenz sowie eine öffentlich-
keitswirksame Berichterstat-
tung.

Der Staatssekretär hob her-
vor, dass jeder Verkehrstote und
jeder im Straßenverkehr Ver-
letzte einer zuviel ist: „Daher
sind Ideen und Aktionen, die die
Verkehrssicherheit erhöhen,
herausragende und unverzicht-
bare Leistungen.“ Dass die ge-
meinsamen Anstrengungen für
mehr Verkehrssicherheit erfolg-
reich seien, beweise die jüngste
Entwicklung der Bayerischen
Verkehrsunfallstatistik in den
vergangenen Jahren.

Straßenbeleuchtung:

Abschalten
war gestern
Jede der neun Millionen

Straßenlaternen in Deutschland
verbraucht im Jahr etwa für 
85 Euro Energie. Die hohen
Stromkosten bewegen viele
Kommunen zu Einsparungen am
falschen Ende: Oft schon vor
Mitternacht wird die Beleuch-
tung ganzer Straßenzüge rigoros
abgeschaltet. Motto: Je kleiner
die Gemeinde, desto dunkler des
Nachts. Die Einsparungen zu
Lasten der Sicherheit sind bei
Einwohnern umstritten. Ihre Kri-
tik hat inzwischen über 60 Bür-
germeister bewogen, nach dem
technischen Königsweg zur Lö-
sung dieser Kosten-Sicherheits-
Problematik zu suchen. 

dimmLIGHT-Neuheit 

In Gehren (Thüringen) setzt
Bürgermeister Ronny Bössel auf
die CE-konforme dimmLIGHT-
Neuheit „ZDM 3000“. „Wir woll-
ten keine Diskussion über die 
Abschaltung der Straßenbeleuch-
tung führen. Also haben wir nach
Alternativen gesucht, wie wir die
Kosten dafür trotzdem senken
können.“ Ähnlich denken Stadt-
väter in Hannover, Unna oder Il-
menau, die jetzt Straßen und Plät-
ze über ein Zeitprofil in der Hel-
ligkeit abdimmen. In Hirschau
(Bayern) ist zusammen mit dem
Energieversorger E.ON gerade
ein Modellversuch angelaufen.
Bei Erfolg, so Amtsleiter Mar-
tin Beck, sollen die gedimmten
Lampen bald in allen anderen
Mitgliedskommunen des ober-
bayerischen regEN e.V. brennen.
Kann eine Kommune die An-
schaffungskosten für die innova-
tive Technik nicht aufbringen,
bietet der Hersteller auch eine
Vorfinanzierung an. Die gespar-
ten Energiekosten stehen dann
anteilig zur sofortigen Entlastung
des kommenden Haushalts und
zur Refinanzierung zur Verfü-
gung.

Das Wirkprinzip des nachrüst-
baren und nur Schuhkarton gro-
ßen Geräts, das sich allein durch
die Kosteneinsparungen binnen
zwei Jahren amortisiert, ist abso-
lut neu und zum Patent angemel-
det: Statt die Spannung zu redu-
zieren wird die Wechselstromfre-
quenz auf bis zu 100 Hertz ver-
doppelt. Die Folge: Ein höhe-
rer Widerstand im Vorschaltgerät
drosselt den Stromfluss. Stufen-
los lässt sich so der Stromver-
brauch von jeweils bis zu 30
Quecksilber- oder Natriumdampf-
hochdrucklampen zu 100 Watt
um 67 Prozent verringern. Her-
kömmliches Dimmen, wo es
technisch überhaupt möglich ist,
bringt allenfalls 20 bis 25 Prozent
Ein-sparung.
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B E RT S C H E KO M M U N A LG E R ÄT E
Hüfinger Straße 47 · 78199 Bräunlingen
Tel. 0771 9235-0 · Fax 0771 9235-30
info@bertsche-online.de
www.bertsche-online.de

www.bertsche-online.de

Bärenstark!Bärenstark!

Stadtmüllsauger Leichtmüllverdichter

Erfassung Übermittlung Auswertung

Profitieren Sie von der
nutzenbringenden Auswertesoftware.
Erstellen Sie verständliche Analysen
und Tourenverfolgungen auf Knopfdruck.

Tel. 0 80 35/9 64 63-0 · www.mobiworx.de

Starten Sie durch,
mit effizienter Betriebsdatenerfassung.

Merkmale von MOBIDAT:
� Störungsfreier Dauerbetrieb

� Einfachste Anwendung

� Kundenspezifische
Auswertungen

� Weiterverarbeitung der Daten

� Erfassung sämtlicher
Anbaugeräte

� Günstige drahtlose
Datenübertragung

� Patentgeschütztes System

Jetzt
testen!

150 Jahre Beilhack:

Firmenjubiläum am 
neuen Standort in Kiefersfelden

Wir brauchen Firmen wie Sie, die selbstbewusst mit Innovati-
vem und Bewährtem zuversichtlich die Zukunft meistern“,
sagte Bürgermeister Erich Ellmerer bei der Einweihung des
neuen Firmenstandorts der Traditionsfirma Beilhack in Kie-
fersfelden. Bei dem Fest wurde gleichzeitig das 150-jährige Be-
stehen des Unternehmens gefeiert. 

Für Beilhack und die Aebi-
Schmidt-Gruppe, zu der das Un-
ternehmen gehört, begrüßten
CEO Walter T. Vogel, Schmidt-
Geschäftsführer Walter Schmitz
und Beilhack-Geschäftsführer
Jens Skowronnek bei dem fröh-
lichen Fest neben zahlreichen
Kunden aus dem kommunalen
Bereich auch viele Vertreter von
Partnerfirmen, die die Anbau-
geräte bei ihren eigenen Fahr-
zeugen einsetzen, sowie die
früheren Eigentümer des Unter-
nehmens, das Ehepaar Beilhack. 

Einsatz in Sibirien

Tradition, Fortschritt und Op-
timismus treffen hier zusam-
men, meinte der Bürgermeister.
Der traditionsreiche Name Beil-
hack stehe für den Qualitäts-
begriff „Made in Germany“ und
genieße weltweit einen hervor-
ragenden Ruf. Das riesigste

tomaten bis hin zu robusten
Kehrmaschinen. Dass Langle-
bigkeit, Funktionssicherheit und
Zuverlässigkeit der Produkte
auch bei schwierigsten Einsatz-
und Witterungsbe-
dingungen ge-
währleistet sind,
konnte Ellmerer
aufgrund der posi-
tiven Erfahrungen
in der eigenen Ge-
meinde belegen.
Auch der Kunden-
dienst arbeite her-
vorragend.

Standortvorteil 
im Kaiserreich

„Ihre Firma ist
ein großer Gewinn
für unsere Ge-
meinde und die
ganze Region“,
versicherte der
Bürgermeister, der
bei dieser Gele-
genheit seinen ei-
genen Standort
lobte. Dank hervor
ragender Ver-
kehrsverbindun-
gen nach Österreich und in den
Mittelmeerraum biete der Ort am
Kaisergebirge - „im Kaiserreich“ -
ansiedlungswilligen Unterneh-
men beste Voraussetzungen.

Klangvoller Name

Dass Beilhack ein klangvoller
Name ist, stellte auch der Vize-
landrat des Landkreises Rosen-
heim, Lorenz Kollmannsberger,
heraus. In seiner 24-jährigen Zeit
als Bürgermeister habe er eben-
falls beste Erfahrungen mit den
Produkten gemacht.

Über soviel Lob freuten sich
die Vertreter der Unternehmens-
gruppe Aebi-Schmidt ebenso
wie das Ehepaar Beilhack. 

CEO Vogel und Geschäftsfüh-
rer Schmitz lobten die unkompli-
zierte Zusammenarbeit mit der
Kommune, den verkehrsgünsti-
gen Standort und die hochquali-
fizierten, engagierten und treuen
Mitarbeiter. Letztlich seien es
tatsächlich die gemeinsamen

Werte gewesen, die zur Fusion
von Schmidt Winterdienst und
Aebi im bernischen Emmental
geführt hätten, sagte Walter Vo-
gel. Verantwortungsbewußtsein
gegenüber Kunden und Mitar-
beitern und der Wunsch, solide
und innovative Problemlösun-
gen zu entwickeln seien die Zie-
le beider Häuser.

In einem mit viel historischem

nach Indien - der Einsatz in den
Gebirgen im Norden des Sub-
kontinents erfordert höchste Pro-
fessionalität - und Sandräum-
gerät für die Wüsten in Ägypten.
Die Königsklasse im Lieferpro-
gramm von Beilhack bilden die
selbstfahrenden Schneeräumma-
schinen. Sie räumen die Bahn-
gleise selbst bei schwierigsten
Schneeverhältnissen im Winter
noch zuverlässig. 

Eines der größten Projekte der
Schmidt Gruppe im vergange-
nen Jahr war der „Flotte Anderl“,
die Selbstfahrende Bahnschnee-
schleuder HB 1200 S. Von Ende
März bis kurz vor der Ausliefe-
rung im Dezember waren Mitar-

Bayerische Wertarbeit für den
Einsatz im Himalaya. 

Schneeräumfahrzeug seines Le-
bens habe er in Wladiwostok ge-
sehen und darauf prangte der
Name Beilhack.

Partner der Kommunen

Als Partner der Kommunen im
In- und Ausland habe sich die
Firma größte Verdienste bei der
Erfüllung öffentlicher Aufgaben
erworben. Der Bogen spanne
sich vom modernsten Schnee-
pflug über leistungsfähige
Schneeschleudern und Streuau-

Die gelungene Ansiedlung zum 150-jährigen Firmenjubiläum der Firma
Beilhack feierten am neuen Standort in Kieferfelden (v.l.): Das Ehepaar
Beilhack, Bürgermeister Erich Ellmerer, Schmidt-Geschäftsführer Walter T.
Schmitz und Beilhack-Geschäftsführer Jens Skowronnek.

Bildmaterial angereicherten
Fachvortrag stellte Jens Sko-
wronnek, der die ganze Veran-
staltung moderierte, schließlich
die Entwicklung der Schnee-
räumtechnik während der letzten
150 Jahre dar.

Nunmehr umfasst das Beil-
hack Gesamtprogramm die Win-
terdiensttechnik, die Fahrzeug-
technik, die Bahntechnik und
das Kundendienstzentrum.

Einsatz im Himalaya 
und in der Wüste

Die Kunden sind über den
ganzen Globus verstreut. Man
liefert Schneeräumfahrzeuge

beiter von Schmidt und Beilhack
im Einsatz, um diesen Auftrag
zu stemmen. Der lautete: Eine
gut 30 Jahre alte Bahnschnee-
schleuder der norwegischen
Staatsbahn auf den aktuellen
Stand der Technik zu bringen.
Dabei kam die Revision der Lo-
komotive einem Neubau nahe,
weil viele Teile nach 30 Jahren
Einsatz unter schweren klimati-
schen Bedingungen ausgewech-
selt werden mussten.

Bevor die Gäste zu Bieran-
stich und Büffet gebeten wurden,
konnten sie sich bei einer sorg-
sam vorbereitenen Werksfüh-
rung von der Leistungsfähigkeit
des Betriebs überzeugen.

Mobidat mit lokalen Wetterdaten: 

Bauhof kann besser planen
Reduzierte Umrüstzeiten / Effizienter Fuhrparkeinsatz

Erfahrungen aus der Winterdienstpraxis im Landkreis Traun-
stein bestätigen, wie nützlich es sein kann, lokale und regionale
Wetterdaten umfassend in ein Telematiksystem zu integrieren. 

Seit dem Winter 2005/2006 ar-
beitet der Straßenbetriebsdienst
im Landkreis Traunstein mit
Mobidat, der Telematikplattform
des Raublinger Systemanbieters
Mobiworx. Zuvor hatte der
Landkreis-Bauhof seine tägliche
Einsatzplanung mehr oder weni-
ger auf die überregionale Wetter-
vorhersage in Radio und Fernse-
hen gestützt. Mit Mobidat steht
ihm heute rund um die Uhr eine
Fülle aktueller, auf den Land-
kreis bezogener Wetterdaten zur
Verfügung. Der Einsatzleiter
braucht nur einen PC mit Inter-
netzugang, um die entsprechen-
den Informationen abrufen zu
können, und kann den Räum-
und Streudienst entsprechend
gezielt steuern. 

Daten aus der Region

Das System sammelt Wetter-
daten aus dem ganzen südost-
bayerischen Raum und stellt sie
grafisch dar. Es integriert Mel-
dungen von stationären Glätte-
sensoren, Radar- und Satelliten-
bilder, Wetterdaten des Flugha-
fens Salzburg und einige weitere
Quellen. Prognosen für die näch-
sten Stunden und die kommen-
den fünf Tage lassen sich eben-
falls abrufen. „Der gesamte Ta-
gesablauf lässt sich damit besser
koordinieren“, bestätigt Peter
Mayer, Leiter des Landkreis-

Bauhofs. Wenn die Fahrzeuge
morgens vom Streudienst zurück-
kommen, werden sie oft für Ta-
gesaufgaben, z.B. Baumschnittar-
beiten, umgerüstet. Bricht tags-
über erneut Schneefall herein,
mussten die Mannschaften bisher
zum Bauhof zurück und die Lkw
wieder für den Streudienst umrü-
sten. „Mit den Wetterinformatio-
nen aus Mobidat weiß ich recht-
zeitig, was in den nächsten Stun-
den vom Himmel kommt. Wir
konnten die Umrüstzeiten redu-
zieren und den Fuhrpark effizien-
ter einsetzen“, bilanziert der Bau-
hof-Leiter. 

Klimatische
Herausforderungen

Der Landkreis Traunstein zählt
zu den Regionen mit den größten
klimatischen Herausforderungen
in Deutschland. Unberechenbare
Wetterkapriolen überraschen die
Straßendienstler Winter für Win-
ter. Im Winter 2005/2006 maß
man hier sieben Meter Gesamt-
schneefallhöhe. An einzelnen Ta-
gen gab es mehr als einen Meter
Neuschnee. Nur eine Woche war
das Thermometer über null Grad.
Rund 6.500 Tonnen Streusalz
wurden ausgebracht. Der Land-
kreis am Alpenrand hat ein Ge-
samtstraßennetz von 3.000 Kilo-
metern in Höhenlagen von 400
bis fast 1.000 Meter. 

Peter Mayer, Leiter des Traunsteiner Landkreis-Bauhofs, kann
mit neuester Technik den Fuhrparkeinsatz viel besser planen. 

Beckstein bei Landesfeuerwehrverband Bayern:

Dank für kompetenten
und effizienten Einsatz

„Einsatz der Feuerwehren bei individueller Not und
Großschadenereignissen von unschätzbarem Wert“ 

„Ganz gleich, ob es sich um Schneekatastrophen, Hochwasser-
einsätze, Starkregen oder Stürme handelt, oder ob es darum
geht, einen Menschen aus individueller Not zu retten - die Feuer-
wehrfrauen und -männer stehen im Fall des Falles sofort mit
ihrem Wissen und ihrer Tatkraft als Helfer zur Verfügung. Das
ist von unschätzbarem Wert und verdient größte Anerkennung“,
würdigte Ministerpräsident Dr. Günther Beckstein (noch in sei-
ner Funktion als bayerischer Innenminister) bei der 14. Landes-
verbandsversammlung des Landesfeuerwehrverbandes Bayern
e.V. in Bad Gögging die Arbeit der Feuerwehren im Freistaat.

Beckstein eröffnete zugleich
die diesjährige Feuerwehr-Akti-
ons-Woche, in der landesweit in
zahlreichen Städten und Ge-
meinden Veranstaltungen zum
Thema Frauen in der Feuerwehr
stattfinden. 

In seiner Ansprache verwies
der Ministerpräsident darauf,
dass auch in diesem Jahr zahlrei-
che Großeinsätze den Feuerweh-
ren im Freistaat Höchstleistun-
gen abverlangt haben: „Allein
beim Sturm Kyrill im Januar mit
extremen Orkanböen hat es rund
20.000 Feuerwehreinsätze gege-
ben. In der Nacht vom 18. auf
den 19. Januar 2007 waren etwa
75.000 Feuerwehrdienstleisten-
de im Einsatz“. Beckstein dankte
den Einsatzkräften nochmals für
den kompetenten, beherzten und
effizienten Einsatz der Feuer-
wehren zusammen mit Polizei,
Technischem Hilfswerk und
Hilfsorganisationen.

Der Ministerpräsident machte
deutlich, dass es gerade bei
Großschadensereignissen darauf
ankommt, schnelle und kompe-
tente Hilfe zu leisten. Zur weite-
ren Verbesserung der Schlag-
kraft des Bayerischen Hilfeleis-
tungssystems wird, so Beckstein,
das „Konzept für eine länder-
und staatenübergreifende Kata-
strophenhilfe sowie überregiona-
le Katastrophenhilfe Bayerns“
beitragen. Das Konzept ist im
August dieses Jahres eingeführt
worden. Beckstein dankte dem
Landesfeuerwehrverband für die
enge Mitarbeit bei der Erstellung
des Konzepts und die konstrukti-
ve und vertrauensvolle Zusam-
menarbeit.

Erfreut zeigte sich Beckstein,
dass sich bei der Förderung des
Feuerwehrwesens die positive
Entwicklung fortgesetzt hat. „In-
nerhalb von zwei Jahren seit In-
krafttreten der neuen Feuerwehr-

Zuwendungsrichtlinien ist es ge-
lungen, den 2004 noch bestehen-
den Förderberg weitgehend abzu-
bauen. Ein Grund hierfür ist, dass
seit 2004 über 120 Millionen Eu-
ro für die Förderung von Feuer-
wehrfahrzeugen und -geräten so-
wie für die Förderung von Feuer-
wehrgerätehäusern eingesetzt
werden konnten“, sagte Beck-
stein. Er verwies in diesem Zu-
sammenhang auf das seit einigen
Jahren wieder steigende Feuer-
schutzsteueraufkommen. Weite-
rer Grund für die positive Ent-

wicklung ist aber auch, dass die
Fördergegenstände reduziert und
Festbeträge eingeführt wurden.
Ob angesichts der positiven Ent-
wicklung künftig Förderfestbeträ-
ge gegebenenfalls erhöht und die
Fördergegenstände unter Um-
ständen wieder ausgeweitet wer-
den können, kann erst nach Ab-
schluss der laufenden Evaluie-
rung der Förderrichtlinien ent-
schieden werden. Ziel der Ausge-
staltung der Richtlinien zur Feu-
erwehrförderung ist es, einen neu-
en Förderstau zu vermeiden. 
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Überraschend kompakt. Verblüffend günstig.
Der neue Unimog U 20.

KLMV GmbH
Robert-Bosch-Straße 1, 95145 Oberkotzau
Tel.: 0 92 86/95 11-0, Fax: 0 92 86/95 11-10
E-Mail: verkauf@klmv.de
Internet: www.klmv.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge
Industriestraße 29-33, 89231 Neu-Ulm
Tel.: 07 31/97 56-2 14, Fax: 07 31/97 56-4 10
E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com
Internet: www.wilhelm-mayer.com

Henne-Unimog GmbH
Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten
Tel.: 0 89/12 06 61-00, Fax: 0 89/12 06 61-27
E-Mail: henne-unimog.hst@mercedes-benz.de
Internet: www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser GmbH & Co. KG
Albert-Ruckdeschel-Str. 19, 95326 Kulmbach
Tel.: 0 92 21/5 07-0, Fax: 0 92 21/8 44 81
E-Mail: info-ugv@beutlhauser.de
Internet: www.beutlhauser.de

Beutlhauser-Bassewitz GmbH & Co. KG
Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt
Tel.: 0 94 53/99 11-10, Fax: 0 94 53/99 11-06
E-Mail: verkauf.unimog@bassewitz.de
Internet: www.bassewitz.de

Außen kompakt, innen ge-

räumig. Groß im Einsatz, günstig im

Preis. Der neue Unimog U 20 vereint

Gegensätze. Durch und durch ein

Mercedes-Benz Unimog. Dabei außer-

gewöhnlich wendig. Und mit einem

Gesamtgewicht bis 7,5/8,5 t eigens

konzipiert für Kommunen, den Garten-

und Landschaftsbau oder als ideale

Ergänzung Ihres Fuhrparks. Lassen

Sie sich überraschen – bei Ihrem

Unimog-Partner. Der Unimog U 20.

Kompakt. Günstig. Echt Unimog.

Mehr Informationen über den

Unimog U 20 erhalten Sie auch unter

www.mercedes-benz.com/neuer-U20
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Leistungsschau bei der Henne-Unimog GmbH in Heimstetten:

Alles aus einer Hand!
Zahlreiche Kommunalfahrzeuge und -geräte im Vergleich

Der Mercedes-Benz Unimog - eine Fahrzeuggattung für sich

„Alles aus einer Hand“ heißt das Stichwort bei der Henne-Uni-
mog GmbH in Heimstetten. Dass Geschäftsführerin Marion
Schoppe und Verkaufsleiter Rainer Partelly in der Lage sind,
diesem hohen Anspruch gerade auch im schwierigen Segment
Nutzfahrzeuge zu genügen, bewiesen sie mit einer Leistungs-
schau der Superlative in Heimstetten bei München.

Konzepterarbeitung für den
Kunden - nicht Verkauf - steht
im Vordergrund. Nur durch eine
Rundum-Betreuung des Kunden
könne man die hohen Qualitäts-
anforderungen sicherstellen, die
letztlich zur Zufriedenheit der
Geschäftspartner beitragen und
damit letztlich langfristig ge-

ders darauf, dass Motivation und
Zusammenarbeit im Team „pas-
sen“. Jeder einzelne Mitarbeiter
trage mit seiner Motivation ent-
scheidend zum Unternehmenser-
folg bei. Nur gemeinsam lasse
sich letztlich langfristig erfolg-
reich arbeiten. 

Dass die gute Stimmung im

Wo der Allrad-Lkw an seine
Grenzen stößt und ein Traktor
nicht weiterkommt, ist ein neuer
Typ Arbeits- und Zugmaschine
gefragt. „Der Mercedes-Benz
Unimog definiert Einsatzfähig-
keit auf 4 Rädern neu“ heißt es
im Prospekt. „Nur er vereint alle
Leistungen in einer eigenen
Fahrzeuggattung - und bietet
Möglichkeiten, die weltweit un-
erreicht sind“. Mit Gerätean-
bauräumen vorn, in der Mitte
und hinten - für mehr Flexibilität
im Einsatz als bei jedem anderen
Fahrzeug. Mit höchster Gelän-
degängigkeit. Und mit Schnell-
fahreigenschaften für hohes
Transporttempo auf der Straße.
Das macht den Unimog zum
kompromisslosen Profi. In jeder
Einsatzsituation. Und auf jedem
Terrain. 

Der Unimog U 20

Als universeller Geräteträger
bis 7,5/8,5 t zulässigem Gesamt-
gewicht erfüllt der Unimog U 20
perfekt die Bedürfnisse des kom-
munalen Bauhofs. Er kostet
nicht mehr als ein hochwertiger
Kommunal-Traktor, besitzt alle
Vorzüge eines Allrad-Lkws und
die Leistungsreserven eines ech-
ten Unimog. Kurz: maximales
Einsatzpotenzial über das ganze
Jahr hinweg. Zu einem sehr gün-
stigen Preis.

Frontlenker-Fahrerhaus 

Der Unimog U 20 ist der
kleinste und wendigste Geräte-
träger in der Klasse 7,5/8,5 t: Mit
seinem im Vergleich zum Uni-
mog U 300 um 38 cm verkürzten
Radstand erreicht der U 20 einen
Wendekreis von nur 12,8 m,
meistert mit 2,7 m Gesamthöhe
auch niedrige Brückendurch-
fahrten. Trotzdem bietet er
Raum für eine Pritsche von 2,2
m Länge. Beste Voraussetzun-
gen also für den effizienten
Ganzjahreseinsatz im kommuna-
len Bauhof.

Das schmale und niedrige
Frontlenker-Fahrerhaus aus ver-
zinktem Stahlblech wird in
Großserie gefertigt - einer der
Gründe für das herausragende
Preis-Leistungs-Verhältnis des 
U 20. Seine weiteren Vorzüge:
Es bietet hohen Korrosions-
schutz im Winterdienst, wird
spielend mit engen Straßenver-
hältnissen fertig und sorgt mit
Sitzposition auf der Vorderach-
se und gefedertem Fahrerhaus

Gut lachen haben Mercedes-Benz-Geschäftsführerin Marion
Schoppe und ihr Verkaufsleiter Rainer Partelly. Sie sind ein
tolles Team und gemeinsam haben sie im September in Heim-
stellten eine Leistungsschau auf die Beine gestellt, die keine
Wünsche offenließ. Rund um viele wichtige Informationen
über den neuen U 20 (im Bild) wurde alles gezeigt, was für die
aktuelle Winterdienst- und Fahrzeugplanung wichtig ist. 

Das komplette Unimog-Programm wurde präsentiert einschließ-
lich der neuesten Anbaugeräte zum Kehren, Mähen, Mulchen,
Kanälespülen und Holzhacken. Es gab Aufbau-Bagger, Lade-
krane und Winterdienstgeräte zu besichtigen. Neben den Mer-
cedes-Benz LKWs mit Winterdienstausrüstung wurden der Mit-
subishi Canter, der Lindner-Unitrac, der Pfau-Rexter, der Hansa-
Schmalspurgeräteträger und der Werner Forsttrac gezeigt. 

deihliche Beziehungen sicher-
stellen, so Frau Schoppe. „Unse-
re  Außendienstmitarbeiter müs-
sen vor Ort die Entscheidungs-
findung der Kunden durch eine
qualifizierte Beurteilung der vor-
gegebenen Rahmenbedingungen
unterstützen und die Kunden mit
allen benötigten Informationen
versorgen“, so ihr Anspruch. 

Erstklassiger Service

Dienstleistung werde extrem
hoch gewichtet. Es gelte das
Prinzip, dass Service und Kun-
dendienst nach dem Verkauf so
gut sein müssen, dass das nächs-
te Gerät erneut bei Henne geor-
dert wird. Dazu habe man die
Werkstätten erstklassig ausge-
stattet. Denn gerade im Winter-
diensteinsatz in Bayern müssten
die Mitarbeiter häufig sehr
schnell agieren und reagieren.

Rainer Partelly achtet beson-

Hause Henne nicht nur vom
schönen Wetter an den Tagen der
Leistungsschau abhängt, wurde
immer wieder spürbar. Die Kun-
den hatten in aller Ruhe Gele-
genheit, sich die Geräte anzu-
schauen und auszuprobieren.
Weil sich zahlreiche Gäste ange-
sagt hatten, mussten dieses mal
gleich drei Tage eingeplant wer-
den. Insgesamt beschäftigt die
Henne-Unimog GmbH 143 Mit-
arbeiter an fünf Standorten. Im
Großraum München sind es 50.
Die Kunden kommen aus Städ-
ten und Gemeinden, Landkrei-
sen, Wasserwirtschaftsämtern,
Gewerbe und Industrie.

Ein besonderes Augenmerk
galt bei der Leistungsschau dem
neuen Unimog U 20, der ab
2008 ausgeliefert wird. Durch
Orientierung am Markt habe
man herausgefunden, dass im
Portfolio ein kleiner, wendiger
Unimog fehle, so Partelly.

für angenehmen Fahrkomfort.

Ermüdungsfrei arbeiten 

Beim Unimog U 20 ist die
Fahrerentlastung ein Prinzip.
Das beginnt mit dem bequemen
Einstieg vor der Vorderachse, er-
streckt sich über die 3 Sitze (se-
rienmäßig) und hört bei der
großzügigen Bewegungsfreiheit
und der individuell verstellbaren
Lenksäule noch lange nicht auf.
Die regulierbare Instrumenten-
beleuchtung, Fahrer-Informa-
tionsdisplay und Kombischalter
beidseitig der Lenksäule fördern
den Bedienkomfort. Ob Fahran-
trieb oder Gerätebedienung, auf
der Mittelkonsole findet man al-
le Bedienelemente und Anzeigen
auf einen Blick: in logischen
Funktionsgruppen, gut erreich-
bar und leicht verständlich. Hin-
zu kommt die integrierte profes-
sionelle Gerätesteuerung per
Joystick

Multifunktionsbox

Hinter das Fahrerhaus passt
auf Wunsch auch eine integrier-
te, abschließbare Multifunkti-
onsbox mit fünf herausnehmba-
ren Einsätzen zum sicheren Ver-
stauen von Material. So sind
Schaufel, Kleingeräte, Schnee-
ketten und weiteres Werkzeug
immer griffbereit zur Stelle.

Unschlagbarer Wendekreis

Das kurze Frontlenker-Fah-
rerhaus und der Radstand von
nur 2,7 m Länge ermöglichen ei-
nen für Allradfahrzeuge fast un-
schlagbaren Wendekreisdurch-
messer von 12,8 m. Damit und
mit seiner Breite von nur 2,15 m
kommt der U 20 locker an Stel-
len, vor denen Lkw und Traktor
kapitulieren müssen. In engen
Altstadtbereichen ebenso wie
auf schmalen Landstraßen.
Leichter rangieren, manövrieren
und wenden das schafft häufig
eine deutliche Überlegenheit ge-
genüber dem LKW. Damit wird
der U 20 ideal für den kommu-
nalen Bauhof und Garten-/Land-
schaftsbaubetriebe.

Permanenter Allradantrieb

Die serienmäßige Ausstattung
mit einem permanenten mecha-
nischen Allradantrieb sorgt für
hohe Traktion und Spurtreue, 
z. B. im Winter. Für maximale
Traktion kann man das Längs-
differenzial und die beiden Achs-
differenziale während der Fahrt
sperren - einfach per Drehschal-
ter und ohne Zugkraftunterbre-
chung. Achsen in Portalaus-
führung geben dem U 20 seine
herausragende Bodenfreiheit.
Damit bewältigt er selbst unweg-
sames Gelände, auch mit an-

oder aufgebauten Geräten. Die
Längslenkerführung der Achsen
mit integrierten Stabilisatoren be-
wirkt das spurstabile Fahrverhal-
ten, die geringe Wank- und Nick-
neigung und die gute Spurstabi-
lität beim Ein- und Ausfedern.

Schraubenfedern und
Single-Bereifung

Die progressiv ausgelegten
Schraubenfedern mit Teleskop-
stoßdämpfern verleihen dem
schmalen Fahrzeug die größt-
mögliche Stabilität. Durch die
langen Federwege und die große
Achsverschränkung haben auch
im Gelände jederzeit alle 4 Rä-
der Bodenkontakt.

Im Gegensatz zum herkömm-
lichen Allrad-Lkw mit Zwil-
lings-Bereifung an der Hinter-
achse ist der U 20 einzelbereift.
Die Hinterräder laufen in der
verdichteten Spur der Vorderrä-
der und bieten so eine hohe
Traktion bei geringem Rollwi-
derstand.

ABS und ALB

Das serienmäßige Anti-
Blockier-System fördert die ho-
he Sicherheit und Fahrstabilität.
Es gewährleistet auch bei einsei-
tig glatten Fahrbahnverhältnis-
sen einen spurtreuen und kurzen
Anhalteweg und lässt sich, z. B.
bei Fahrten ins Gelände, ab-
schalten. Die automatische,
lastabhängige Bremskraftrege-
lung (ALB) sorgt - abhängig
vom Beladungszustand - für eine
gleichmäßige Bremswirkung.

Das voll synchronisierte elek-
tropneumatische Schaltgetriebe
(Telligent®) mit bis zu 16 Vor-
wärts- und 14 Rückwärtsgängen
zeichnet sich durch große

Laufruhe, lange Lebensdauer
und einen hohen Wirkungsgrad
aus und ist perfekt auf die unter-
schiedlichsten Einsatzbereiche
abgestimmt. Die synchronisierte
Wendegruppe EQR (Electronic
Quick Reverse) erleichtert den
schnellen Richtungswechsel, z.
B. beim Schneeräumen.

Parametrierbare 
Bordelektronik

Praktische Grundeinstellun-
gen lassen sich unkompliziert
und individuell in der Bordelek-
tronik hinterlegen. Dies bedeutet
eine Entlastung des Fahrers in
kritischen Fahrsituationen.

Ein Schlüsselelement für den
hohen Auslastungsgrad des Uni-
mog U 20 ist die leistungsfähige
Hydraulikanlage. Das Basispaket
besteht aus 2 Hydraulikkreisen
und ist bereits mit einer Schnee-
pflugentlastung ausgestattet: un-
entbehrlich für die Steuerung des
Schneepflugs oder den Antrieb
eines Streuautomaten bzw. Mäh-
gerätes. Darüber hinaus kann ein
Kippzylinder für die Kipp-Prit-
sche ergänzt werden. Das macht
die Unimog-Hydraulik zum uni-
versellen Helfer bei allen Arbei-
ten im kommunalen Bauhof -
rund ums Jahr.

Einfacher Anschluss

Farblich und numerisch ge-
kennzeichnete Hydraulikkupp-
lungen erleichtern den schnellen
Geräteanschluss. Standardisierte
Kupplungen machen den Gerä-
tewechsel zum Kinderspiel. Und
die Schwimmstellung lässt sich
für jedes Ventil einzeln schalten.
Ebenso einfach ist die elektri-
sche Steuerung der Hydraulik-
funktionen. 
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Spielplätze für Senioren 
sind die Zukunft

Noch sorgen die Bilder für verwunderte Blicke, doch schon in
naher Zukunft dürften sie zum alltäglichen Geschehen werden:
Senioren, die sich auf Spielplätzen vergnügen, schaukeln und
sportlich betätigen.

Der erste offizielle Senioren-
spielplatz in Schöningen (Nie-
dersachsen) zählt seit seiner
Gründung 1999 rund 3.000 Be-
sucher pro Saison. Seit Anfang
Mai gibt es in Berlin den „Out-
door-Fitnessspielplatz“ im Preu-
ßenpark. Auch in Spanien, China
und anderen Teilen der Welt ste-
hen und entstehen Spielplätze
für Senioren. Ein Trend, der sich
im Zuge des demographischen
Wandels rasant entwickelt. 

Die Koelnmesse nimmt dies
zum Anlass, um mit der Fach-
zeitschrift Freizeit&Spiel einen
„Seniorenspielplatz“ auf der FSB,

wir haben eine stark wachsende
Bevölkerungsgruppe: die Senio-
ren. Zum einen haben sie viel
Freizeit, zum anderen wollen
und sollen sie sich ihre Gesund-
heit erhalten. Und für beides eig-
net sich der Seniorenspielplatz.“

Spezielle Programme 
für Senioren

Ulrich Scheffler von der Lapp-
set Spiel-, Park-, Freizeitsysteme
GmbH rechnet vor: „Gemäß ak-
tueller Bevölkerungsvorausbe-
rechnung des Statistischen Bun-
desamtes wird die Anzahl der

können möglichst lange ein un-
abhängiges aktives Leben füh-
ren. Dabei ist es wichtig, dass die
körperliche Bewegung nach
Möglichkeit kostenlos und in der
freien Natur erfolgen kann, z.B.
auf einem Spielplatz. Aus Angst
vor Stürzen oder Verletzungen
nimmt die Bewegung der Älte-
ren im Laufe des Lebens ab.
Durch gezieltes Trainieren des
Gleichgewichtssinns kann das
Sturzrisiko verringert und somit
auch Kosten für Behandlungs-
und Rehabilitationskosten einge-
spart werden. 

Niedrige Einstiegshöhe
mindert Angst vor Stürzen 

Die Firma Lappset bietet unter
diesen Gesichtspunkten eine
Produktserie an, die speziell auf
die Bedürfnisse von Senioren
abgestimmt ist. Mittels abge-
senkter Produkthöhen wird der
Einstieg erleichtert und die
Angst vor gefährlichen Stürzen
genommen. Eine Vielzahl von
frei kombinierbaren Komponen-
ten ermöglicht das Trainieren der
motorischen Fähigkeiten und
bietet die Grundlage für ver-
schiedenartige Bewegungsakti-
vitäten. Selbsternanntes Ziel ist
es, Spielplätze zu gestalten, die
als Treffpunkt aller Generationen
dienen. Eltern und Großeltern
sollen gemeinsam mit den Kin-
dern trainieren, sich bewegen und
Spaß haben. Somit wird das Mit-
einander der Generationen geför-
dert und Senioren verbessern ne-
benbei ihr Wohlbefinden und
nehmen aktiv am Leben teil.“

Vom Trimmpfad 
bis zur Fitnessanlage

Auch andere Hersteller der
Spielplatzgeräteindustrie haben
die Zeichen der Zeit erkannt.
Matthias Biek, Hags-mb-Spiel-
idee GmbH: „Wie aus zahlrei-
chen Erhebungen hervorgeht, al-
tert die Gesellschaft in den kom-
menden Jahren dramatisch, nicht
nur in Deutschland, sondern in
nahezu allen so genannten ent-
wickelten Volkswirtschaften. In
der EU etwa wird in den nächs-
ten 20 Jahren die Gruppe der
60+-Jährigen mit 50% wachsen
und die Gruppe der unter 20-

Rosenheimer Landrat empört: 

Bahn will kostenlose 
Fahrradmitnahme streichen
Nicht hinnehmen können und wollen Fremdenverkehrsregio-

nen wie der Landkreis Rosenheim die Ankündigung der Bahn,
mit dem aktuellen Fahrplanwechsel keine kostenlose Fahrrad-
mitnahme mehr zu ermöglichen und dies, obwohl der Landkreis
diesen Service jährlich mit 10.000 Euro an die Bahn bezu-
schusst. „Es kann nicht sein, dass auf der einen Seite der sanfte
Tourismus mit Bahn und Rad gefördert werden soll und auf der
anderen Seite entscheidende Voraussetzungen dafür gestrichen
werden“, so Landrat Dr. Max Gimple zu der für ihn völlig un-
verständlichen Entscheidung der Bahn.

In dem Kündigungsschreiben der Bahn vom 27. September
wird die Vorgehensweise vor allem mit Kapazitätsengpässen be-
gründet, was wiederum die sehr hohe Akzeptanz des Angebotes
bestätigt. Die Bahn signalisiert zudem keinerlei Gesprächsbe-
reitschaft wie etwa über eine Fortführung unter leicht geänderten
Rahmenbedingungen.

Der Rosenheimer Landrat wandte sich daher an den Land-
kreistag, um gemeinsam Druck gegen das Vorhaben der Bahn
auszuüben. Auch die Tourismusverbände Chiemsee und Rosen-
heimer Land unterstützen den Vorstoß Dr. Gimples, da sie mit
dem Wegfall der Fahrradmitnahme Einbußen bei den Übernach-
tungszahlen befürchten. An die Bahn selbst wurde inzwischen
vom Landkreis Rosenheim ein konkreter Vorschlag gemacht. So
solle nach Vorstellungen des Landrats doch zumindest auf den
für Urlauber interessanten Nebenstrecken der Chiemgau- und
Mangfallbahn die Mitnahmemöglichkeiten von Fahrrädern auf-
recht erhalten werden.

Immerhin nutzen 45% der Deutschen das Fahrrad im Urlaub.
Der durch den Landkreis Rosenheim verlaufende Innradweg
steht in der Beliebtheitsskala der Urlauber gleich hinter dem Do-
nau- und dem Mainradwanderweg. „Für unsere Gäste ist die ko-
stenlosen Fahrradmitnahme ein entscheidendes Kriterium bei
der Wahl des Urlaubsortes. Ein Wegfall dieser Möglichkeit hät-
te auch wirtschaftliche Auswirkungen auf die heimische Hotel-
lerie und Gastronomie zur Folge“, so Dr. Gimple abschließend.

51. Internationale Beleuchtungsaktion 2007 

Sicher durch den Herbst
Schmid: Gut beleuchtet mit angepasster Geschwindigkeit

Wegen der früh einbrechenden Dunkelheit ist „gutes Sehen
und Gesehen werden“ gerade in den Herbst- und Wintermonaten
für die Verkehrssicherheit unerlässlich. Innenstaatssekretär Ge-
org Schmid macht daher alle Kraftfahrer darauf aufmerksam, die
Funktionsfähigkeit der Beleuchtung ihres Autos im Rahmen der
51. Internationalen Kraftfahrzeug-Beleuchtungsaktion 2007
überprüfen zu lassen. Die Aktion läuft bis zum 31. Oktober und
wird von der Deutschen Verkehrswacht sowie dem Kraftfahr-
zeuggewerbe organisiert. Kraftfahrzeugbetriebe, Fachwerkstät-
ten und mobile Prüfstätten führen den Licht- und Sichttest von
Kraftfahrzeugen meist kostenlos durch. Schmid appelliert zu-
gleich an die Kraftfahrer, ihre Fahrweise den im Herbst verän-
derten Fahrbedingungen - früh einbrechende Dunkelheit, rut-
schige Straßen durch Laub und vor allem dichter Nebel - anzu-
passen und erhöhte Aufmerksamkeit und Vorsicht im Straßen-
verkehr walten zu lassen. 

Jährigen um 11%, die Gruppe
der 20–59-Jährigen um 6,4%
sinken. Anders formuliert reden
wir von einem sich langsam ab-
zeichnenden Erdbeben in nahezu
allen Bereichen unserer Gesell-
schaft.“ Mit der „Planet“-Reihe
zum Thema Fitness möchte Hags
Impulse setzen. Unterteilt in die
drei Produktreihen: Hags In Shap
- der Fitness- oder Trimmpfad für
alle Altersgruppen. Hags Gym -
die Outdoor Fitnessanlage für die
älteren Nutzergruppen und Hags
Workout - die Outdoor-Trainings-
anlage für Junge und Junggeblie-
bene wird gezieltes Muskeltrai-
ning möglich. 

Ein Trend geht um die Welt 

Auch in Spanien gehören die
Seniorenspielplätze bereits zum
öffentlichen Bild. Der Unterneh-
mer Fausto Salgado hat die Idee
ebenfalls auf einer Chinareise
beobachtet und entsprechende
Geräte importiert. Den ersten
Spielplatz gründete er 2005 bei
Madrid. Mittlerweile existieren
in Spanien mehr als 40 so ge-
nannter „Parque de Mayores“ -
Parks für Senioren, oder „Senio-
ren-Fitnessanlagen“, in denen
sich ältere Erwachsene körper-
lich ertüchtigen können. 

Weitere Infos: http://www.
fsb-cologne.de. 

Die FSB 2007 findet vom 31.
Oktober bis 2. November 2007
in den Hallen 3, 11.1 und 11.2
der Koelnmesse statt. 

der Internationalen Fachmesse
für Freiraum, Sport- und Bäder-
anlagen, zu demonstrieren. Vom
31. Oktober bis 2. November
wird dieser in Halle 3.2, Stand
A-040/B-041 zu sehen sein. 

Nürnberg plant

Spielplätze für Senioren plant
auch Nürnbergs 2. Bürgermei-
ster Horst Förther bis Ende des
Jahres 2007 in der Frankenme-
tropole aufstellen zu lassen. Im
Spiegel-Online-Interview sagte
er: „Natürlich müssen wir ein
besonderes Augenmerk auf die
Kinder legen, das ist klar. Aber

Einwohner der Bundesrepublik
Deutschland von derzeit ca. 82,4
Millionen bis zum Jahre 2050
auf ca. 69 bis 74 Millionen Ein-
wohner sinken. Die Bevölke-
rungszahl wird nicht nur weiter
abnehmen, es wird auch weniger
Kinder und noch mehr ältere
Menschen geben, die zudem
noch länger leben.“ Viele Städte
tragen der demographischen
Entwicklung bereits Rechnung,
indem sie spezielle Programme
für Senioren anbieten, die unter
anderem der Stützung und Auf-
rechterhaltung der körperlichen
Fitness dienen. Auf diese Weise
bleiben Senioren länger fit und

3,1 Millionen Euro 
für die Maschinenringe

Die Leistungen der Maschinenringe in den Bereichen soziale Be-
triebshilfe sowie wirtschaftliche Betriebshilfe und Maschinen-
vermittlung sind nach den Worten von Landwirtschaftsminister
Josef Miller für die bayerischen Landwirte unverzichtbar. Sie
werden deshalb nach dem neuen Agrarwirtschaftsgesetz geför-
dert: In diesem Jahr erhalten die im Kuratorium bayerischer
Maschinen- und Betriebshilfsringe zusammengeschlossenen
Einrichtungen insgesamt rund 3,1 Millionen Euro. 

Wie der Minister bei der
Übergabe der beiden Förderbe-
scheide an den Vorsitzenden des
Kuratoriums, Leonhard Ost,
sagte, hat sich diese bäuerliche
Selbsthilfeeinrichtung zu einem
erfolgreichen Dienstleister im
ländlichen Raum entwickelt.
„Sie helfen, Kosten zu senken,
Arbeitsbelastungen zu reduzie-
ren, soziale Notlagen zu mil-
dern und zusätzliche Einkom-

men zu erwirtschaften“, so der
Minister. 

Agrarwirtschaftsgesetz

Nach dem Agrarwirtschaftsge-
setz werden laut Miller nur noch
die konkret erbrachten Leistun-
gen in der Maschinenvermitt-
lung, der wirtschaftlichen Be-
triebshilfe und der sozialen Be-
triebshilfe gefördert. Es sei ge-
lungen, ein unbürokratisches,

nachvollziehbares Fördersystem
aufzustellen, das gezielte Ansät-
ze für die unternehmerische Wei-
terentwicklung der Maschinen-
ringe biete. „Insbesondere wer-
den Leistungssteigerungen und
das Engagement der Ringe bei
der Verbesserung ihrer Lei-
stungsfähigkeit und ihrer Effizi-
enz belohnt“, so der Minister. 

Die Organisation ist im Frei-
staat mit 75 Maschinen- und Be-
triebshilfsringen flächendeckend
vertreten. 83 Prozent der bayeri-
schen Landwirte sind Mitglied
beim Maschinenring. Die Mit-
glieder können die wirtschaftli-
chen Vorteile großer Betriebs-
strukturen nutzen, ohne dabei die
eigenen bäuerlichen Strukturen
aufgeben zu müssen.

Liebe zum Kultauto eint alle
„Es ist ein so wunderschönes Auto“, bekannte sich Gitarrenle-
gende Pete Townshend beim Konzert von The Who vor 44.000
Zuschauern zum VW-Transporter. Das kam gut an auf dem
Internationalen VW-Bus-Treffen. Die Kultband und die Bulli-
Fans eint die alte Liebe zum Bulli. Aber es gab nicht nur alte
Lieben, sondern auch neue bei dem Treffen auf dem Messe-
gelände in Hannover. Und - zumindest eine von ihnen - hätte es
ohne den VW-Bus nie gegeben.

Er heißt Bernd und erblickte
1963 in Hannover das Licht der
automobilen Welt. Bulli Bernd
hatte schon einige Kilometer auf
dem Tacho, als sein derzeitiger
Besitzer 1985 in Twistringen ge-
boren wurde. Für Ingmar Denker
war es Liebe auf den ersten
Blick, als er beim Renovieren ei-
nes Zimmers ein Poster mit ei-
nem VW-Bus fand. Für den
Schreiner aus Twistringen war
ein Star geboren. 2002 wurde
aus dem Traum ein echtes Auto.
Ingmar entdeckte Bernd und re-
staurierte den Wagen drei lange
Jahre. Was er da noch nicht wus-
ste: Bernd würde ihn nicht nur
zuverlässig von einem Ort zum
anderen bringen, sondern auch
in sein privates Glück chauffie-
ren. Und das heißt Sandra
Bäcker. Die beiden reisten frisch
verliebt zum Treff auf dem Mes-
segelände.

Kennen gelernt hatten sie sich
über ein Internetforum: „Ich ha-
be dort geschrieben, dass ich ein
Bulli-Fan bin“, erzählt die 19-

Jährige. Das war Ingmar Denker
nicht entgangen. Er mailte seiner
Sandra und nur zwei Wochen
später waren sie ein Paar. Händ-
chenhaltend schlenderten sie
durch die langen Bulli-Reihen
und waren Teil des großen Fest-
es. „Ganz großartig“, fanden sie
es. „Ob jung und alt. Das hier ist
eine echte Gemeinschaft.“ 

Echte Gemeinschaft

Und wenn die meisten auch
nicht mit einer neuen Liebe beim
Treffen waren, die alte Liebe
zum Kultauto einte sie alle - ob
jung oder alt. Allerdings können
nicht alle so weit in die Zukunft
planen wie das junge Paar aus
Twistringen. Die sind sich si-
cher: „Zum 100. Bulli-Geburts-
tag sind wir wieder dabei.“ Viel-
leicht bringen sie dann ja eine
neue Generation von Fans des
Kultautos mit.

Wer beim 100. Geburtstag
zum Konzert aufspielen wird, ist
noch unklar. Klar war dagegen

beim Treffen 2007, dass es The
Who noch immer können, auch
wenn die Herren in die Jahre ge-
kommen sind. Roger Daltrey
lässt immer noch das Mikrofon
an der Schnur kreisen und Pete
Townshend spielt die Gitarre
nach wie vor mit diesem wind-
mühlenartigen Armschwung.
Man kann sich eben verlassen
auf The Who. Und das eint sie
mit dem Bulli.

Automobile Geschichte

Längst hat das Fahrzeug auto-

VW Typ 2 „Bulli“, Bj. 1967 Bild: Deutsches Museum

mobile Geschichte geschrieben.
Wenn der Käfer für die Mobilität
stand, war der Bulli der Liefer-
wagen des Wirtschaftswunders.
Und ein Wunder ist er auch noch
heute. Anlässlich des Internatio-
nalen VW-Bustreffens fragte die
Zeitschrift Stern ihre Leser.
„Können Sie den Bulli-Kult ver-
stehen?“ Die Antwort war mehr
als deutlich: 96 Prozent stimm-
ten mit ja. Und so ist der Trans-
porter etwas, das er immer war:
Einer für alle. Für den Hippie
und den Handwerker, den Bür-
ger und den Bürgerschreck, für
Frischverliebte und Familien
und als Kommunalfahrzeug.
Kult eben. 

Bundesweit einmalige Aus- und Fortbildung:

70 Jahre Bayerische
Waldbauernschule

Ein bundesweit einmaliges Aus- und Fortbildungszentrum feiert
70-jähriges Bestehen: Die Bayerische Waldbauernschule in Kel-
heim hat, wie Forstminister Josef Miller bei der Jubiläumsfeier
betonte, in den sieben Jahrzehnten mehr als 25 000 Waldbesit-
zern das für ihre Arbeit notwendige Rüstzeug vermittelt. Heute
sei die Schule attraktiver denn je, die Nachfrage steige von Jahr
zu Jahr. Seit dem Umzug von Scheyern im Landkreis Pfaffen-
hofen auf den Goldberg bei Kelheim hat sich die Zahl der Lehr-
gangsteilnehmer mehr als verdoppelt. Heuer wird nach Anga-
ben des Ministers wohl erstmals die Marke von 2000 Teilneh-
mern erreicht. 

Das Schulungsangebot der
Waldbauernschule wurde nach
Angaben von Miller deutlich
verändert und erweitert. Nach
wie vor absolvieren die Auszu-
bildenden zum Forstwirt im Pri-
vat- und Körperschaftswald, die
Seiteneinsteiger und die Forst-
wirtschaftsmeister den überbe-
trieblichen Teil ihrer Aus- und
Fortbildung in Kehlheim. 

Zusammenschlüsse 

Dem Bedarf entsprechend
ausgebaut wurde das Lehrgangs-
angebot für die privaten Waldbe-
sitzer. Im forstfachlichen Be-
reich stehen Themen wie Wald-
bau und Holzverwertung auf
dem Lehrplan. Im forsttechni-

schen Bereich werden die fach-
gerechte Durchführung der
Forstbetriebsarbeiten und die si-
chere Handhabung der Maschi-
nen und Geräte vermittelt. Darü-
ber hinaus begleitet die Wald-
bauernschule die Forstwirt-
schaftlichen Zusammenschlüsse
auf ihrem Weg zum umfassen-
den Dienstleister für den Privat-
und Körperschaftswald.

In seiner Festrede lobte der
Forstminister auch Schulleiter
Manfred Schwarzfischer. Er ha-
be mit seinen 26 Mitarbeitern,
davon 15 Lehrkräfte, hervorra-
gende Arbeit geleistet. Im ver-
gangenen Jahr sei die Schule für
ihr Qualitätsmanagementsystem
von unabhängigen Gutachtern
zertifiziert worden.  dhg.
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Infotag des Energieforums Oberpfalz:

Biomasse und Wärmenetze
Die Oberpfalz als Energieregion positionieren – das ist eines
der Ziele des Regionalmarketing Oberpfalz. Um dies zu errei-
chen, gibt es seit Frühjahr das Energieforum Oberpfalz, bei
dem Themen aus verschiedenen Bereichen dieses Segments
diskutiert werden und sich Firmen bzw. Anbieter präsentieren
können. Das dritte Forum fand am 27. September im Haus am
Habsberg statt und widmete sich dem Schwerpunktthema
„Biomasse und Wärmenetze“.

Sehr zufrieden mit dem Zu-
spruch zeigte sich Dr. Wilhelm
Weidinger, 1. Vorsitzender des
Regionalmarketing Oberpfalz in
Ostbayern e.V. „Die Oberpfalz
durch Vernetzung aller Kräfte in

ihren Strukturen verbessern“
sieht er als die wesentliche Auf-
gabe des Regionalmarketings.
Im Energiesektor sollten durch
das Energieforum die Akteure
der Landkreise vernetzt und so

Synergieeffekte geschaffen wer-
den. Aber auch die Vermittlung
kompetenter Gesprächspartner
im Feld der erneuerbaren Ener-
gien soll mit dem Forum er-
reicht, insgesamt die regionale
Wertschöpfung gesteigert wer-
den. Dabei sollen auch konträr
diskutierte Fragen wie etwa die
Nutzung von Produkten der
Landwirtschaft als Nahrungs-
oder Energiemittel nicht ausge-
schlossen werden.

Beispiel Neumarkt

Die Förderung regenerativer
Energien in seinem Landkreis
stellte der Neumarkter Landrat
Albert Löhner vor. Ein Schwer-
punkt liegt hier in der Biomasse-
Nutzung. „Damit fördern wir
landwirtschaftliche Aspekte und
das Geld kann in der Region
bleiben“, argumentierte er.

Seit den 90er Jahren mit alter-
nativen Energien befasst sich
C.A.R.M.E.N. (Centrales Agrar-
Rohstoff-Marketing- und Ent-
wicklungs-Netzwerk e.V.), die in
Straubing tätige Koordinations-
einrichtung für Nachwachsende
Rohstoffe. Dipl-Ing. (FH) Dani-
el Miller stellte das Kompetenz-
zentrum sowie mit ihm zusam-
menarbeitende Einrichtungen
vor und nannte die Klimaproble-
matik sowie die endlichen Ener-
gieträger als Motivation für die
Umstellung auf erneuerbare En-
ergien. Anhand vieler Zahlen
und Statistiken (Weltenergiebe-
darf, Mittelabfluss aus der Ober-
pfalz, Heizöl- bzw. Biomasse-
preise) sowie verschiedener Ar-
gumente zeigte er die Vorzüge
von Biomasse auf und gab einen
Überblick über die diversen
Brennstoffe. Ferner beschrieb er
die Abläufe in einem Biomasse-
heizwerk und zeigte Visionen für
die Biomassenutzung auf. 

Regionaler Brennstoff Holz

Dass der Einsatz regenerativer
Energien aus mehreren Finanz-
töpfen gefördert wird, zeigte Ge-
rold Eger, Abteilungsdirektor
des Bereichs Wirtschaft, Landes-
entwicklung und Verkehr an der
Regierung der Oberpfalz, auf.
Die Praxis eines Biomasse-Heiz-
kraftwerkes - also die Planung

und Herstellung von Wärme,
Kälte und Strom - verdeutlichte
Volkmar Schäfer, Geschäftsfüh-
rer der in Pfaffenhofen angesie-
delten eta Energieberatung. Bei
dem von ihm präsentierten
Kraftwerk wird Holz aus den re-
gionalen Wäldern verbrannt und
mittels einer Dampfturbine zu
Strom sowie Wärme und Kälte
umgewandelt. Als wichtige Vor-
aussetzung sah er den Faktor,
dass Kunden auch ganzjährig
Wärme abnehmen. „Das Holz ist
ein regionaler Brennstoff, das
Geld bleibt also in der Region“,
fasste Schäfer zusammen.

Mehr Wertschöpfung
aus dem eigenen Wald

Das im November 2006 ans
Netz gegangene Hackschnitzel-
heizwerk im Ortsteil Engelsberg
stellte Bürgermeister Peter
Braun von der Gastgeberge-
meinde Lauterhofen vor. Von
den 27 Anwesen sind 24 ans
Heizwerk angeschlossen, 323.000
Euro wurden investiert, ein guter
Teil davon über Fördergelder.
Für die Engelsberger sei ein ent-
scheidender Grundgedanke ge-
wesen, „mehr Wertschöpfung
aus dem eigenen Wald“ zu erhal-
ten. Mit dem Amt für Ländliche
Entwicklung konnte das Projekt
in 15 Monaten umgesetzt wer-
den, wobei 5000 Stunden Eigen-
leistung eingeflossen sind. „Der
Bau hat die Dorfgemeinschaft
sehr zusammengeschweißt“, zog
der Bürgermeister ein positives
Fazit und nannte als weitere Fak-
toren für das Funktionieren die
Gewährleistung einer Mindest-
abnahmemenge Strom einerseits
und das Hackschnitzellieferecht
seitens der örtlichen Waldbau-
ern. „Einen Nutzen hat auch un-
sere Umwelt, 287 Tonnen CO2
wurden schon eingespart und bis
jetzt im Jahr 2007 eine Wert-
schöpfung von 36.000 Euro er-
reicht“, bilanzierte Braun.

Besichtigung des Heizwerks

Moderiert von Gero Wies-
chollek, Regionalmanager der
Regina GmbH, konnten die
Teilnehmer vertiefende Fragen
stellen und die Thematik disku-
tieren. Im Anschluss standen die
Vertreter regionaler Firmen für
Informationen zur Verfügung,
und auch das Hackschnitzel-
heizwerk in Engelsberg konn-
te besichtigt werden.

Von links: Gerold Eger, Daniel Miller, Landrat Albert Löhner,
1. Vorsitzender Dr. Wilhelm Weidinger, Bürgermeister Peter
Braun, Regionalmarketing-Geschäftsführerin Nicole Stelzle,
Volkmar Schäfer. Text und Bild: Markus Bauer

Regionales Entwicklungskonzept Hallertau:

Ziele und Visionen
Mit der Vorstellung des Regionalen Entwicklungskonzepts
(REK) geht die LAG Hallertau einen weiteren wichtigen
Schritt bei der Verwirklichung der Vision, sich auf allen Ebe-
nen zu vernetzen. Das Projektpaket, mit dem sich die Haller-
tau für das ELER-Förderprogramm bewirbt, enthält 23 Ge-
meinschaftsmaßnahmen mit einem geschätzten Gesamtvolu-
men von 8,2 Mio. Euro. 

Zentrale Punkte der Ent-
wicklungsbestrebungen sind die
Bereiche Wirtschaft, Landwirt-
schaft, Soziales, Umwelt und
Tourismus. „Wir haben eine Vi-
sion und klare Ziele, die wir er-
reichen wollen“, hob Pfaffen-
hofens Landrat Rudi Engelhard
bei der Vorstellung des Konzepts
in Fürstenfeldbruck hervor. Be-
gleitet und unterstützt wurde er
dabei von den  Bürgermeistern
Josef Schäch (Wolnzach), Josef
Alter (Seisenfeld), Karl Ecker
(Au), Dieter Huber (Rohrbach),
Konrad Schickaneder (Rudelz-
hausen) sowie Margarethe Zurek
(Tourismusverband Hallertau).

Wichtiges Bindeglied

Die LAG Hallertau ist ein
wichtiges Bindeglied zwischen
dem bereits bestehenden LAG’s
Kelheim-Altmühltal und Alt-
bayerisches Donaumoos. Letzte-
res bezieht neben Gemeinden
aus dem Landkreis Neuburg-
Schrobenhausen auch Gerols-
bach und Hohenwart aus dem
Landkreis Pfaffenhofen mit ein.
Um die „Verbindungsfunktio-
nen“ zu verstärken, wirken auch
die Landkreise Pfaffenhofen und
Freising in der LAG mit.

Im sozialen Bereich geht es
z. B. darum, Hauptschulabgän-
ger noch besser zu qualifizieren,
damit sie Berufschancen haben.
Im Bereich der Landwirtschaft
sollen die Initiativen zur besse-
ren Nutzung von Ressourcen
noch besser miteinander kom-
munizieren können. Beim Tou-
rismus ist es das Ziel, bereits
vorhandene Verkehrs- und Besu-
cherströme gezielt auf die bereits
bestehenden Angebote aufmerk-
sam zu machen, z.B. die vorhan-
denen Museen, aber auch Wan-
der- und Radwandermöglichkei-
ten. Auch die Vermarktung re-
gionaler Produkte soll verstärkt
in den Fokus rücken.

Neues Selbstbewusstsein

Wie Landrat Rudi Engelhard
weiter betonte, sei die Bewer-
bung des „Hopfenlandes“ der
zweite Versuch nach 2003, in ein
regionales Förderprogramm auf-
genommen zu werden. In den
vergangenen Jahren seien gerade
in der Hallertau eine Reihe von
„identitätsstiftenden Maßnah-
men“, verursacht durch die Mar-
ketingaktivitäten im Bereich
Tourismus, durchgeführt wor-
den. Das neue Selbstbewusstsein
spiegle sich in vielen Firmen-,
Hotel- und Produktbezeichnun-
gen, aber auch in der Tatsache,
dass sich das Gymnasium in
Wolnzach künftig „Hallertau-
Gymnasium“ nennen wird. Dies
ist Ausdruck einer neuen „Iden-
titätskultur“ der Hallertau, so der
Landkreischef.

Ziel ist die Erarbeitung von
Lösungen für die vier zentralen
Handlungsfelder, um die Haller-
tau als Standort für die gewerbli-
che Wirtschaft und die Landwirt-
schaft zu stärken. Ferner will
man die Erholungs- und Wohnsi-
tuation verbessern. Bei der Wirt-
schaftsfunktion geht es z. B. dar-
um, die Pendlerquote zu senken,
gemeindeübergreifende Gewer-
be- und Industriegebiete zu
schaffen und ein gemeinsames
Marketing auf die Beine zu stel-
len. Zudem wird der Nach-
wuchsförderung in Gewerbe,
Handwerk, Handel und Industrie
eine wichtige Rolle beigemes-
sen. Bei der Landwirtschaftsför-
derung heißt die Devise: Pro-
duktwerbung für Hopfen und
Spargel, alternative Verwen-
dungsmöglichkeiten für das
„Grüne Gold“ sowie alternativer
Einsatz von landwirtschaftlichen
Produkten. Auch spielen der
Hochwasserschutz und die
Grundwasserschonende Land-
nutzung eine bedeutende Rolle
in den Zielen der LAG.

„Hopfenland Hallertau“

Bei der Naherholung ist vor
allem daran gedacht, die kultu-
relle Identität der Marke „Hop-
fenland Hallertau“ zu stärken.
Dabei geht es in erster Linie dar-
um, die touristischen Höhepunk-
te, wie die Museen, die Darstel-
lung der Kunst und des Kunst-
handwerks sowie die touristi-
schen Routen deutlich hervor zu
heben und noch besser überre-
gional zu bewerben. Der Wohn-
wert soll gesteigert werden
durch eine Verstärkung der so-
zialen Komponente (insbesonde-
re Ausbau der Kleinkinderbe-
treuung, Unterstützung der Fa-
milien, Integration von Neubür-
gern) sowie eine ambulante Se-
niorenbetreuung. Ferner ist ge-
plant, die Strukturen des Ret-
tungsdiens-tes und der Kranken-
hausversorgung zu festigen.

Aufbruchstimmung

Landrat Engelhard wies dar-
auf hin, dass es auch ein wichti-
ges Ziel sei, in den Kommunen
der Hallertau das „Entwick-
lungsbewusstsein“ zu stärken
und eine „Aufbruchsstimmung“
auszulösen, nicht zuletzt mit
dem Ziel, der interkommunalen
Zusammenarbeit weitere Im-
pulse zu geben. Zwischen den
Landkreisen der Hallertau (Pfaf-
fenhofen, Kelheim, Freising und
Landshut) habe man auf diesem
Gebiet schon sehr positive Er-
fahrungen gesammelt. Interna-
tionale Kontakte im Rahmen ei-
ner strukturbezogenen Zusam-
menarbeit gibt mit es mit Sa-
takunta in Finnland und dem
Landkreis Tarnow in Polen. DK

Ministerin Christa Stewens mit Bürgermeister Ludwig Zellner.

Initiative des Landshuter Bürgermeisters Zellner:

Kostenloses letztes
Kindergartenjahr

Bürgermeister Ludwig Zellner verfolgt beharrlich das famili-
enpolitische Ziel, dass für Landshuter Eltern das letzte Kin-
dergartenjahr in der niederbayerischen Bezirkshauptstadt ko-
stenfrei sein soll. Die Bayerische Staatsministerin für Arbeit
und Sozialordnung, Familie und Frauen, Christa Stewens, be-
grüßte bei einem Meinungsaustausch mit Bürgermeister Lud-
wig Zellner in München ausdrücklich seine Initiative für Kin-
der und Familien.

Die für Kinderbetreuung und
Kindergärten zuständige Ministe-
rin hält die Übernahme der El-
ternbeiträge im letzten Kindergar-
tenjahr für einen großen Plus-
punkt auf dem Weg zu einer fa-
milienfreundlichen Kommune.
Christa Stewens und Bürgermei-
ster Zellner waren sich einig, dass
die finanzielle Entlastung der El-
tern auch bei der Kindertagesbe-
treuung die Stadt Landshut für
junge Familien mit Kindern at-
traktiv machen würde und dass
Familienfreundlichkeit nicht nur
mit schönen Worten propagiert,
sondern tatsächlich ernst genom-
men würde. Beide sehen in einem
kostenlosen letzten Kindergarten-
jahr ein deutliches familienpoliti-
sches Signal. 

Teil des Wahlprogramms

Gemäß Beratungen der CSU-
Stadtratsfraktion soll dieses Ziel
ein wichtiger Punkt im Wahlpro-
gramm der CSU für die Stadtrats-
wahlen im März 2008 sein. Lud-
wig Zellner wird vehement dar-
auf drängen, dass die Stadt
Landshut die Elternbeiträge des
letzten Kindergartenjahres ab
dem neuen Kindergartenjahr im
September 2008 übernimmt, gel-
te es doch, den hohen Stellenwert
der Familienpolitik in Landshut
tatsächlich zu beweisen. Denn
Kinder und Bildung sind eine Zu-
kunftsinvestition und sollten laut
Zellner oberste Priorität haben.
Dabei soll der städtische Haus-
halt weiterhin ohne Nettoneuver-
schuldung auskommen. 

Mittelfristig soll der Freistaat
Bayern nach Zellners Vorstellun-
gen das letzte Kindergartenjahr,
das als Vorschuljahr besonders
wichtig ist, für die Eltern genau so
wie den Schulbesuch komplett
kostenlos machen. Damit seien
dann derartige freiwillige Leistun-
gen von Kommunen, die eine
Vorbildwirkung und Signalfunkti-
on haben, nicht mehr erforderlich. 

Die wichtigsten Investitionen

sind Zellner zufolge diejenigen in
Erziehung und Bildung. Daher
sollen alle Landshuter Kinder die
Chance haben, dass ihre Talente
bestmöglich gefördert werden.
Diese Förderung beginne bereits
im Kindergarten. 

Kinder haben von frühestem
Alter an Neugier, Wissensdurst
und Erkenntnisdrang. Frühe indi-
viduelle Förderung sei eine wich-
tige Grundlage für die spätere
Entwicklung. Immer mehr Unter-
suchungen belegten, dass Schul-
erfolg und frühkindliche För-
derung eng zusammenhängen.
Deshalb würden bereits im Kin-
dergarten gute Bildungsangebote
benötigt. Gerade sozial benachtei-
ligte Kinder seien auf frühe För-
derung bereits im Kindergarten
angewiesen. Chancengerechtig-
keit auch für diese Kinder bedeu-
te, hier gezielt gegenzusteuern. 

Ein entscheidender Schlüssel
zum Erfolg im späteren Leben ist
laut Zellner die Sprache. Weder
Kinder mit nichtdeutscher Mut-
tersprache noch deutsche Kinder
mit unzureichenden Sprachkennt-
nissen dürften in ihrer Entwick-
lung durch Sprachbarrieren be-
einträchtigt werden. Eine intensi-
ve Sprachförderung dieser Kin-
der könne im Kindergarten erfol-
gen. Dazu sollten aber alle Kinder
wenigstens ein Jahr im Kinder-
garten erleben. 

Im Jahr 2006 hat die Stadt
Landshut mit 43,9 Millionen Eu-
ro die höchste Gewerbesteuerein-
nahme der Nachkriegszeit ver-
zeichnen können (2002: 8 Millio-
nen Euro, 2003: 8,8 Millionen
Euro, 2004: 20,6 Millionen Euro,
2005: 25,5 Millionen Euro, 2007:
28 Millionen Euro eingeplant).
Bei solch hohen Einnahmen der
Gewerbesteuer ist eine beantragte
Förderung für Familien und Kin-
der bei einer Nettoneuverschul-
dung Null möglich. Dann aber
sollte eine solche Zukunftsinve-
stition für Familien, Kinder und
Bildung erfolgen, meint Lands-
huts Bürgermeister.

100 Jahre LEW-
Wasserkraftwerk Langweid

Das Wasserkraftwerk Langweid liefert seit 100 Jahren Strom
für die Region. Die Lechwerke (LEW) und ihre Tochtergesell-
schaft Bayerische Elektrizitätswerke (BEW) luden anlässlich
dieses Jubiläums zu einem Tag der offenen Tür ein. Auf dem
Programm standen unter anderem Führungen durch das
Kraftwerk und eine Ausstellung mit historischen Fotos. Die
BEW-Kraftwerkstaucher führten ihr Können vor. Das Augs-
burger Spielmobil unterhielt die kleinen Besucher, die Feuer-
wehr veranstaltete ein Zielspritzen und ganz mutige Besucher
konnten sich an einer Kletterwand versuchen. Infostände von
LEW forum schule und easy living boten umfangreiches Infor-
mationsmaterial an. Vorträge rund um das Thema Wasser-
kraft rundeten das Programm ab.
Das Wasserkraftwerk Langweid gehört zu den 34 Wasser-
kraftwerken der Bayerischen Elektrizitätswerke GmbH
(BEW), einer Tochtergesellschaft der Lechwerke AG. Die
BEW erzeugt jährlich rund eine Milliarde Kilowattstunden
Strom aus regenerativer Energie und bietet Dienstleistungen in
den Bereichen Energie und Umwelt an.
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Regionale Kultur und
Geschichte lebendig vermitteln
Die „Jura-WegWeiser“ bieten im Oberpfälzer Jura zahlreiche Führungen

„Wir laden Sie ein, mit uns neue Landschaften und Orte im
Oberpfälzer Jura kennen zu lernen und Bekanntes mit neuen
Augen zu sehen.“ Mit diesen Worten werben die „Jura-Weg-
Weiser“ auf ihrer Homepage für ihre Aktivitäten. Sie haben
sich, dem oft feststellbaren Trend der Zeit entsprechend, zur
Aufgabe gemacht, touristische Führungen mit allerlei kreati-
ven Elementen anzureichern und so Brauchtum, Kultur bzw.
Geschichte der Orte und der Region, wo sie tätig sind, lebendig
und für alle Generationen spannend zu vermitteln.

Die Entstehung der Gruppe
Oberpfälzer Natur-, Kultur- und
Landschaftsführer ist eng mit
dem seit 2002 laufenden Netz-
werkprojekt Oberpfälzer Jura -
Mensch Umwelt Natur (nepo-
muk) verknüpft, das sich über
die Landkreise bzw. Land-
schaftspflegeverbände Amberg-
Sulzbach, Neumarkt, Schwan-
dorf und Regensburg erstreckte,
inzwischen aber auch Teilberei-
che der angrenzenden Regionen
in seine Arbeit mit einbezieht.
Als ein Angebot seines ganzheit-
lichen Ansatzes hatte „nepo-
muk“ auch eine Ausbildung zu
qualifizierten Gästeführern mit
dem Titel „Juradistl-WegWei-
ser“ im Programm.

Plattform schaffen

Es zeigte sich bald, dass die
Kursteilnehmer, die im Sommer
2005 ihre Zertifikate erhielten,
ganz unterschiedliche Interessen
und Fähigkeiten mitbrachten, die
sich zudem gegenseitig gut er-
gänzten. Kurz nach dem Ab-
schluss der Ausbildung be-
schloss ein Teil der Kursteilneh-
merinnen und -teilnehmer, sich
zu einem Verein zusammen-
zuschließen, um so die unter-
schiedlichen Begabungen, Nei-
gungen und Führungsangebote
der Gästeführer in ganz ver-
schiedenen Orten und Regionen
zu bündeln und eine gemeinsa-
me Plattform zu schaffen. 

Breites Angebot

Seit Januar 2006 bilden sie
den Verein „Jura-WegWeiser
e.V.“ und präsentieren der Öf-
fentlichkeit ein breites Angebot
an Führungen. Damit wird
außerdem das seit dem Lehrgang
bestehende Netzwerk aufrecht
erhalten. Mit ihren Natur-, Kul-
tur- und Landschaftsführungen
wollen die Jura-WegWeiser fer-
ner das Naherholungsangebot
erweitern. Sie sind inzwischen
auch Mitglied im Bundesver-

band der Gästeführer Deutsch-
land e.V.

Zu den Führungen der Jura-
WegWeiser gehören besondere
kreative Elemente – ob nun
schauspielerische Einlagen, Mu
sik und Tanz oder literarische
Aspekte. So erklären beispiels-
weise zwei (gespielte) Mönche
den Zusammenhang zwischen
Obst und Bibel, bei einer Braue-
reiführung wird eine Brauhexe
aus dem Mittelalter wieder le-
bendig, die Geschichte des Rit-
tergeschlechts der Herren zu
Laaber veranschaulichen Burg-
frauen und -herren in bunten Ko-
stümen von damals oder auch
ein Musikant mit Musikstücken,
die er - natürlich live - auf Instru-
menten jener Jahrhunderte spielt.
Die Jura-WegWeiser bieten ein
sehr breites Spektrum - von hi-
storischen Themen, Natur- und
Pflanzenführungen, über Füh-
rungen mit Schauspiel bis hin
zur Selbstfindung bei geführten
Wanderungen zu Fuß, mit dem
Rad oder Kanu im Oberpfälzer
Jura.

Adressaten

Neben den offenen Angebo-
ten wollen die JuraWegWeiser
auch Urlauber ansprechen, dar-
über hinaus aber auch Fir-
men oder Gästehäuser, für die
Komplettangebote nach deren
Wunsch und Bedarf erstellt
werden können. Natürlich
gehören auch die Schulen zu
den Adressaten.

In den Führungen sollen vor
allem die Besonderheiten der
Region, also des Oberpfälzer Ju-
ra, im Mittelpunkt stehen. Neben
den genannten Beispielen seien
etwa die Führungen „Schäfer-
stündchen - das unvergessliche
Erlebnis für Jung und Alt!“, spe-
ziell für die junge Generation ei-
ne „Heilpflanzenführung für
Kinder“ und eine Heilkräuter-
führung erwähnt. 

Die Führungen der Jura-Weg-
Weiser finden im gesamten

Oberpfälzer Jura statt, der den in
der Oberpfalz gelegenen Teil des
Fränkischen Juras bezeichnet. Er
erstreckt sich über den westli-
chen Teil der Landkreise Am-
berg-Sulzbach, Neumarkt und

dem nördlichen Landkreis Re-
gensburg sowie Teilen des Land-
kreis Kelheims. Nach Westen
stellen Sulz, nach Süden Alt-
mühl und Donau, und nach
Osten das Naab-Tal die natürli-
chen Grenzen des Gebiets dar.
Größere Gewässer in der eher
wasserarmen Gegend sind die
Lauterach, Vils, die Weiße und
Schwarze Laber, sowie mehrere
Zuflüsse der Pegnitz.Weitere In-
formationen unter www.jura-
wegweiser.com

Neue Wege im Tourismus
im Leinleitertal

Heiligenstadt (fpo) - Der Markt Heiligenstadt in Oberfranken ar-
beitet intensiv an einem Tourismuskonzept. Ziel ist, die Stärken
der Tourismusgemeinde Heiligenstadt in der Fränkischen
Schweiz herauszuarbeiten und Marketingmaßnahmen zu ent-
wickeln. Bürgermeister Helmut Krämer hat dazu alle wichtigen
Partner an den Tisch geholt. 

Tourismusexperten und Prakti-
ker arbeiten seit einem halben
Jahr an einer Neuausrichtung im
Tourismusbereich im Leinleiter-
tal. Die IHK und Uni Bamberg
unterstützen dabei den Markt. Er-
ste Inhalte werden noch im
Herbst bekannt werden.

Der Bürgermeister hat Studie-
rende des Praxisprogramms Wirt-
schaft ins Leinleitertal eingela-
den. Das Praxisprogramm Wirt-
schaft - ein Kooperationsprojekt
der Universität Bamberg, IHK-
Akademie Oberfranken und des
Hochschulteams der Arbeitsagen-
tur Bamberg - bereitet Studieren-
de geisteswissenschaftlicher
Fachrichtungen studienbeglei-
tend auf eine Position in der Wirt-
schaft vor. Zielsetzung ist, insbe-
sondere immer wieder an konkre-
ten Projekten in Wirtschaft und
Verwaltung in der Region Ober-
franken mitzuwirken. 

Fachexkursion

Auf einer Marketing-Fachex-
kursion konnten sich die Studen-
ten zunächst ein Bild von den
zahlreichen touristischen Mög-
lichkeiten in Heiligenstadt und 
im Leinleitertal machen. Beson-
ders beeindruckten die geologi-
schen Natur-Highlights Trocken-
tal, Leinleiterquelle und die zahl-
reichen naturbelassenen, gut er-
schlossenen kleineren Nebentäler.
Touristisch überzeugend auch 
die hervorragend ausgeschilderten
(Themen-) Wanderwege, der
durchgehend autofreie Radweg
und die ausgeschilderten Moun-
tainbike-Strecken durch un-
berührte Natur. 

Rund um Burg Greifenstein
wurden bei der Analyse der
Markt-, Kultur- und Kunstveran-
staltungen die kulturellen Poten-
ziale des Ortes deutlich. Die be-
reits bestehenden Aktivangebote,
z. B. Kletterkurse, NordicWal-
king, geführte Rennradtouren,
die Einbindung in überregionale
Rad- und Marktgemeinderat und
ein MTB-Verleih verdeutlichten
auch den Wert des Leinleitertales
als sportlich-aktiv ausgerichtete
Touristikdestination. Abgerundet
wurde die Exkursion durch eine
kurze Bestandsaufnahme des her-
ausragenden Angebots der Ga-
stronomie- und Hotelleriebetriebe
im Leinleitertal.

Nach der Exkursion berarbeite-
ten die Studierenden - unter der
Leitung von Dipl. Kfm. Klaus
Göller - in Arbeitsgruppen ver-
schiedene Aufgabenstellungen im

Heiligenstädter Rathaus. Ein
Team entwickelte Konzepte für
touristische Angebote im „Tal der
Leinleiter“.

Das zweite Team machte Vor-
schläge für Werbe- und Kommu-
nikationsmaßnahmen, um den
Bekanntheitsgrad des Markt Hei-
ligenstadt mit seinen touristischen
Stärken regional und überregio-
nal zielgerichtet zu erhöhen.
Nach der Präsentation der Ergeb-
nisse versicherte Bürgermeister
Krämer, dass die kreativen Vor-
schläge der Marketing-Studenten
ergänzend in das derzeit laufende
Tourismuskonzeptes einfließen
werden. Erste Inhalte Inhalte des
Tourismuskonzeptes werden im
Herbst dem Marktgemeinderat
und der Öffentlichkeit vorgestellt.
Dabei ist geplant, so Krämer, die
Bürger, Vereine, Gewerbe und
Gastronomie im Heiligenstädter
Leinleitertal in offenen Veranstal-
tungen aktiv einzubeziehen.

Bei der Brauereiführung der Jura-WegWeiser kommen histo-
rische Aspekte wie etwa eine Brauhexe ebenso bildhaft zur
Sprache wie der chemische Entstehungsprozess des Gersten-
saftes. Text und Bild: Markus Bauer

„Den Dialog mit dem
Ort ermöglichen!“ 
Ein zeitlich begrenztes Kunstwerk im Raum 

des Regensburger Donaumarktes

„Es ist vor allem die Freude, für die Gemeinschaft etwas zu tun“.
Für die Regensburger Künstlerin Regina Hellwig-Schmid ist dies
die grundsätzliche Motivation für ihr aktuell laufendes und im Ju-
li 2008 vollendetes Projekt „PerspektivWechsel“. Konkret geht es
bei diesem Vorhaben darum, den Teil des Donaumarktes, auf dem
noch Abbruchreste einer früheren Wurstfabrik stehen, in eine Ra-
senskulptur zu verwandeln. Die vorhandene Geländeform mit
den Bauwerksresten wird in frischem Grün aufleben, um die Pfle-
ge und den Unterhalt wird sich das Gartenbauamt der Stadt Re-
gensburg kümmern.

Die lange Zeit auf dem Areal
bestehende Wurstfabrik Oster-
meier war die letzte Nutzung des
Geländes. Ausgrabungen haben
aber gezeigt, dass hier bereits zur
Zeit der Römer und im Mittelalter
das Leben pulsierte. Mauerwerke,
Hypokausten und Kellergewölbe
sind zum Teil noch sichtbar.

Positiv steht auch die Stadt Re-
gensburg dem Vorhaben gegenü-
ber. Einstimmig beschloss der
Ausschuss für Stadtplanung, Ver-
kehr, Umwelt- und Wohnungsfra-
gen am 15. Mai 2007 die Teilnah-
me am Bundeswettbewerb „En-
tente Florale“. 

Ein nicht alltäglicher Teil da-
von ist die Rasenskulptur „Per-
spektivWechsel“ von Regina
Hellwig-Schmid. Im Untertitel
nennt sie ihr Projekt „temporäre
Intervention im öffentlichen
Raum“. Als eine „grüne Oase“
stellt sie sich ihr Rasenskulptur-
projekt vor, das zur Gattung „In-
stallationskunst“ bzw. „Raumge-
staltung“ gehört. „Ich habe immer
das Bild vor meinem inneren Au-
ge gesehen“, blickt sie auf die Ge-
nese des Projektes zurück. Wie
ein englischer Rasen, mit absolu-
ter Ästhetik gegenüber dem
ruinösen Umfeld, sollte die
Skulptur zur Geltung kommen.
Es wird ein Unikat sein, denn ge-
nau an diesem Ort und unter den
Einflüssen von Natur und Wetter
wird es sich einzigartig ent-
wickeln. Noch ein weiterer As-
pekt ist Regina Hellwig-Schmid
wichtig: „Der öffentliche Raum
ist immer auch ein Raum in Be-
wegung, wo es um historische
und aktuelle Bezüge geht, die ei-
nen Dialog mit dem Ort und des-
sen Geschichte ermöglichen. Das
Abrissgelände mit seiner Archi-
tektur, hier seinen Ruinen und
Ausgrabungen, macht die Ver-
gangenheit sichtbar und ermög-
licht die Verknüpfung künstleri-
scher Fragestellungen mit gesell-
schaftlichen Prozessen und politi-
schen Diskursen. Dabei geht es
um ein neues Erleben des Erin-

nerns, Fragen nach Toleranz,
Identität und gesellschaftlichen
Normen, sowie um Diskussion
und Konfrontation mit künstleri-
schen Gegen-Bildern.“

Wie sieht das Projekt nun kon-
kret aus: Kurz beschrieben geht
es um die Begrünung bzw. Ein-
deckung des gesamten Areals in-
klusive der vorhandenen Abriss-
substanz mit Rollrasen bzw.
Pflanzsubstart, das zur Extrem-
flächenbegrünung verwendet
wird. Ungefähr 2700 Quadratme-
ter umfasst das von der Ostengas-
se, Klostermeyergasse, Gichtl-
gasse und dem Donaumarkt be-
grenzte Grundstück, zur Begrü-
nung müssten nach den Berech-
nungen der Künstlerin etwa 4000
Quadratmeter Rasenfläche ange-
legt werden. Das im Besitz der
Regensburger Stadtbau GmbH
befindliche Areal will Hellwig-
Schmid einem „PerspektivWech-
sel“ unterziehen, sie will der Be-
völkerung sowie den Gästen eine
völlig andere Perspektive und
Raumwahrnehmung dieses Are-
als vermitteln. Für die Stadt Re-
gensburg, seit kurzem zum Welt-
kulturerbe zählend, soll das
Kunstwerk auch dazu beitragen,
dass die Passagiere der Donau-
schiffe anstatt der grauen und we-
nig repräsentablen Parkplatz-
fläche des Donaumarktes einen
positiven, ersten „magisch blü-
henden“ Eindruck der Stadt mit
nach Hause nehmen, wie es ja
auch der Wettbewerb „Entente
Florale“ wünscht.

Auch Ernst Stösser, der Leiter
des Regensburger Gartenbauam-
tes, unterstützt das Projekt und
freut sich, dass das Gelände zu-
mindest für kurze Zeit der Öf-
fentlichkeit zugänglich gemacht
wird. „Frau Hellwig Schmid
suchte Hilfe bei der Umsetzung
ihrer Idee“, erinnert er sich an die
Anfänge der Zusammenarbeit.
Die Stadt Regensburg integriert
das Projekt in die ‚Entente Flora-
le’, einen europäischer Wettbe-
werb, an dem sich die Kommune

Pantaleon Baur feierte
70. Geburtstag

Stellvertretender Günzburger Landrat und 2. Bürgermeister

Freunde nennen Pantaleon Baur „Pantale“. Seit 1966 ist der
stellvertretende Günzburger Landrat und Ursberger 2. Bür-
germeister im kommunalpolitischen Ehrenamt. Kürzlich
konnte er seinen 70. Geburtstag feiern. 

Die politische Karriere von
Pantaleon Baur begann 1966 im
Gemeinderat von Mindelzell.

meindung in den größeren Ort
Ursberg übertragen. 

Politisches Urgestein

1990 kam Baur in den Günz-
burger Kreistag. Seit 2002 ist er
der erste Stellvertreter von Land-
rat Hubert Hafner. Kein geringe-
rer als sein Jugendfreund Theo
Waigel empfahl das politische
Urgestein 1984 für das Amt des
stellvertretenden CSU-Kreisvor-
sitzenden. 23 Jahre lang übte er
dieses Amt aus. Wie verwurzelt
Pantaleon Baur in der Bevölke-
rung ist beweisen viele seiner
weiteren Ehrenämter u.a. Pfarrge-
meinderatsvorsitzender seit 1960,
Schöffe am Landgericht (1985 –
1993), Vorstand der Molkereige-
nossenschaft (1970 – 1996) und
Vorstand des Musikvereins (1971
– 1980). Der Freistaat dankte ihm
mit der kommunalen Verdienst-
medaille in Bronze. Hans Joas

Pantaleon Baur.

1972 wurde der Landwirt zum
zweiten Bürgermeister gewählt.
Dieses Vertrauen wurde ihm
dann auch 1978 nach der Einge-

im kommenden Jahr beteiligen
wird. Über die Kosten äußert sich
Stösser nur sehr vorsichtig. „Den
Rasen versucht die Künstlerin
über Sponsoren zu finanzieren.
Die Verwirklichung und Pflege
der Rasenplastik kostet allerdings
ein Mehrfaches des Rasenwertes.“

In die Umsetzung wird nach
Vorstellung der Künstlerin nicht
allein der Boden einbezogen. „In
den hügeligen sowie ebenen Bo-
denbereichen wird Rollrasen
verlegt, an den Hausfassaden
wird der Rasen mittels Anspritz-
verfahren auf Erosionsmatten
befestigt“, beschreibt sie ihr Vor-
haben. Und die verbliebenen
aufgerissenen Innenräume sollen
spärlich von innen beleuchtet
werden.

Ab Oktober wird das Areal für
die Aufbringung des Rollrasens
aufbereitet. Voraussichtlich im
März /April wird der Rollrasen
ausgelegt. Die Finanzierung er-
folgt zu einem guten Teil über
Sponsoren. Die Eröffnung wird
voraussichtlich am 2. Juli 2008
sein. Markus Bauer
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„Diese blöden Neidhamme-
leien perlen an mir persönlich
ab. Fragt sich nur, ob so was
die Wähler beeindruckt?“
Mein Chef, der Bürgermeister,
ärgert sich gerade über eine
ziemlich perfide Geschichte 
in der Zeitung, die von sei-
nem Gegenkandidaten bei der 
nächsten Wahl lanciert wurde.

Es dreht sich um die Frau
des Bürgermeisters. Eine pa-
tente Gefährtin für ihn, eine
liebenswerte Persönlichkeit für die, die mit ihr
zu tun haben und eine engagierte „First Lady“
der Stadt, die gerade im sozialen Bereich so
manches angeschoben hat, das ohne sie auf
halber Strecke liegen geblieben wäre. Aller-
dings kommt sie aus einer wohlhabenden Fa-
milie und entgegen dem alten Spruch, wonach
altes Geld unsichtbar wäre, zeigt sie gerne,
dass sie sich Dinge leisten kann, von denen an-
dere nur träumen. Mein Haus, mein Auto, mei-

ne Yacht, mein Pferd - das ist der Stoff, aus dem
alle Jahre wieder Dreck gemischt wird, um auf
den Bürgermeister zu werfen. Motto: Die einen
prassen, die anderen darben.

Schwer ist es ja nicht, solche Reaktionen bei
uns auszulösen. Deutschland ist ein Land der
Neidhammel. Es gibt fast nichts, was die Men-
schen einander nicht missgönnen. Wir nehmen
politische Aussagen ernst, wonach man Ein-
kommensobergrenzen für bestimmte Berufs-
gruppen, etwa Unternehmer, einführen müsste.
Die Presse und alle, die es nichts angeht,
empören sich, wenn Manager sich einen Bonus
für die Trennung von einem Verlustbringer ge-
nehmigen. Nur die, die es angeht, finden es
ganz in Ordnung, nämlich die Eigentümer, die
Aktionäre. Der Aktienkurs steigt.

Ein ganzes Volk auf dem Weg in die Ver-
dammnis? Denn schließlich ist Neid eine
Todsünde. Das gesellschaftliche Phänomen der
Neidgesellschaft dürfte weniger theologisch zu
fassen sein, als soziologisch. Wir haben kollek-
tiv ein tiefes Gefühl für Egalität, vielleicht so-
gar für Konformität. Wir sind noch nicht in der
Gegenwart angekommen.

Der Bundespräsident hat es doch eigentlich in

seiner letzten Berliner Rede
auf den Punkt gebracht: Es ist
nichts Schlimmes daran, wenn
einzelne Erfolg haben und es
ihnen gut geht. Das Entschei-
dende ist, dass diese Erfolgrei-
chen dann auch den Geleitzug
anführen und alle in dem Sog
dieses Erfolgs vorwärts kom-
men. Erfolg sollte also nicht
Missgunst auslösen, sondern
den Nachahmungstrieb beflü-
geln. Der Ehrgeiz sollte dar-

auf gerichtet sein, dem Erfolgreichen nachzuei-
fern und sich nicht darüber Gedanken zu ma-
chen, wie man seinen Erfolg schmälern könnte -
über Erbschaftsteuer, Reichensteuer oder sonsti-
ge Demotivationsinstrumente.

Ich bin davon überzeugt: Würden wir nur
annähernd soviel Phantasie, Arbeit und Mühen
für die Förderung von Talenten, Anlagen und
Ideen der Menschen einsetzen, wie wir aufbrin-
gen, um umzuverteilen, Unternehmergeist ab-
zuwürgen und Anreize zur Nichtleistung zu ge-
ben, wären wir nicht nur eine wohlhabendere,
sondern auch eine harmonischere, zufriedene-
re und in letzter Konsequenz auch sicher eine
solidarischere Gesellschaft. Denn das ist natür-
lich die andere Seite der Medaille: Wer Erfolg
hat, zur Elite zählt, der muss auch seine per-
sönliche Verpflichtung erkennen, die er den
Schwachen gegenüber hat. Heute kauft man
sich durch eine übergroße Steuerlast frei und
überlässt alles dem anonymen Vater Staat.
Denken wir an den schwarzen amerikanischen
Rockstar, der - selbst aus ärmlichsten Verhält-
nissen stammend – bekannte, dass sein soziales
Engagement begann als er erkannte, dass man
eigentlich nur ein Auto fahren kann.

Mein Chef, der Bürgermeister, hat keinen
Bock auf Defensive. Er wird seinen Konkurren-
ten frontal angehen und ihn entlarven: Als einen,
der ins Persönliche gehen muss, weil er keine
Orientierung hat und dem Erfolg nur platte 
Missgunst entgegensetzen kann. Und er wird
sich an dem heutigen Kalenderblatt aufrichten,
das die humorvolle Erkenntnis des Quizmasters
Robert Lembke verzeichnet: „Mitleid bekommt
man geschenkt. Neid muss man sich verdienen.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Land der
Neidhammel

Leistungsschau „Get 07“ in Gundelfingen:

„Energiespar-Forum“
mit starkem Echo 

Gundelfingen (jdt). Überregionale Beachtung fand bei der „Get
07“, der Leistungsschau Gundelfingen, das „Große Energiespar-
Forum des Landkreises Dillingen“. Die vielseitige Sonderschau
stand im Mittelpunkt der dreitägigen Ausstellung in der westlich-
sten Stadt des Kreises Dillingen. Den Erfolg, der nicht zuletzt do-
kumentiert wird durch die eindrucksvolle Zahl von rund 30.000
Besuchern, sicherte ein vielgelobtes Bündnis zwischen der Stadt
(mit Bürgermeister Franz Kukla als Schirmherr), der aktiven
Wirtschaftsvereinigung mit dem Vorsitzenden Rainer Hönl, dem
Ausstellungsorganisator Bernd Böhme (Böhme Event Marketing,
Diedorf) und dem Landkreis Dillingen.

Landrat Leo Schrell dankte
den Veranstaltern für die her-
vorragende Einordnung des
„Energiespar-Forums“ und die
erneut bewährte „Brückenfunk-
tion“ von Gundelfingen zwi-
schen Nord- und Westschwaben
sowie dem benachbarten Ba-
den-Württemberg. 

Besonderer Magnet

Das Energiespar-Forum in
der Halle 1 der „Get 07“ war 
ein besonderer Ausstellungsma-
gnet. In Zusammenarbeit mit
der „Agenda 21“ des Landkrei-
ses gab es vielfältige Energiebe-
ratungen für Privathaushalte,
Hausverwaltungen und unter
anderem auch Kommunen. 

Fortgesetzt werden diese

Schwerpunkt-Aktivitäten des
Landkreises mit wichtigen Ko-
operationspartnern. Zu ihnen
gehören, mit der „Agenda 21“,
die „Initiative Dillinger Land“,
Donautal Aktiv e.V., die Bau-
Innung, die Kaminkehrer-In-
nung Schwaben-Augsburg, Lech-
werke AG, Erdgas Schwaben,
das Unternehmen EnBW ODR
AG, die BayWa und weitere
Partner. Weitere Experten aus
Industrie- und Handelskam-
mer, Handwerkskammer und
den Geldinstituten helfen mit,
die Zukunftsentwicklung zu
steuern.

Ein regelmäßiger Beratungs-
service wurde im Landratsamt
Dillingen eingerichtet an jedem
zweiten und vierten Donnerstag
des Monats von 14 bis 18 Uhr

(erster Stock, Zimmer 103-
104). Erbeten sind vorherige
Terminvereinbarungen am Tele-
fon 09071/51-248. Zur Verfü-
gung stehen 19 offizielle Ener-
gieberater. Die Koordination
der Energieberatung wurde Pe-
ter Hurler im Landratsamt über-
tragen.

Förderprogramme nutzen

Der Dillinger Landrat Leo
Schrell steuert selbst vielseitige
Aktivitäten im Kreis Dillingen
zum bewussten Energiesparen,
zum nachhaltigen Einsatz er-
neuerbarer Energien bei der
Strom- und Wärmeerzeugung,
zur Modernisierung ineffizien-
ter Heizanlagen und zur geziel-
ten Wärmedämmung von Ge-
bäuden. Die gesamte Bevölke-
rung - so Schrell - sei aufgeru-
fen, einen aktiven Beitrag zur
Reduzierung des Klima schädli-
chen Ausstoßes von Kohlendio-
xid und zum nachhaltigen
Schutz der natürlichen Lebens-
grundlagen zu leisten.

Mit Genugtuung registriert
Landrat Schrell eine ständig
wachsende Aufgeschlossenheit
der kommunalpolitisch Verant-
wortlichen für effiziente Ener-
gieeinsparung, den Einsatz von
Photovoltaik, Solarstrahlung,
Biomasse usw. zur Strom- und
Wärmeerzeugung, den Einsatz
von Baumaterialien aus nach-
wachsenden Rohstoffen und zur
Nutzung aktueller staatlicher
und anderer Förderprogramme. 

Landkreis ein „Vorreiter“

Im Blick auf die absehbare
Endlichkeit der fossilen Ener-
gieträger ist es nach Ansicht von
Landrat Schrell und der maßge-
benden Kommunalpolitiker im
Dillinger Kreistag höchste Zeit
für ein anhaltendes Umdenken
zugunsten des nachhaltigen Kli-
maschutzes. 

Der Landkreis geht dabei mit
gutem Beispiel voran. In den
Kreiseinrichtungen werden bei
anstehenden Heizungssanierun-
gen Umstellungen auf erneuer-
bare Energieträger erfolgen. In
dieser Richtung wird in abseh-
barer Zeit auch die Heizzentrale
im Landratsamt Dillingen mo-
dernisiert. 

Und im „Umweltwettbe-
werb“ des Landkreises Dillin-
gen gibt es zunehmend Eh-
renurkunden und Geldpreise
für vorbildliche Aktivitäten
von Städten, Gemeinden und
Privatpersonen zugunsten er-
neuerbarer Energien.

Vor der großen „Visitenkarte“ der attraktiven Sonderschau
(von links): Stadtpfarrer Frank Schneider, Ausstellungsorga-
nisator Bernd Böhme, Landrat Leo Schrell, Kulturreferent
Stadtrat Walter Hieber, stellvertretende Landrätin Angela Rie-
der, Bürgermeister Franz Kukle, der Vorsitzende der Wirt-
schaftsvereinigung, Rainer Hönl, Bundestagsabgeordneter
Hans Reidel. Bild: -jdt-

Ostbayern, Österreich und Tschechien:

Neuer Regiopolraum 
Mehrere Städte aus Ostbayern, Österreich und Tschechien wollen
gemeinsam kommunale Projekte anstoßen und sich so bessere
Förderperspektiven in der EU verschaffen. An der in Regensburg
vereinbarten Kooperation beteiligen sich neben der Oberpfälzer
Bezirkshauptstadt auch Weiden und Deggendorf, Linz aus
Oberösterreich sowie Pilsen und Budweis aus Tschechien.

Laut Regensburgs Oberbür-
germeister Hans Schaidinger
soll eine europäische Modellre-
gion geschaffen werden, die zu
dauerhaftem Wachstum verhilft.
Schaidinger verfolgt diese Idee
seit eineinhalb Jahren. Aus-
schlaggebend dafür war die
Ausrufung der beiden Metro-
polregionen München und
Nürnberg, was Regensburg vor
die Wahl stellte, sich einer 
der beiden Metropolen anzu-
schließen. „Dann wären wir das
fünfte Rad am Wagen einer der
großen Metropolen geworden“,
zeigte sich das Stadtoberhaupt
überzeugt. Deshalb entschied er
sich dafür, das spezifische Profil
Ostbayerns als Tor nach Osten
in ein eigenständiges Konzept
zur Entwicklung eines transna-
tionalen Regiopol-Raums ein-
zubringen.

Gleichwohl stößt der neue
Regiopolraum bei Oberpfälzer
Städten auf geteiltes Echo. Tir-
schenreuth würde sich „sehr
gern anschließen“, stellte Bür-
germeister Franz Stahl fest. Zur
Gründung des Regiopolraums

habe er zwar keine Anfrage er-
halten, sei aber dennoch sehr in-
teressiert an einer Zusammenar-
beit. „Die Kreisstadt Tirschen-
reuth ist ja in mehrere städte-
bauliche Maßnahmen eingebun-
den, beispielsweise bei der Gar-
tenschau ‚Natur in der Stadt
2013“, erklärte Stahl. 

Keine Interessenkollision

Auch Weidens OB Kurt Seg-
gewiß will der Stadt keine
Chancen verbauen. Der Regio-
polraum biete eine Möglichkeit,
um an dem Potenzial teilzuha-
ben, das in dieser Region steckt.
Seggewiß sieht keine Interes-
senkollision zur Mitgliedschaft
in der Metropolregion. Schon
bisher sei die Stadt Weiden Mit-
glied der Regionalkooperation
Oberpfalz/Niederbayern-Pilsen
gewesen. „Die Mitarbeit im Re-
giopolraum knüpfe an diese be-
stehenden Verbindungen an.

Ambergs Oberbürgermeister
Wolfgang Dandorfer hingegen
beurteilte die Konstellation als
insgesamt eher schwierig. Füh-

re man sich das vorgestellte
Achsensystem vor Augen, so
sei Amberg hier nicht besonders
gut positioniert. Sein Ratschlag:
„Wir müssen schauen, dass wir
die Kräfte bündeln und nicht
noch mehr splitten.“ DK

Landkreis Aschaffenburg:

100-Dächer-Programm ein voller Erfolg
Etwas überrascht von der überaus großen Nachfrage nach Pho-
tovoltaikanlagen in seinem Landkreis hat sich Landrat Prof. Ul-
rich Reuter gezeigt. Knapp zwei Wochen nach Start des 100-
Dächer-Programms seien bereits die meisten der zur Verfügung
stehenden Photovoltaikanlagen verbindlich bestellt gewesen.

Das 100-Dächer-Programm
verfolgt den Zweck, der Nut-
zung der Solarenergie einen zu-
sätzlichen Schub zu geben. Viele
potentielle Nutzer scheuen vor
dem Einbau einer Photovoltaik-
anlage zurück, da ihnen die dazu
erforderlichen Schritte als zu
kompliziert erscheinen. Techni-
sche Details der Anlage, das Ver-
fahren mit der Einspeisevergü-
tung und eine in vielen Fällen er-
forderliche Finanzierung haben
manchen Hauseigentümer zu-
rückschrecken lassen. 

Mit dem eigens für das 100
Dächer-Programm geschnürten
Gesamtpaket sollte aufgezeigt,

werden, dass Einbau und Betrieb
einer Photovoltaikanlage mit
vergleichsweise geringem Auf-
wand möglich sind.

Leistungsfähige Partner

Als Partner für das Projekt hat-
te der Landkreis leistungsfähige
Partner gewinnen können. Die
Firma SCHOTT Solar, einer der
führenden Solaranbieter in Euro-
pa und mit Hauptsitz in Alzenau,
stellt für das Programm ein zu-
sätzliches Kontingent von 100
Photovoltaikanlagen mit einer
Gesamtkapazität von über 400
kWp (Kilowatt/peak) zur Verfü-
gung. „Eigentlich ist unsere ge-
samte Jahresproduktion 2007
schon komplett verkauft. Es ist
uns aber dann doch noch gelun-
gen, die zusätzlichen Paneels für
das 100 Dächer-Programm noch
bereitzustellen“ freut sich auch
Michael Schmidt, Leiter des Eu-
ropavertriebs bei SCHOTT So-
lar, über die rege Nachfrage.

Sparkasse bietet
günstige Finanzierung

Der Vertrieb der Solarstrom-
module erfolgt über die Klein-
ostheimer Firma PV5 Solarcon-
cept. Den Einbau übernehmen
dann leistungsstarke Betriebe
der beiden Innungen „Elektro-
und Informationstechnik Bayeri-
scher Untermain“ sowie „Speng-
ler-Sanitär-Heizungstechnik

Aschaffenburg-Miltenberg“. Ab-
gerundet wird das Programm
durch ein günstiges Finanzie-
rungsangebot der Sparkasse
Aschaffenburg-Alzenau, das un-
ter dem Motto „Zins und Til-
gung zahlt die Sonne“ so ausge-
legt ist, dass die monatliche Be-
lastung nicht höher ist als die
Einnahmen aus der Einspeise-
vergütung.

Lohnenswerter Einbau

Bis Ende Juni 2007 gab es im
Landkreis Aschaffenburg insge-
samt 1006 Photovoltaikanlagen
mit einer Gesamtleistung von
knapp 9500 kW. Mit den zusätz-
lichen Kapazitäten aus dem 100-
Dächer-Programm wird im Land-
kreis bald die 10 Megawatt-
Grenze überschritten werden.

Aber auch wenn das Kontin-
gent erschöpft ist, sind sich alle
Beteiligten einig: Auch nach
Auslaufen des 100-Dächer-Pro-
gramms ist der Einbau von Pho-
tovoltaikanlagen eine sinnvolle
Sache, die sich für alle Beteilig-
ten rechnet - für die Betreiber
ebenso wie die Umwelt.

Ziel erreicht

„Unser Ziel, zusätzliches In-
teresse für die Nutzung der Son-
nenenergie zu wecken, haben
wir eindeutig erreicht“, zieht Dr.
Reuter eine Zwischenbilanz.
„Und wir werden uns mit unse-
ren Partnern zusammensetzen
und schauen, ob wir im kom-
menden Jahr ein zweite Runde
des 100-Dächer-Programms auf-
legen können.“ DK

1000 Jahre Holzheim
„In Holzheim hat sich über die Jahrhunderte hinweg ein Ge-

meinwesen entwickelt, in dem es sich gut leben lässt; ein Ge-
meinwesen, das wirklich Heimat im besten Sinne ist; Heimat,
mit der sich die Bürgerinnen und Bürger identifizieren und die
sie aktiv mit gestalten können“, betonte Innenstaatssekretär Ge-
org Schmid anlässlich des 1000jährigen Jubiläums der Gemein-
de Holzheim, Landkreis Donau-Ries. 

„Holzheim bietet seinen Bürgerinnen und Bürgern beste Vor-
aussetzungen. Im reichen und vielfältigen Vereinsleben spiegelt
sich die tiefe örtliche Verbundenheit wieder, die dem einzelnen
gerade in der heutigen Zeit den wichtigen Halt gibt“, so Schmid.
Er führte als Beispiel für die gelungene und vorausschauend ge-
plante gemeindliche Entwicklung die bedarfsgerechte Bauland-
ausweisung an, die zu einem gesunden Einwohnerzuwachs bei-
getragen hat. Durch die Ausweisung eines Gewerbegebietes im
Gemeindeteil Pessenburgheim wurden zudem die Voraussetzun-
gen für eine positive wirtschaftliche Entwicklung und eine Absi-
cherung der ca. 200 ortsnahen Arbeitsplätze geschaffen.
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Vorschau auf GZ 20
In unserer nächsten Ausgabe Nr. 20, die am 25. Oktober
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:

Kommunalfinanzen
Wasserversorgung . Wasserentsorgung
Fachliteratur
Rechtsfragen
Kommunale Repräsentation

Kommunale Altenhilfekonzepte:

Lebensqualität
im Alter sichern

Miltenberger Kommunalpolitiker diskutierten über Modellprojekt 
des Sozialministeriums 

Auf Einladung von Miltenbergs Landrat Roland Schwing tra-
fen sich kürzlich Bürgermeister, Senioren-Netzwerker und
Mitglieder der ARGE Wohlfahrt, um über das vom Bayeri-
schen Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, Fami-
lie und Frauen geförderte Modellprojekt „Kommunale Alten-
hilfekonzepte für kleine Gemeinden“ zu diskutieren. Modell-
kommunen im Projekt waren Stegaurach (Oberfranken), Hof-
kirchen (Niederbayern), Deiningen (Schwaben), Hausham
(Oberbayern), Röttingen (Unterfranken, Langenfeld (Mittel-
franken), Edelsfeld, Vilseck, Schnaittenbach, Hirschau, Frei-
hung, Hahnbach, Poppenricht, Gebenbach und Freudenberg
als Gemeinden der AOVE–Region (Oberpfalz).

Wohnen bleiben oder Weg-
zug? Aus der Perspektive der
Befragten zeigt sich u. a., dass
der überwiegende Teil der Be-
fragten am Ort und in seiner
Wohnung bleiben möchte. Nur
wenige sind bereit, den Ort zu
wechseln, wobei hierfür meist
persönliche Motive im Vorder-
grund stehen.

Schlüsselposition

Aus der Perspektive der Ge-
meinde ist es gerade für diejeni-
gen, die mit schrumpfenden
Einwohnerzahlen rechnen müs-
sen, durchaus ein Ziel, den Ver-
bleib der älteren Bürgerinnen
und Bürger zu sichern. Dass
Schlüsselpersonen wie Archi-
tekten und Handwerksbetriebe
hier eine besonders wichtige
Beratungsaufgabe wahrnehmen
sollten, ist hinlänglich bekannt,

aber noch nicht umgesetzt. Al-
lerdings gibt es auch die Hoff-
nung, dass insbesondere die
jüngeren Senioren sich zum
Thema Wohnen im Alter mehr
Gedanken machen als die ältere
Generation.

Hohes ehrenamtliches
Engagement

Ein weiteres Ergebnis des
Modellprojekts ist, dass in den
Gemeinden im ländlichen
Raum ein hohes ehrenamtliches
Engagement vorhanden ist.
Überdies konnte im Rahmen
der Befragungen auch eine Be-
reitschaft zu weiterem Engage-
ment festgestellt werden. Aller-
dings war man sich in der Dis-
kussion auch einig, dass Projek-
te, die über das vorhandene En-
gagement hinausgehen, Anlei-
tung, Führung und Betreuung

benötigen. Dies kann allerdings
von den Gemeindeverwaltun-
gen nicht oder nur kaum gelei-
stet werden, weil die personel-
len Ressourcen zu knapp sind.
Auch bereits ehrenamtlich Täti-
ge wie Leiter von Seniorenan-
geboten sind mit zusätzlichen
Arbeiten womöglich überlastet.
Professionelle Dienste wie z. B.
Sozialstationen könnten dies
leisten, aber nur, wenn es in ihr
eigenes Tätigkeitsprofil passt.
Lösungsansätze bzw. konkre-
te Maßnahmen zur Weiterent-
wicklung des ehrenamtlichen
Engagements wurden deshalb
nur punktuell formuliert.

„Große“ Lösungen

Beispiele hierfür sind die Be-
nennung von (ehrenamtlichen)
Ansprechpartnern für Senioren
am Ort oder der Aufbau speziel-
ler Sportangebote für Senioren
in den bestehenden Vereinen.
Wünschenswerte „große“ Lö-
sungen, wie professionell Täti-
ge, die ehrenamtliches Engage-
ment auf- bzw. ausbauen, konn-
ten wegen nicht geklärter Fi-
nanzierung und fehlender per-
soneller Ressourcen vor Ort
nicht realisiert werden.

Sinnvolle Ergänzung

Die Entwicklung kommuna-
ler Altenhilfekonzepte für klei-
ne Gemeinden ist eine sinnvolle
Ergänzung zu der Altenhilfepla-
nung der Landkreise und kreis-
freien Städte, so ein weiteres
Ergebnis des Modellprojekts. In
allen Modellgemeinden wurden
in Bezug auf das „Älter wer-
den“ zentrale Grundbedürfnisse

wie Mobilität, Versorgungsin-
frastruktur, Information und de-
ren Zugangswege, Wohnen und
soziales Miteinander in der Ge-
meinde genannt. 

Die Referentin der Miltenber-
ger Veranstaltung, Sabine Wenng,
Leiterin der Koordinationsstelle
„Wohnen zu Hause“, hatte die
Ergebnisse vorgestellt und be-
tonte in einer anschließenden
Diskussion mit den Teilnehmern,
dass Altenhilfe mehr als ambu-
lante und stationäre Pflege sei.
Es seien deshalb auf Gemeindee-
bene passgenaue Altenhilfekon-
zepte notwendig, die das ganze
Lebensumfeld der älteren Bevöl-
kerung umfassten.

Teilhabe am sozialen Leben

So zeige sich Lebensqualität
im Alter z. B. in der Mobilität
der Senioren, durch Barriere-
freiheit in der eigenen Woh-
nung, durch ein Geschäft, eine
Bank und einen Arzt in erreich-
barer Nähe sowie in den Mög-
lichkeiten, am sozialen Leben
teilzuhaben und sich in den Ge-
meinden einzubringen. Die vor
Ort vorhandenen Ressourcen
sollten genutzt werden. Entspre-
chende Akteure gebe es. Not-
wendig sei es, diese an einen
Tisch zu holen, um gemeinsam
zu erörtern, was bereits gut lau-
fe und wo in der Gemeinde Be-
darf bestehe. Für die konkrete
Umsetzung vor Ort bot Sabine
Wenng Unterstützung an.

Grundbedürfnisse

Stellvertretender Landrat Her-
mann-Josef Eck freute sich über
die große Zahl an Teilnehmern
und stellte dabei die besondere
Bedeutung von Altenhilfekon-
zepten auf Gemeindeebene her-
aus. Diese seien eine wichtige
Ergänzung zu den Altenhilfe-
planungen der Landkreise und
kreisfreien Städte, gehe es doch
in Bezug auf das Älterwerden
um zentrale Grundbedürfnisse
der Bevölkerung in den Ge-
meinden vor Ort. Aufgrund der
demographischen Entwicklung

An der Umweltstation Unterallgäu:

LEW fördert Bildungs-
projekt zum Klimaschutz

Mit insgesamt 10.000 Euro fördern die Lechwerke (LEW) Bil-
dungsmaßnahmen zum Thema Klimaschutz an der Umweltstati-
on Unterallgäu in Legau. LEW-Vorstandsmitglied Paul Waning
und der 1. Vorsitzende des Fördervereins, Altlandrat Dr. Hermann
Haisch, haben hierzu ein Sponsoringabkommen geschlossen.

Die Unterstützung der Deut-
schen Waldjugend Legau und der
Umweltstation Unterallgäu durch
die Lechwerke hat eine lange Tra-
dition. Bereits 1988 wurde mit ei-
ner Förderung von LEW eine alte
Trafostation in Legau Straß zu ei-
nem Tierhotel um- und ausge-
baut. Im Jahr 2003 konnte mit
Hilfe einer weiteren LEW-Unter-
stützung eine über 50 m² große
Solarthermische Kollektoranlage
zur Warmwassererwärmung und
Heizungsunterstützung auf dem
Multifunktionsgebäude installiert
werden. Diese wurde durch den
Großbrand am 18.04.2006 völlig
zerstört. 

Animationsmodell

Mit der nun erneuten Förde-
rung soll die Wärmepumpen-
technik in der Region einer brei-
ten Öffentlichkeit vorgestellt und
für diese neue innovative und
energieeffiziente Technik gewor-
ben werden. Die Umweltstation

erhält hierfür ein Animationsmo-
dell für ihre Ausstellung. Des
weiteren wird durch eine finan-
zielle Unterstützung die Bil-
dungsarbeit und hier vor allem
die Umweltbildung mit Kindern
und Jugendlichen gefördert. Bei
der offiziellen Vorstellung des
Sponsorprojektes waren neben
Dr. Hermann Haisch auch Land-
rat Hans Joachim Weirather und
Markus Grauer, Vorsitzender
des Kreisjugendringes Unterall-
gäu, anwesend. 

Impulse für die Region

In seiner Begrüßung ging Alt-
landrat Dr. Haisch näher auf die
Bedeutung der Legauer Einrich-
tung für die Region ein. Mehr als
16.000 Belegungstage konnten
2006 verbucht werden. Für 2007
sind bereits heute mehr als 120
Gruppen mit über 18.000 Be-
legungstagen fest angemeldet.
Landrat Weirather und LEW-Vor-
standsmitglied Waning lobten in
ihren Grußworten das Engage-
ment der Umweltstation und ho-
ben die Bedeutung der Umwelt-
bildung für Jugendliche hervor.

FV Geschäftsführer Jürgen
Aust führte die Gäste an-
schließend durch die Einrichtung
und stellte das Entwicklungs-
konzept 2010 vor. Waning zeigte
sich erfreut über die traditions-
reiche Kooperation zwischen
dem Umweltzentrum und den
Lechwerken. Beide, so Waning,
verfolgten beim Thema Energie-
effizienz die selben Ziele. Die
Lechwerke engagieren sich als
Sponsor beim Sport, in der Kul-
tur sowie bei sozialen Projekten
für die Region.

in den nächsten Jahren und
Jahrzehnten sowie der Wünsche
und Bedürfnisse der Bevölke-
rung seien entsprechende Kon-
zepte dringend notwendig und
in der Zukunft ein wichtiger
Standortfaktor und Wettbe-
werbsvorteil. Die von den
Wohlfahrtsverbänden im Land-
kreis derzeit geplante, über die
Verbandsarbeit hinausreichende
Zusammenarbeit im Bereich der
Seniorenbetreuung und -pflege
könne hierbei ein wichtiger
Baustein sein. Eck bat die Ge-
meinden und anwesenden Bür-
germeister, in der Altenhilfe ak-
tiv und tätig zu werden. DK


